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G. Holzinger

Präsident des österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Soziale Grundrechte in Österreich 
– Bestand und Ausblick Gliederung

1. Begriff
2. Gibt es soziale Grundrechte in der österreichischen
Verfassung?
3. Zur Diskussion über die Einführung sozialer Grundrechte
4. Ausblick

1. Begriff
Grundrechte sind ein wesentlicher Bestandteil jeder

Verfassung. Sie sprechen den Einzelnen direkter an als jeder
andere Teil der staatlichen Rechtsordnung. Die Grundrechte
reichen von existenziell notwendigen Verbürgungen wie dem
Recht auf Leben über ein  allgemeines Gleichheitsgebot bis zur
Garantie eines fairen Verfahrens vor einem unabhängigen
Gericht. Alle diese Rechte beruhen auf der Idee, dass jeder
Mensch mit seiner Person verbundene, angeborene und daher
unveräußerliche Rechte hat.

Die österreichische Bundesverfassung verwendet den
Begriff "Grundrecht" nur an wenigen Stellen; sie spricht
vielmehr von "verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten".
Der Verfassungsgerichtshof versteht darunter subjektive, also

From­the­practice­of­the­constitutional­justice

Vardevanyan­A. Constitutional­Court­of­the­Russian­

Federation­is­25­years­old­..................................................

Pkhrikyan­A. Constitutional­Court­of­Latvia­is­25­years­old­..

Tokhyan­F. Twenty­years­of­formation­and­development­

of­the­Constitutional­Court­of­the­Republic­of­Armenia­.........
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Verfassungsrang zuerkannt wurde, einschließlich der von
Österreich ratifizierten Zusatzprotokolle, sowie

• die Charta der Grundrechte der EU (GRC), die mit
Inkrafttreten des Reformvertrages von Lissabon mit 1.
Dezember 2009 auch für die Mitgliedstaaten verbindlich
geworden ist.

Die ursprüngliche Bedeutung der Grundrechte liegt darin,
die Freiheit des Einzelnen durch an den Staat – und hier wieder
vor allem an die Verwaltung – gerichtete (Eingriffs)Verbote zu
schützen. Klassische Freiheitsrechte sind etwa die
Unverletzlichkeit des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 des 1. ZP-
EMRK), die Freiheit der Erwerbsausübung (Art. 6 StGG), die
Unverletzlichkeit des Hausrechts (Art. 9 StGG), des Brief- (Art.
10 StGG) und des Fernmeldegeheimnisses (Art. 10a StGG), die
Vereins- und Versammlungsfreiheit (Art. 12 StGG, Art. 11
EMRK), die Meinungsfreiheit (Art. 13 StGG, Art. 10 EMRK),
die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 14 StGG, Art. 9
EMRK), die Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre (Art. 17
StGG), die Freiheit der Kunst (Art. 17a StGG) sowie die
Freiheit der Berufsausbildung (Art. 18 StGG). Diese Funktion
der Grundrechte als "staatsgerichtete Abwehrrechte" spiegelt
sich auch im verfassungsrechtlichen Rechtsschutzsystem:
Können doch beim Verfassungsgerichtshof wegen behaupteter
Verletzung eines verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts
wohl Akte der Verwaltung (bzw. – seit 1. Jänner 2014 – der
Verwaltungsgerichte erster Instanz) angefochten werden (Art.
144 B-VG), nicht jedoch auch solche der ordentlichen Gerichte.

Anders als die genannten Freiheitsrechte, die auf die ver-
fassungsrechtliche Gewährleistung "staatsfreier"
Lebensbereiche gerichtet sind, meinen soziale Grundrechte
Rechte auf Leistungen des Staates, also darauf, dass der Staat
zum Vorteil des Einzelnen in bestimmter Weise tätig wird.

9

individuell durchsetzbare Rechte, die durch eine Bestimmung
im Verfassungsrang eingeräumt werden.

Zu den Eigenheiten der österreichischen Bundesverfassung
gehört, dass sie – zum Unterschied von praktisch allen moder-
nen Staatsverfassungen (siehe zB Art. 1 ff. Bonner
Grundgesetz) – keinen eigenen Abschnitt über Grund- und
Freiheitsrechte, also keinen geschlossenen Grundrechtekatalog,
enthält. Diese Lücke erklärt sich geschichtlich aus den tief-
greifenden weltanschaulichen Gegensätzen, die auch in der
Frage der Grundrechte im Zeitpunkt der Schaffung der
Bundesverfassung im Jahr 1920 zwischen den damals maßge-
blichen politischen Kräften herrschten.

Damit ist selbstverständlich nicht gesagt, dass es in Öster-
reich gar keine Grundrechte gäbe. Ganz im Gegenteil: Die
österreichische Verfassung umfasst sogar eine Vielzahl von
Grundrechten, doch sind diese über zahlreiche verschiedene
Rechtsquellen innerstaatlicher und völkerrechtlicher Herkunft
verteilt.

Die wichtigsten dieser Grundrechtsquellen sind
• das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) vom 1. Oktober

1920, das – neben dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art.
7 Abs. 1) – insbesondere auch das Wahlrecht zu den
gesetzgebenden Körperschaften (Nationalrat, Landtage)
und zu den Gemeindevertretungen als zentrales politis-
ches Grundrecht verbürgt,

• das Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867 über die
allgemeinen Rechte der Staatsbürger (StGG), das 1920
als Ersatz für eine Neukodifikation der Grundrechte zu
einem Teil der republikanischen Verfassung erklärt
wurde,

• die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (Europäische
Menschenrechtskonvention – EMRK), der Österreich
1958 beigetreten ist und 1964 rückwirkend

8
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wertlos, gäbe es nicht – vor Gerichten durchsetzbare – zivil-
rechtliche Bestimmungen, die den vollen Genuss dieses Rechts
gewährleisten.

Von größter Bedeutung für die Sozialgesetzgebung ist
allerdings der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 7 Abs. 1 B
VG, der ungeachtet seines scheinbar engeren Wortlauts ("Alle
Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich") auch und gerade den
Gesetzgeber bindet:

Zum einen verbietet er unsachliche Differenzierungen bei
der Zuerkennung sozialer Leistungen, sodass die Anwendung
des Gleichheitssatzes – gleichsam als Reflex – Ansprüche auf
solche Leistungen entstehen lassen kann. Zwar ist der
Verfassungsgerichtshof darauf beschränkt, Gesetze, die gegen
den Gleichheitssatz verstoßen, als verfassungswidrig
aufzuheben; es ist ihm also verwehrt, den Gesetzgeber zu einem
positiven Tun anzuhalten. Hebt der Verfassungsgerichtshof
jedoch jenen Teil einer gesetzlichen Regelung auf, der bes-
timmte Personen (ausdrücklich oder stillschweigend) in unsach-
licher Weise von Leistungen ausschließt, so hat dies zur Folge,
dass der Kreis der Begünstigten entsprechend ausgedehnt wird
(siehe zB VfSlg. 15.054/1997: Verfassungswidrigkeit des
Ausschlusses von Männern vom Bezug einer Leistung der geset-
zlichen Sozialversicherung).

Zum anderen bildet der aus dem Gleichheitssatz abgeleitete
Grundsatz des Vertrauensschutzes eine Schranke gegen einen
Rückbau von Sozialleistungen. Zwar gibt es keine
Verfassungsnorm, die den Schutz erworbener Rechtspositionen
gewährleistet, sodass es im Prinzip im rechtspolitischen
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers liegt, eine einmal
geschaffene Rechtsposition zulasten der Betroffenen zu verän-
dern. Der Gesetzgeber verletzt jedoch den Gleichheitssatz,
wenn er – durch eine Änderung der Rechtslage – in erworbene
Rechtspositionen abrupt, also ohne angemessene Über-
gangsregelung, und schwerwiegend eingreift.
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2. Gibt es soziale Grundrechte in der österreichischen 
Verfassung?

Wir in Österreich genießen ohne jeden Zweifel das Privileg,
in einem Land zu leben, das zu den höchstentwickelten
Sozialstaaten der Welt zählt. Den Kern unseres Sozialstaates
bildet die gesetzliche Sozialversicherung, in der – nach
Erwerbszweigen gegliedert – praktisch alle Erwerbstätigen
zusammengefasst sind und die die wirtschaftliche Existenz des
Einzelnen in angemessener Weise gegen Gefahren schützt, die
sich aus den vielfältigen Wechselfällen des Lebens ergeben kön-
nen (Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Arbeitslosigkeit,
Berufsunfähigkeit, Alter). Ergänzt wird dieses System durch eine
Reihe von Transferleistungen, zB die Familienbeihilfe für Kinder,
Pflegegeld für pflegebedürftige Personen und vielfältige
Maßnahmen der Behindertenhilfe. Ein letztes Sicherheitsnetz für
Personen, deren Lebensunterhalt und Wohnbedarf sonst nicht
gedeckt wären, spannen die Leistungen der Bedarfsorientierten
Mindestsicherung. Zu den Errungenschaften unseres Sozialstaates
zählen schließlich auch das Arbeitsrecht mit seinen umfangre-
ichen Bestimmungen zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sowie das Miet- und Wohnungsrecht.

Diese umfassenden sozialstaatlichen Garantien fußen
jedoch im Wesentlichen auf einfachen Gesetzen. Die
Verfassung hingegen enthält soziale Grundrechte ebenso wenig
wie ein allgemeines Bekenntnis zum Sozialstaat (siehe demge-
genüber zB Art. 20 Abs. 1 Bonner Grundgesetz).

Dieses Defizit wird in gewisser Weise dadurch gemildert,
dass praktisch alle in der österreichischen Verfassung ver-
ankerten Freiheitsrechte auch eine sozialstaatliche Dimension
erkennen lassen. Insofern nämlich, als viele grundrechtlich ver-
ankerte Freiheiten voraussetzen, dass der Staat gestaltende
Maßnahmen ergreift, die die Ausübung dieser Freiheiten erst
ermöglichen. So wäre etwa die verfassungsrechtliche Garantie
des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 des 1. ZP-EMRK) praktisch

10
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In einem Erkenntnis aus dem Jahr 2012 hat der
Verfassungsgerichtshof indes auch darauf hingewiesen, dass es
dem Gesetzgeber ganz allgemein verwehrt ist, Regelungen zu
treffen, für die keine sachliche Rechtfertigung besteht, und eine
plötzliche und gravierende Kürzung des für den Lebensbedarf
vorgesehenen Mindeststandards in Kärnten als verfas-
sungswidrig beurteilt: "Ist in einem vom Gesetzgeber ein-
gerichteten System der Sicherung zur Gewährung eines zu
einem menschenwürdigen Leben erforderlichen
Mindeststandards der Zweck, dem betroffenen Personenkreis
das Existenzminimum zu gewähren, nicht mehr gewährleistet,
dann verfehlt ein solches Sicherungssystem offensichtlich
insoweit seine Aufgabenstellung. Ein solcher Fall liegt dann
vor, wenn – wie hier – eine plötzliche Kürzung der
Mindestsicherung um 20 vH vorgenommen wird; dafür bedarf
es einer sachlichen Rechtfertigung"; ein Grund, der geeignet
wäre, diese Maßnahme sachlich begründen, war aber nicht
ersichtlich (VfSlg. 19.698/2012).

Bemerkenswert ist, dass sich sozialstaatliche Verbürgungen
in mehreren Landesverfassungen finden. Die rechtliche
Bedeutung dieser Garantien ist jedoch insofern nicht allzu groß,
als es sich dabei entweder um rein programmatische
Festlegungen (Staatsziele) handelt (siehe zB Art. 9 Abs. 1 Z 2
Oö. L-VG: "Das Land Oberösterreich hat die Aufgabe, ... für
eine geordnete Gesamtentwicklung des Landes zu sorgen, die
den ... sozialen ... Bedürfnissen der Bevölkerung ... Rechnung
trägt.") oder aber um Grundrechte, die so allgemein gefasst
sind, dass sie keine konkreten verfassungsrechtlichen
Ansprüche vermitteln (siehe zB Art. 12 Oö. L-VG: "Das Land
Oberösterreich gewährt im Rahmen der Gesetze 1.
Krankenpflege jenen Personen, die wegen Krankheit hilfs-
bedürftig werden, 2. Behindertenhilfe jenen Personen, die kör-
perlich, geistig oder seelisch behindert sind, 3. Sozialhilfe jenen
Personen, die aus sonstigen sozialen Gründen hilfsbedürftig

13

Ein verfassungsrechtlich geschütztes Vertrauen ist jedoch
von vornherein nur dort denkbar, wo die Einzelnen im
Vertrauen auf eine bestimmte Rechtslage disponiert und
solcherart eine Rechtsposition "erworben" haben, etwa durch
die Leistung von Beiträgen zur gesetzlichen
Sozialversicherung. Siehe grundlegend VfSlg. 16.764/2002:
"Im System der gesetzlichen Pensionsversicherung werden mit
den Beiträgen jeweils die laufenden Pensionen der
Leistungsbezieher (dh. eines von den Beitragszahlern grundsät-
zlich verschiedenen Personenkreises) finanziert, nicht aber
Ansprüche der Beitragszahler "angespart". Es gelten daher im
allgemeinen auch nicht versicherungsmathematische
Grundsätze, sondern es herrscht das Prinzip des sozialen
Ausgleichs. Die Verpflichtung zur Beitragszahlung (welche an
sich einen Eingriff in das Grundrecht auf Unversehrtheit des
Eigentumsrecht darstellt) ist im Rahmen dieses sog.
"Generationenvertrages" unter dem Gesichtspunkt sachlich zu
rechtfertigen, daß ein der Versicherungsgemeinschaft ange-
hörender Beitragszahler im Versicherungsfall auch selbst durch
dieses System jedenfalls so weit geschützt wird, daß er in
Abhängigkeit vom Ausmaß seiner Beitragszahlungen grundsät-
zlich eine nicht außer Verhältnis zu seinem früheren
Erwerbseinkommen stehende Versorgung für eben dieselben
Versicherungsfälle erwarten kann (also für den Fall des Alters,
der Invalidität und für Angehörige im Falle des Todes)."

Umgekehrt ist der Gesetzgeber bei öffentlichen
Zuwendungen, die nicht aus Beiträgen der Begünstigten, son-
dern aus allgemeinen Steuermitteln gespeist werden, bei der
Verfolgung seiner rechtspolitischen Ziele durch den Grundsatz
des Vertrauensschutzes nicht beschränkt (siehe zB VfSlg.
19.411/2011 – Herabsetzung der Altersgrenze für den Bezug
der Familienbeihilfe – und 19.517/2011 – Entfall des
Alleinverdienerabsetzbetrags für Alleinverdienende ohne
Kinder).

12
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Grund kann die Charta keinen Ersatz für einen eigenständigen
innerstaatlichen Katalog sozialer Grundrechte bieten.

Die österreichische Rechtsordnung umfasst daher wohl an
verschiedenen Stellen soziale Garantien; dies ändert aber nichts
daran, dass diese Verbürgungen im genuin österreichischen
Verfassungstext nicht ausdrücklich und systematisch verankert
sind. Österreich bildet insofern ein gutes Beispiel dafür, dass
ein Staat keine sozialen Grundrechte braucht, um ein
Sozialstaat zu sein.

3. Zur Diskussion über die Einführung sozialer
Grundrechte

Kaum eine andere Frage der Verfassungsreform ist in
Österreich so lange Zeit hindurch derart intensiv und doch mit
derart geringem praktischem Ertrag diskutiert worden wie die
Frage der Schaffung eines Kataloges sozialer Grundrechte.

Welche (scheinbar) unüberbrückbaren politischen
Auffassungsunterschiede in dieser Frage bestehen, belegt auch
das Schicksal der beiden wichtigsten internationalen
Abkommen über soziale Grundrechte, der Europäischen
Sozialcharta, BGBl. 460/1969, an deren Stelle für Österreich
mit 1.7.2011 die Europäische Sozialcharta (revidiert), BGBl. I
112/2011, getreten ist, und des Internationalen Paktes über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, BGBl. 590/1978:
Österreich ist zwar beiden Abkommen beigetreten (und damit
die aus diesen Abkommen folgenden völkerrechtlichen
Verpflichtungen eingegangen), doch scheiterte die Verankerung
dieser Abkommen im Verfassungsrang daran, dass es nicht
gelang, die hiefür erforderliche Zweidrittelmehrheit im
Nationalrat zu finden.

Besonders eingehend wurde die Frage der Schaffung
sozialer Grundrechte zuletzt im Österreich-Konvent
(2003–2005) erörtert (siehe die auf www.konvent.gv.at veröf-
fentlichten Berichte); dies unter dem Eindruck der am 7.
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werden und außerstande sind, für sich und ihre Angehörigen die
Mittel für einen ausreichenden Lebensunterhalt zu beschaf-
fen.").

Mit 1. Dezember 2009 ist der Vertrag von Lissabon in Kraft
getreten; mit diesem Reformvertrag haben die in der Charta der
Grundrechte der EU niedergelegten Rechte, Freiheiten und
Grundsätze Geltung erlangt. Diese Charta umfasst auch – unter
dem Titel "Solidarität" – einen Katalog sozialstaatlicher
Gewährleistungen, etwa ein Recht auf Zugang zu den
Leistungen der sozialen Sicherheit (Art. 34 Abs. 1) und auf
ärztliche Versorgung (Art. 35). Nach Art. 34 Abs. 3 "anerkennt
und achtet" die Union das Recht auf eine soziale Unterstützung
und eine Unterstützung für eine Wohnung, die allen, die nicht
über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges
Dasein sicherstellen sollen. Der Verfassungsgerichtshof hat im
Jahr 2012 ausgesprochen, dass die in der Charta garantierten
Rechte vor dem Verfassungsgerichtshof als "verfassungsgeset-
zlich gewährleistete Rechte" geltend gemacht werden können
und auch einen Maßstab für die Verfassungsmäßigkeit
genereller Normen bilden. Dies gilt "jedenfalls" dann, wenn die
betreffende Garantie der Charta in ihrer Formulierung und
Bestimmtheit verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten
der Bundesverfassung gleicht (VfSlg. 19.632/2012).

Diese Rechtsprechung hat zur Konsequenz, dass mit der
Charta prinzipiell auch echte, vom Einzelnen einklagbare,
soziale Grundrechte Eingang in die österreichische
Rechtsordnung gefunden haben könnten. Freilich ist noch nicht
geklärt, bei welchen Verbürgungen der Charta dies im
Einzelnen der Fall ist; vor allem aber gilt die Charta für die
Mitgliedstaaten der Union "ausschließlich bei der
Durchführung des Rechts der Union" (Art. 51 Abs. 1), also nur
dann, wenn die Mitgliedstaaten "im Anwendungsbereich des
Unionsrechts handeln" (zum sachlichen Geltungsbereich der
Charta VfGH 12.3.2014, B 166/2013, mwN). Schon aus diesem
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Notfallversorgung", übersetzt und durch diese ergänzt werden.
Gleichzeitig seien ein allgemeines Missbrauchsverbot sowie
Gesetzesvorbehalte vorzusehen, die den Staat davor schützen,
zu "Unerfüllbarem" verpflichtet zu werden. Diese Schranken
seien jedoch so zu gestalten, dass Mindeststandards nicht unter
Berufung auf nicht vorhandene Mittel unterschritten werden
können.

Ein Konsens über die Formulierung solcher Garantien –
wie über den Text einer reformierten österreichischen
Bundesverfassung überhaupt – konnte im Österreich-Konvent
aber nicht erzielt werden.

In der Folge stellte das Regierungsprogramm für die 23.
Gesetzgebungsperiode (2006–2008) eine Verfassungsreform in
Aussicht, die – entsprechend den Beratungen im Österreich-
Konvent – (auch) "eine zeitgemäße Grundrechtsreform, ins-
besondere soziale Grundrechte" umfassen sollte. Freilich wurde
in diesem Regierungsprogramm auch betont, dass

• Sozialpolitik "grundsätzlich im Wege der Gesetzgebung
zu gestalten" ist,

• soziale Grundrechte eines "besonderen, ihrer Natur
angepassten Rechtsschutzsystems" bedürfen und "den
Einzelnen von seiner prinzipiellen Eigenverantwortung
für die Gestaltung seines Lebens nicht entbinden" und 

• "die Gewährung staatlicher Leistungen von der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Gemeinwesens
abhängt".

Die Ausarbeitung des Entwurfs einer entsprechenden
Verfassungsnovelle wurde in die Hände eines hochkarätig
besetzten Expertengremiums, der "Expertengruppe Staats- und
Verwaltungsreform", gelegt, die aber in dieser Frage keine
Einigung erzielen konnte.

Das Regierungsprogramm für die 24.
Gesetzgebungsperiode (2008–2013) beließ es bei dem allge-
meinen Ziel, die in der österreichischen Rechtsordnung bzw.
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Dezember 2000 proklamierten Charta der Grundrechte der
Europäischen Union, die – wie vorhin erwähnt – eine Reihe
sozialstaatlicher Verbürgungen enthält.

Der mit der Erarbeitung eines Grundrechtekataloges
befasste Ausschuss 4 des Österreich-Konvents sprach sich dafür
aus, eine erneuerte österreichische Bundesverfassung um
soziale Garantien zu ergänzen, wobei darauf zu achten sei, dass
diese nicht hinter der Charta der Grundrechte der EU zurück-
blieben.

Im Einzelnen fasste der Ausschuss folgende sozial-
staatliche Verbürgungen ins Auge:

• das Recht auf Bildung
• das Recht auf Schutz der Gesundheit und der Umwelt
• das Recht auf soziale Sicherheit
• das Recht auf Verbraucherschutz
• das Recht auf Wohnung
• das Recht auf Arbeit
• das Recht auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie
• das Recht auf Schutz von Ehe und Familie
• das Recht auf Zugang zu Leistungen von allgemeinem

Interesse.
Der Ausschuss gelangte zu dem Ergebnis, dass sozial- und

leistungsstaatliche Verfassungsgarantien in differenzierter und
kombinierter Form eingeführt werden sollten, nämlich als
Staatszielbestimmungen, Gesetzgebungsaufträge, institu-
tionelle Garantien und Grundrechte mit individuellem und
kollektivem Garantiegehalt.

Schließlich trat der Ausschuss dafür ein, sozial- und leis-
tungsstaatliche Verfassungsgarantien möglichst konkret – als
Grundrechte "im technischen Sinne" – zu konzipieren.
Formulierungen wie "Recht auf Gesundheit" sollten daher als
ausschließliche Gewährleistungen vermieden und in genaue,
rechtlich geschützte Positionen, etwa ein "Recht auf Zugang zur
Gesundheitsvorsorge" oder ein "Recht auf medizinische

16

Êîíñòèòóöèîííîå ÏÐÀÂÎÑÓÄÈÅ­·­2(72)`16 Из­ìàòåðèàëîâ­ñîâìåñòíûх­îáñóжäåíèé­ÊС Аâñòðèè è Аðìåíèè



desto mehr beschränken sie den rechtspolitischen
Gestaltungsspielraum des einfachen Gesetzgebers; es droht die
Gefahr einer "Erstarrung" des Status quo der
Sozialrechtsordnung. Will aber der Verfassungsgesetzgeber
sozialstaatliche Verbürgungen für Weiterentwicklungen offen-
halten, so muss er zu unbestimmten Formulierungen greifen –
und damit in Kauf nehmen, dass sich die politische Dynamik
von den gewählten politischen Organen ein Stück hin zum
Verfassungsgerichtshof verlagert: insoweit nämlich, als sich
derartige Verbürgungen als Maßstab für die
Verfassungsmäßigkeit der Gesetzgebung eignen, wie dies auch
bei klassischen Freiheitsrechten der Fall ist.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die
Verankerung sozialer Grundrechte in der österreichischen
Verfassung zweifellos zu den wichtigsten Anliegen einer
Grundrechtsreform sowie einer Verfassungsreform überhaupt
zählt. Sollte es in Österreich zu einer Kodifikation der
Grundrechte kommen, so wird diese an dem durch die interna-
tionale Rechtsentwicklung erreichten Standard sozialer
Grundrechte nicht vorbeigehen können.
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völkerrechtlich verankerten "und allenfalls neue Grundrechte"
in einem übersichtlichen Grundrechtskatalog zusammenzu-
fassen und diesen in das Bundes-Verfassungsgesetz einzubauen. 

Gesetzesinitiativen, die diesem Ziel verschrieben gewesen
wären, sind zwar ausgeblieben. Hervorzuheben ist jedoch, dass
mit dem Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von
Kindern, BGBl. I 4/2011, auch ihrem Inhalt nach soziale
Grundrechte in der österreichischen Verfassung verankert wur-
den (siehe zB Art. 1: Jedes Kind hat "Anspruch auf den Schutz
und die Fürsorge, die für sein Wohlergehen notwendig sind",
und "auf bestmögliche Entwicklung und Entfaltung").

Im Arbeitsprogramm der Bundesregierung für die Jahre
2013–2018 ist das Vorhaben, den Bestand an Grundrechten in
einem Katalog zusammenzufassen und um soziale Grundrechte
zu ergänzen, nicht (mehr) enthalten.

4. Ausblick
Jene, die der verfassungsrechtlichen Verankerung sozialer

Grundrechte mit Skepsis gegenüberstehen, wenden sich dur-
chaus nicht gegen die Gewährung von sozialen Rechten über-
haupt. Was vielmehr bestritten wird, ist die Notwendigkeit und
Zweckmäßigkeit, die wesentlichen Prinzipien der
Sozialgesetzgebung dem Verfassungsrecht einzugliedern und
sie so den klassischen Grundrechten gleichzuordnen.

Es ist völlig unbestritten, dass soziale Grundrechte in
Österreich nicht auf einen "gesetzesfreien Naturzustand" träfen,
sondern – wie gesagt – auf ein hochentwickeltes, gesetzlich
geregeltes Sozialsystem. Unter diesem Gesichtspunkt läge der
Sinn der Schaffung sozialstaatlicher Garantien im
Verfassungsrang darin, die zentralen Errungenschaften unseres
Sozialstaates verfassungsrechtlich abzusichern, allerdings nicht
um ihrer selbst, sondern um ihrer Leistungen (Funktionen)
willen. Gerade in diesem Punkt zeigt sich allerdings ein gewiss-
es Dilemma: Je bestimmter soziale Grundrechte gefasst werden,
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2. Normenkontrollverfahren (Art. 139, 139a, 140 und 
140a B-VG)

Im Normenkontrollverfahren erkennt der VfGH über die
Verfassungswidrigkeit von Gesetzen, die Gesetzwidrigkeit von
Verordnungen, die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen und
die Gesetzwidrigkeit von Kundmachungen über die
Wiederverlautbarung eines Gesetzes oder Staatsvertrages. Mit
dem Erkenntnis des VfGH wird die rechtswidrige generelle
Rechtsvorschrift aufgehoben, sofern sie noch in Geltung steht.
Ist die Rechtsvorschrift bereits außer Kraft getreten, wird aus-
gesprochen, dass sie rechtswidrig war. Kommt der VfGH zur
Ansicht, dass ein Staatsvertrag rechtswidrig ist, so spricht er
aus, dass der Staatsvertrag infolge Verfassungs- oder
Gesetzwidrigkeit nicht anzuwenden ist.

Diese Aussprüche haben feststellenden oder rechtsgestal-
tenden Charakter. Sie sind einer Vollstreckung durch den
Bundespräsidenten nicht zugänglich. Der Vollzug dieser
Entscheidungen erschöpft sich im Ausspruch bzw. in der
Kundmachung dieses Anspruches in den jeweiligen
Gesetzblättern selbst. Ihre Umsetzung in die
Rechtswirklichkeit, dh die Konkretisierung im Rechtsvollzug,
obliegt dann den vollziehenden Gerichten und
Verwaltungsbehörden, die ex constitutione an die Entscheidung
des VfGH, mit der eine Rechtsvorschrift aufgehoben oder aus-
gesprochen wird, dass sie rechtswidrig war, förmlich gebunden
sind (Art. 139 Abs. 6 und Art. 140 Abs. 7 B-VG). Gemäß Art.
140 Abs. 5 B-VG tritt die Aufhebung mit Ablauf des Tages der
Kundmachung des Erkenntnisses in Kraft. Ab dem der
Kundmachung folgenden Tag gilt das Gesetz als aufgehoben
und es darf von den Gerichten und Verwaltungsbehörden grund-
sätzlich nicht mehr angewendet werden. All das gilt vice versa
auch im Verordnungsprüfungsverfahren.

Eine förmliche Bindung besteht nur gegenüber den
Behörden, nicht gegenüber dem Gesetzgeber. Die Aufhebung
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G. Lienbacher

Mitglieddes österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Umsetzung von Entscheidungen des
Verfassungsgerichtshofes

1. Allgemeines zur Umsetzung
Die Umsetzung von verfassungsgerichtlichen

Entscheidungen unterscheidet sich je nach Verfahrensart. Für
Entscheidungen, die der Exekution zugänglich sind, ordnet Art.
146 B-VG an, dass der Verfassungsgerichtshof die
Vollstreckung durch den Bundespräsidenten beantragen kann.
Aufgrund des sehr engen und technischen Exekutionsbegriffes
gelten nur jene Entscheidungen als exekutionsfähig, mit denen
eine Leistungspflicht auferlegt wird. Eine Vielzahl von
Entscheidungen hat hingegen feststellenden oder rechtsgestal-
tenden Charakter. Sie fallen nicht darunter. Das gilt insbeson-
dere für Entscheidungen im Normenkontrollverfahren. Um eine
Leistungspflicht zu vollstrecken, bedient sich der
Bundespräsident der Organe des Bundes und der Länder ein-
schließlich des Bundesheeres. Ausnahmsweise bedarf er dazu
keiner Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder eines
Bundesministers (Art. 67 B-VG). Tatsächlich ist der VfGH seit
seinem Bestehen noch nie an den Bundespräsidenten herange-
treten, um eine Exekution nach Art. 146 Abs. 2 B-VG zu
beantragen.1
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eines Gesetzes gibt dem Gesetzgeber die Möglichkeit, die
Rechtslage verfassungskonform neu zu gestalten, verpflichtet
ihn aber nicht. Eine in der österreichischen Verfassungspraxis
manchmal aufgetretene Besonderheit ist die fehlende
Akzeptanz gewesen. Diese hat sich darin geäußert, dass auf-
grund eines breiten politischen Konsenses im Parlament aufge-
hobene Gesetzesbestimmungen als Verfassungsbestimmungen
wieder in Kraft gesetzt wurden, um sie vor dem
Verfassungsgerichtshof zu immunisieren. Solche „Korrekturen“
durch den Verfassungsgesetzgeber haben vor allem in den
achtziger und neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts stattge-
funden, in denen die Regierung noch von einer
Zweidrittelmehrheit im Parlament getragen war.2 Zum Teil fand
dies schon während des Prüfungsverfahrens statt.3 Der
Gesetzgeber hat vereinzelt sogar während eines laufenden
Gesetzesprüfungsverfahrens die in Prüfung gezogene
Bestimmung rückwirkend durch eine inhaltsgleiche
Bestimmung ersetzt. Der VfGH hat in diesem Fall die
Vereitelungsabsicht des Gesetzgebers als erwiesen angesehen
und das neu erlassene Gesetz aufgehoben.4

Die Aufhebung einer bundesverfassungsgesetzlichen
Bestimmung aus materiellen Gründen kommt in Betracht, wenn
sie Grundprinzipien der Bundesverfassung wesentlich verletzt,
was bislang nur einmal der Fall war.5

Eine vom Verfassungsgerichtshof aufgehobene Norm
scheidet erst durch die Kundmachung aus dem Rechtsbestand
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aus. Die Aufhebung einer Verordnung ist von der obersten
Behörde des Bundes oder des Landes (Art. 139 Abs. 5 B-VG),
die Aufhebung eines Gesetzes vom Bundeskanzler oder vom
Landeshauptmann (Art. 140 Abs. 5 B-VG) kundzumachen. Von
der herrschenden Lehre wird angenommen, dass die
Kundmachungsverpflichtung der Exekutivorgane einer
Exekution zugänglich ist. Das bedeutet, dass der VfGH beim
Bundespräsidenten einen Antrag auf Exekution stellen könnte.
Der Bundespräsident könnte dann die Kundmachung der
Aufhebung der Rechtsvorschrift durch von ihm dazu beauf-
tragte Organe vornehmen lassen. Dazu bedarf es – anders als
sonst – keiner Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler.

Der VfGH hat von der Möglichkeit der Exekution durch
den Bundespräsidenten nicht Gebrauch gemacht. Das vereinzelt
gebliebene Problem, dass die Aufhebung einer Norm nicht
(rechtzeitig) kundgemacht wurde, hat der VfGH dadurch gelöst,
dass er den Fall, in dem er die aufgehobene Norm anzuwenden
gehabt hätte, als Anlassfall behandelte. In solchen Fällen hat der
VfGH die Aufhebung unmittelbar, dh ohne Kundmachung, zu
beachten. Die rechtswidrige Bestimmung kommt damit auf den
neuen Fall nicht mehr zur Anwendung.6

Wenn jedoch die Gesetzgebungsorgane nach einer
Aufhebung neuerlich einen inhaltsgleichen Rechtsakt erlassen,
kann ihn der Verfassungsgerichtshof erst wieder nach einem
entsprechenden Verfahren aufheben. Theoretisch wäre eine
Endlosschleife denkbar. Im sogenannten „Ortstafelstreit“ 2006
wurde diese Problematik intensiv diskutiert. Der VfGH hatte
Verordnungen aufgehoben, die auch mit Ortstafeln
kundgemacht waren. Solche Ortstafeln bewirken
Geschwindigkeitsbeschränkungen. Die Verordnungen wurden
vom VfGH wegen des Verstoßes gegen den im Staatsvertrag
von Wien vorgesehenen Minderheitenschutz aufgehoben, weil
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2­ ­ZB VfSlg. 9950/1984 und 10.394/1985 (Lenkerauskunft, Neufassung des §
103 Abs. 2 KFG durch BGBl. 1986/106), VfSlg. 10.932/1986
(Bedarfsbindung für das Taxigewerbe, Neufassung des § 10 Abs. 2 GelVerkG
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Neufassung durch BGBl. 1987/281); dazu Hiesel, Verfassungsgesetzgeber
und Verfassungsgerichtshof (1995) 16 ff.

3­ ZB VfSlg. 13.275/1992 (ungleiches Pensionsantrittsalter für Männer und
Frauen; Feststellung der Verfassungswidrigkeit bis zum Inkrafttreten der
Verfassungsbestimmung).

4­­­ VfSlg. 10.091/1984 (Kärntner DienstrechtsG).
5­­­ VfSlg. 16.327/2001.
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die Ortsnamen auf ihnen nicht zweisprachig zu lesen waren.7

Die Regionalbehörde erließ erneut die gleiche rechtswidrige
Regelung. Lediglich örtlich wurden die Ortstafeln unter großem
medialem Aufsehen geringfügig versetzt. Die neue Regelung
wurde erneut vom VfGH wegen Verstoßes gegen den
Minderheitenschutz, es betraf die slowenische Minderheit,
aufgehoben.8 In Reaktion darauf erließ die Regionalbehörde die
Regelung erneut mit rechtswidrigem Inhalt, idem die deutsche
Bezeichnung größer als die slowenische sichtbar gemacht
wurde.9 Auch dies wurde vom VfGH aufgehoben.10 Eine
endgültige politische Lösung erfolgte erst im Jahr 2011 in Form
einer Novelle zum Volksgruppengesetz, die mit
Verfassungsbestimmungen die Gebietsteile mit zweisprachigen
Ortstafeln festlegt. Ob damit die völkerrechtliche Verpflichtung
aus Art 7 Z 3 des Staatsvertrages von Wien vollständig umge-
setzt ist, bleibt offen.

Diese Episode zeigt, dass die Entscheidungen des VfGH im
Bereich der Normenkontrolle zwar Bindungswirkung
gegenüber dem Gesetzgeber und den verordnungserlassenden
Behörden haben, die Umsetzung dieser Bindungswirkung aber
nicht erzwungen werden kann. Der VfGH kann die geset-
zgebenden und verordnungserlassenden Stellen nicht zur
Erlassung eines bestimmten Rechtsaktes zwingen.

3. Beschwerden gegen Erkenntnisse von 
Verwaltungsgerichten (Art. 144 B-VG)

Der VfGH hebt ein Erkenntnis eines Verwaltungsgerichts
auf, wenn der Beschwerdeführer in einem verfassungsgeset-
zlich gewährleisteten Recht verletzt wurde oder eine
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Rechtsverletzung infolge Anwendung einer rechtswidrigen
generellen Norm vorliegt. Das Erkenntnis des VfGH hat rechts-
gestaltenden Charakter, es beseitigt unmittelbar den angefocht-
enen Akt. Eine Exekution ist daher nicht erforderlich und daher
auch nicht vorgesehen. Solche Erkenntnisse des VfGH wirken
ex tunc, das Verfahren tritt in die Lage zurück, in der es sich vor
Erlassung des aufgehobenen Erkenntnisses befunden hat.11

Gem § 87 Abs. 2 VfGG sind die Verwaltungsgerichte und
Verwaltungsbehörden verpflichtet, in der betreffenden
Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen
Mitteln unverzüglich den der Rechtsanschauung des VfGH
entsprechenden Rechtszustand herstellen. Dies ist eine Folge
des Erkenntnisses des VfGH, nicht jedoch unmittelbarer Inhalt.
Eine Vollstreckbarkeit solcher Erkenntnisse gibt es daher nicht.

Die Verwaltungsgerichte haben vielmehr im neuerlichen
Verfahren durch Erlassung eines Ersatzerkenntnisses den
Beschwerdeführer so zu stellen, als wäre das seinerzeit ange-
fochtene Erkenntnis nicht ergangen. Bei der Erlassung des
Ersatzerkenntnisses sind die Verwaltungsgerichte nicht nur an
die im Erkenntnis des VfGH explizit geäußerte, sondern auch
an eine darin implizit zum Ausdruck kommende
Rechtsanschauung des VfGH gebunden.12

Die Bindung an die Rechtsauffassung des VfGH reicht nur
soweit, als das belangte Verwaltungsgericht bei der Erlassung
des Ersatzerkenntnisses keine andere Rechts- oder Sachlage
vorfindet, wie zB im Falle ergänzender Ermittlungsergebnisse
des zweiten Rechtsgangs oder nach einer mittlerweile einge-
tretenen auf anhängige Verfahren bereits anzuwendenden
Gesetzesänderung.13

Eine Missachtung dieser Bindungswirkung würde
bedeuten, dass das Ersatzerkenntnis den Beschwerdeführer
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5. Kompetenzkonflikte und Kompetenzfeststellungen 
(Art. 138 B-VG)

Kompetenzkonflikte (Art. 138 Abs. 1 B-VG) werden
unmittelbar mit der Entscheidung des VfGH gelöst. Eine
Exekution des Erkenntnisses des VfGH ist daher nicht nötig.
Weiteres kompetenzwidriges Verhalten von Behörden wäre in
der Folge mit den allgemein vorgesehenen Rechtsmitteln zu
bekämpfen.

Ein Erkenntnis des VfGH über einen Kompetenzkonflikt
hat gemäß § 51 VfGG auch die Aufhebung der diesem
Erkenntnis entgegenstehenden behördlichen Akte auszus-
prechen. Damit soll der zuständigen Autorität gleich und unmit-
telbar der Weg zur Entscheidung frei gemacht werden. Der
VfGH hebt bei negativen Kompetenzkonflikten zusätzlich zu
rechtskräftigen letztinstanzlichen
Unzuständigkeitsentscheidungen auch
Unzuständigkeitsentscheidungen von Unterinstanzen auf.16 Der
VfGH ist im Rahmen der Vollziehung des § 51 VfGG zudem
berechtigt und verpflichtet, seiner Rechtsauffassung nach geset-
zwidrige Zuständigkeitsentscheidungen von Gerichten ein-
schließlich des OGH und des VwGH aufzuheben.

In einem Verfahren nach Art. 138 Abs. 2 B-VG wird vom
VfGH unmittelbar eine Kompetenz festgestellt. Diese
Feststellung wird in einem Rechtssatz zusammengefasst mit
erga omnes Wirkung im Bundesgesetzblatt kundgemacht und
bindet auch ihn selbst. Einer solchen Kompetenzfeststellung
kommt die Wirkung einer quasi authentischen Interpretation der
Kompetenzbestimmungen in der Bundesverfassung auf der
Stufe eines Bundesverfassungsgesetzes zu.17 Eine Exekution
des Erkenntnisses kommt daher nicht in Betracht.

neuerlich im selben Recht wie das im ersten Rechtsgang
erlassene und vom VfGH aufgehobene Erkenntnis verletzt.14

Diese Verletzung führt wiederum nur in einem neuen Verfahren
vor dem Verfassungsgerichtshof zur Aufhebung. Auch hier
wäre eine Endlosschleife theoretisch denkbar.

4. Klagen gegen Gebietskörperschaften wegen 
bestimmter vermögensrechtlicher Ansprüche 
(Art. 137 B-VG)

Gemäß Art. 137 B-VG erkennt der VfGH über vermögen-
srechtliche Ansprüche gegen den Bund, die Länder, die Gemeinden
und die Gemeindeverbände, die weder im ordentlichen Rechtsweg
auszutragen noch durch Bescheid einer Verwaltungsbehörde zu
erledigen sind (zB finanzausgleichsrechtliche Ansprüche der
Gebietskörperschaften untereinander oder Begehren auf
Rückzahlung zu Unrecht eingehobener Geldstrafen).

Gemäß Art. 146 Abs. 1 B-VG obliegt die Exekution von
nach Art. 137 B-VG gefällten Erkenntnissen den ordentlichen
Gerichten. Dies gilt auch für die Vollstreckung von in diesen
Verfahren gefassten (Kosten-) Beschlüssen.15 Eine Mitwirkung
des Bundespräsidenten oder anderer Organe ist nicht vorgesehen.

Gemäß § 36 VfGG bildet die Entscheidung des VfGH den
Exekutionstitel. Damit ein Erkenntnis des VfGH in diesem
Sinne von den ordentlichen Gerichten vollstreckt werden kann,
muss es mit einer Vollstreckbarkeitsbestätigung versehen sein.
Diese wird vom VfGH über Antrag der Partei auf der von dieser
vorzulegenden Erkenntnisausfertigung angebracht.

Unter Vorlage des Exekutionstitels samt
Vollstreckbarkeitsbestätigung kann die Bewilligung der
Exekution unmittelbar durch die Parteien des verfassungs-
gerichtlichen Verfahrens beim zuständigen Exekutionsgericht
(das sind grundsätzlich die Bezirksgerichte) beantragt werden.
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Entscheidung bezieht sich nur auf den konkreten Anlassfall und
hat keine darüber hinausgehende allgemeine Wirkung. Da es
sich bei den Entscheidungen des VfGH in diesen Fällen um
verbindliche Interpretationsakte rein feststellender Natur han-
delt, die keine zwangsweise vollstreckbare
Leistungsverpflichtung enthalten, kommt eine Exekution nach
Art. 146 B-VG nicht in Betracht.

8. Wahlanfechtungen, Verlust von Mandaten, 
Anfechtungen von Volksbegehren, Volksbefragungen, 
Volksabstimmungen und Europäischen 

Bürgerinitiativen (Art. 141 B-VG)
Auch im Rahmen der Wahlgerichtsbarkeit kommt eine

Vollstreckung der Erkenntnisse des VfGH nicht in Betracht,
weil alle zu setzenden Akte unmittelbar rechtsgestaltende
Wirkung haben.

Die Wahlbehörden, die nach Stattgebung einer
Wahlanfechtung in der Sache die weiteren Verfügungen zu tre-
ffen haben, sind an die tatsächlichen Feststellungen und an die
Rechtsanschauungen gebunden (§ 70 Abs. 4 VfGG). Dies gilt
sinngemäß auch für Mandatsverlustverfahren und für
Anfechtungen des Ergebnisses von Volksbegehren,
Volksbefragungen, Volksabstimmungen und Europäischen
Bürgerinitiativen.

9. Anklagen gegen Staatsorgane (Art. 142 und 143 B-
VG)

Gemäß Art. 142 B-VG hat ein verurteilendes Erkenntnis
des VfGH auf Verlust des Amtes, unter besonders erschweren-
den Umständen auch auf zeitlichen Verlust der politischen
Rechte (vor allem das Wahlrecht zu den Vertretungskörpern), zu
lauten. Unter gewissen Voraussetzungen kann sich der VfGH
bei geringfügigen Rechtsverletzungen auch auf die Feststellung
beschränken, dass eine Rechtsverletzung vorliegt. Gemäß § 79

Sollte sich der Bundeskanzler weigern, den Rechtssatz im
Bundesgesetzblatt kundzumachen, müsste der VfGH beim
Bundespräsidenten einen Antrag auf Exekution stellen.

6. Streitigkeiten zwischen dem Rechnungshof und 
einem Rechtsträger über die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes (Art. 126a B-VG)

Bei divergierenden Auffassungen über den Umfang der
Befugnisse des Rechnungshofes hat der VfGH auf Antrag über
das Bestehen oder Nichtbestehen der strittigen Kompetenz des
Rechnungshofes zu entscheiden.

Die Anrufung des VfGH hat gemäß § 36b VfGG den
Aufschub oder die Unterbrechung der betreffenden
Amtshandlung des Rechnungshofes bis zur Entscheidung durch
den VfGH zur Folge.

Das Erkenntnis des VfGH bestimmt die gesetzliche
Zuständigkeit. Gemäß Art. 126a B-VG sind alle Rechtsträger
verpflichtet, entsprechend der Rechtsanschauung des VfGH
eine Überprüfung durch den Rechnungshof zu ermöglichen. In
einem Erkenntnis, mit dem festgestellt wird, dass der
Rechnungshof zur Überprüfung der Gebarung eines
Rechtsträgers zuständig ist, ist auch auszusprechen, dass der
Rechtsträger schuldig ist, die Gebarungsüberprüfung bei son-
stiger Exekution zu ermöglichen (§ 36d VfGG).

Art. 146 Abs. 1 B-VG sieht vor, dass die Exekution von
Erkenntnissen des VfGH nach Art. 126a B-VG von den
ordentlichen Gerichten durchgeführt wird.

7. Streitigkeiten zwischen der Volksanwaltschaft und 
der Bundesregierung über die Zuständigkeit der 
Volksanwaltschaft (Art. 148f B-VG)

Durch das Erkenntnis des VfGH wird ein
Zuständigkeitsstreit aus Anlass eines konkreten
Prüfungsverfahrens unmittelbar entschieden. Diese
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Entscheidungen des VfGH in diesen Fällen sind bloße
Feststellungserkenntnisse und als solche einer Vollstreckung
nicht zugänglich. Eine Verurteilung zur Erbringung der aus dem
Vertrag resultierenden Pflichten ist nicht möglich, weil diese
Pflichten in der Regel auf die Erlassung von Rechtsvorschriften
gerichtet sind. Vermögensrechtliche Ansprüche, die aus einer
Art. 15a-Vereinbarung resultieren, können allenfalls nach Art.
137 B-VG geltend gemacht werden.18

Der VfGH kann nur dann das Vorliegen einer Vereinbarung
nach Art. 15a B-VG feststellen, wenn kein Fehler vorliegt.
Jeder unterlaufene Fehler macht eine Vereinbarung absolut
nichtig.

11. Streitigkeiten betreffend parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse (Art. 138b B-VG)

Art. 138b B-VG ermächtigt den VfGH zu Entscheidungen
über Meinungsverschiedenheiten betreffend Einsetzung und
Tätigkeit von Untersuchungsausschüssen des Nationalrats.
Auch diese Erkenntnisse sind ausschließlich feststellender
Natur. Eine Exekution kommt daher nicht in Betracht.

VfGG hat der VfGH im Falle einer Verurteilung in der Regel
auch über geltend gemachte Ersatzansprüche zu erkennen. Das
Urteil kann sich jedoch darauf beschränken, die Verpflichtung
zur Ersatzleistung auszusprechen und die Feststellung des
Betrages dem ordentlichen Rechtsweg vorbehalten.

Gemäß Art. 143 B-VG kann die Anklage gegen die in Art.
142 B-VG genannten auch wegen strafgerichtlich zu verfolgen-
der Handlungen erhoben werden, wenn sie mit der
Amtstätigkeit des Anzuklagenden in Verbindung stehen. In
diesem Fall wird der VfGH allein zuständig. Im Falle eines
Schuldspruchs ist der Angeklagte auch zum Ersatz der Kosten
des Strafverfahrens zu verurteilen.

Die Exekution von Erkenntnissen nach Art. 142 und 143 B-
VG ist nur insoweit möglich, als damit eine Leistung zum
Schadenersatz ausgesprochen oder eine Strafe verhängt wird.
Der Ausspruch über den Verlust eines Amtes hat unmittelbar
rechtsgestaltende Wirkung.

Bei einer Verurteilung ist das Strafurteil (so wie jedes
andere Strafurteil gemäß § 397 StPO auch) ungesäumt in
Vollzug zu setzen, sobald feststeht, dass der Vollstreckung kein
gesetzliches Hindernis entgegensteht. Gemäß § 397 StPO steht
die Anordnung des Vollzuges eines Strafurteiles dem
Vorsitzenden des erkennenden Gerichtes, hier also dem
Präsidenten des VfGH zu.

10. Feststellungen, ob eine Vereinbarung gemäß Art. 
15a B-VG vorliegt und ob Verpflichtungen daraus 
erfüllt worden sind (Art. 138a B-VG)

Art. 138a B-VG gibt dem VfGH gewisse Zuständigkeiten
im Hinblick auf Bund-Länder-Vereinbarungen und Länder-
Vereinbarungen nach Art. 15a B-VG. Der VfGH hat in diesen
Verfahren festzustellen, ob überhaupt eine gültige Vereinbarung
vorliegt und ob die Vertragspartner die aus einer solchen
Vereinbarung folgenden Vertragspflichten erfüllt haben. Die
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II. Ausgangslage, Rang der EMRK
Einer der Gründe der Bedeutung der EMRK in der österre-

ichischen Rechtsordnung ist zweifellos der Rang dieser
Rechtsquelle. Seit 1964 steht die EMRK in Österreich im
Verfassungsrang. Sie ist unmittelbar anwendbar und hat densel-
ben Rang wie originär österreichisches Verfassungsrecht. 

Das war allerdings nicht schon zum Zeitpunkt der
Ratifikation dieses völkerrechtlichen Vertrages der Fall. 

Als Österreich 1958 die EMRK ratifizierte, wurde von der
Bundesregierung in der Vorlage an das Parlament darauf
hingewiesen, dass „die in der Konvention und dem
Zusatzprotokoll geschützten Rechte und Grundfreiheiten (…)
durch die österreichische Rechtsordnung schon seit langer Zeit
im wesentlichen gewährleistet (sind). Die durch die österre-
ichische Verfassungsrechtsordnung geschützten Grund- und
Freiheitsrechte gehen sogar zum Teil noch darüber hinaus.
(…).“ 

Da es sich bei den Rechten, die die EMRK einräumt, um
Grund- und Freiheitsrechte handelt, die nach der österreichis-
chen Bundesverfassung zum Bestandteil des
Verfassungsrechtes zu zählen sind und Rechtsvorschriften auf
diesem Gebiet stets in der Form von
Bundesverfassungsgesetzen erlassen werden, wurde dieser
Staatsvertrag vom Nationalrat mit der für Verfassungsnormen
erforderlichen Mehrheit beschlossen. 

Allerdings hat der Verfassungsgerichtshof 3 Jahre später,
also im Jahr 1961, aufgrund von formalen Erwägungen diesem
Staatsvertrag keinen Verfassungsrang beigemessen.

Somit musste der Bundesverfassungsgesetzgeber erneut
tätig werden: Im Jahr 1964 wurde die österreichische
Bundesverfassung geändert, die im Hinblick auf das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofs Klarstellungen enthielt; in einem
eigenen Artikel wurde angeordnet, dass die gesamte
Konvention Verfassungsrang erhält. 

I. Siess-Scherz

Mitglieddes österreichischen
Verfassungsgerichtshof

Die aktuelle Judikatur des österreichischen
Verfassungsgerichtshofs zur EMRK

I. Einleitung
In der Literatur werden Sie Aussagen finden, dass der

europäische Einfluss auf den innerstaatlichen
Grundrechtsschutz im Vergleich der europäischen Staaten in
Österreich besonders intensiv ist. Es wird ausgeführt, dass
kaum ein anderes Land die EMRK legislativ derart prominent
eingeordnet hat. In kaum einem anderen Land würden die
Gerichte, insbesondere der Verfassungsgerichtshof, in vergle-
ichbarem Ausmaß auf die EMRK Bezug nehmen. Wie kaum ein
anderes Verfassungsgericht würde der österreichische
Verfassungsgerichtshof seit Jahren Straßburger Urteile zitieren.
In der Literatur wird etwa auch ausgeführt, dass der
Verfassungsgerichtshof dem EGMR zu 99 % folgen würde.

Ausgehend von diesen Feststellungen möchte ich ein paar
Überlegungen anstellen, auch paar Gedanken zu Fragen der
Judikaturdivergenz zwischen dem Verfassungsgerichtshof und
dem EGMR. In weiterer Folge möchte ich dann neuere
Erkenntnisse präsentieren, die sich mit einigen spezifischen
Fragen der EMRK beschäftigen. 
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EMRK in Bezug auf den Begriff „civil rights“, also Zivilrecht.
Der EGMR hat bei seiner dynamischen
Rechtsprechungsentwicklung zunehmend den Begriff der
„zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen“ in Art. 6
Abs. 1 EMRK extensiv immer weiter ausgedehnt. Der
Verfassungsgerichtshof hat dies im Jahr 1987 als offene
Rechtsfortbildung qualifiziert und unter Hinweis auf das öster-
reichische Staatsorganisationsrecht einem derart weiten
Verständnis des Begriffs „Zivilrecht“ eine Absage erteilt
(VfSlg. 11.500). Nach Auffassung des Verfassungsgerichtshofs
stellt das traditionelle Zivilrecht im kontinental-europäischen
Sinn den „Kernbereich“ dar, der sowohl in Tat- als auch in
Rechtsfragen in die Entscheidungskompetenz der Gerichte fällt.
Sind in solchen Angelegenheiten Verwaltungsbehörden zur
Entscheidung berufen, müssen diese den Garantien des Art. 6
Abs. 1 EMRK entsprechend organisiert sein und die in dieser
Regelung vorgesehenen Verfahrensgrundsätze anwenden. Für
außerhalb dieses Kernbereichs liegende - vom EGMR allerd-
ings als „Zivilrecht“ qualifizierte - Angelegenheiten, die nach
innerstaatlichem Recht zum Verwaltungsrecht zählen, müsse
eine wirksame nachprüfende Kontrolle durch den
Verwaltungsgerichtshof genügen. 

Der EGMR hat in seiner – kasuistischen – Judikatur die
Tribunalqualität des Verwaltungsgerichtshofes teils bejaht, teils
verneint (siehe etwa Urteil des EGMR vom 18. Dezember 2012
im Fall Richter, Appl. 4490/06; vom 17. April 2012 im Fall
Steininger, Appl. 21539/07; vom 4. April 2013 im Fall
Schlachthof GmbH ua., Appl. 21565/07 ua.). Seit der Reform
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die im Jahr 2012 beschlossen
wurde und am 1. Jänner 2014 in Kraft getreten ist, ist die vom
Verfassungsgerichtshof vorgenommene Abgrenzung nicht mehr
von Bedeutung. 
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III. Weitere Entwicklung und Arbeitsmethode des 
Verfassungsgerichtshofs

In weiterer Folge kam der EMRK zunehmend, insbeson-
dere auch aufgrund der dynamischen Entwicklung der
Rechtsprechung in Straßburg durch den EGMR, wachsende
Bedeutung in Österreich zu. Der Verfassungsgerichtshof verste-
ht sich heute als Letztentscheidungskompetenz in
Menschenrechtsfragen; er kann und muss eine behauptete
Verletzung von Rechten aus der EMRK wahrnehmen und diese
abstellen. Gerichte sind verpflichtet, Anträge auf Aufhebung
eines Gesetzes an den Verfassungsgerichtshof zu stellen, wenn
sie der Auffassung sind, dass ein von ihnen anzuwendenden
Gesetz verfassungswidrig ist, also in Österreich auch gegen die
EMRK verstößt. 

Wie sieht das aber nun im Detail aus? Wird jede
Rechtsprechungsentwicklung in Straßburg vom
Verfassungsgerichtshof ohne weiteres nachvollzogen? 

Zum einen: Der Verfassungsgerichtshof verfolgt die
Rechtsprechungspraxis des EGMR aufmerksam. Und zwar
schon in abstrakter Form, dh ohne einen konkreten Anlassfall.
Hat man dann aber einen Fall zu bearbeiten, in dem die EMRK
relevant ist erfolgt eine sehr eingehende Auseinandersetzung
mit der Judikatur des EGMR.

Diese Auseinandersetzung und Prüfung kann auch dazu
führen, dass einem Urteil des EGMR nicht gefolgt wird. Wenn
Sie mich fragen, wie oft das vorkommt, kann ich keine seriöse
Einschätzung geben. Nach meiner subjektiven Wahrnehmung
wird in der überwältigen Zahl von Fällen dem EGMR gefolgt.
Und ich kann festhalten, dass Entscheidungen, in denen von der
Rechtsprechung abgewichen wird, nicht leichtfertig getroffen
werden und innerhalb des Gerichtshofes sehr eingehend und
ernsthaft diskutiert werden. 

Eine wichtige Judikaturdivergenz bestand in der
Vergangenheit etwa in der Frage des Schutzbereichs von Art. 6
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ichgeschlechtliche Paare in Österreich seit 1. Jänner 2010
eingehen können, fallbezogene Entscheidungen getroffen: 

Die Unterschiede bei der Möglichkeit, Doppelnamen zu
beantragen, wurden nicht für gerechtfertigt angesehen (VfSlg.
19.623/2012): Während verheirateten Personen nach der
Eheschließung erlaubt, ist, den Familiennamen zu ändern,
wurde diese Möglichkeit eingetragenen Partnern nach
Begründung ihrer Partnerschaft verwehrt. Eine Regelung, die
zudem eingetragenen Partnern die Führung eines
Doppelnamens erlaubt, allerdings nicht explizit vorsieht, dass
zwischen den beiden Namen ein Bindestrich zu setzen ist, ist im
Lichte des Gleichheitsgrundsatzes so auszulegen, dass wie bei
einem Doppelnamen von Ehegatten ein Bindestrich zwischen
den beiden Namen gesetzt werden muss. Der
Verfassungsgerichtshof führte unter Hinweis auf die
Rechtsprechung des EGMR zu Art. 14 iVm Art. 8 EMRK aus,
dass eine Differenzierung aufgrund der sexuellen Orientierung
nur aus besonders schwerwiegenden Gründen zulässig ist. 

Gestützt auch auf die Rechtsprechung des EGMR zum
Spielraum der Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung eingetra-
gener Partnerschaften hat der Verfassungsgerichtshof die dif-
ferenzierende Regelung über Behördenzuständigkeiten für ver-
schiedengeschlechtliche (Zuständigkeit der
Personenstandsbehörde Standesamt) und gleichgeschlechtliche
Paare (Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde) bei der
Begründung ihrer Partnerschaft für verfassungskonform
erachtet (VfSlg. 19.682/2012). 

Eine Regelung, die gleichgeschlechtlichen Paaren nicht
erlaubte, anders als im Falle der Eheschließung außerhalb von
Amtsräumlichkeiten ihre Partnerschaft zu begründen, wurde für
verfassungswidrig erachtet (VfSlg. 19.758/2013).

In einem weiteren Fall, den ich Ihnen vorstellen möchte,
hat die Rechtsprechung des EGMR in einem besonderen Maße
die innerstaatliche Entwicklung der Rechtsordnung und damit
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IV. Neuere Judikatur des Verfassungsgerichtshofs zur 
EMRK

Wie ich vorhin erläutert habe, ist die EMRK für den
Verfassungsgerichtshof ein selbstverständlicher Prüfmaßstab
geworden. Gibt man etwa die EMRK in das Suchsystem der
Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ein, so erhält man im
Zeitraum 2013 bis heute insgesamt 419 Treffer, in denen die
EMRK in Erkenntnissen zitiert wird; in 168 Fällen gibt es
maßgebliche Ausführungen zu Artikeln der EMRK. 

Vor diesem Hintergrund eine Auswahl von Erkenntnissen
zur EMRK zu treffen, ist schwierig. Ich habe daher im
Folgenden eine Handvoll Erkenntnisse ausgewählt, in denen
eine besonders intensive Auseinandersetzung mit der
Rechtsprechung des EGMR stattgefunden hat; Fälle, die auch in
besonderem Maße durch Urteile des EGMR beeinflusst sind
und die auch in der Öffentlichkeit und der Rechtswissenschaft
diskutiert wurden. Meine Auswahl ist aber selbstverständlich
subjektiv. 

In den letzten Jahren hatte sich der Verfassungsgerichtshof
wiederholt mit Problemstellungen gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften auseinanderzusetzen; die damit verbundenen
Fragestellungen wurden auch zum Teil in Straßburg entsch-
ieden. 

In Bezug auf Art. 12 EMRK ist der Verfassungsgerichtshof
der Judikatur des EGMR darin gefolgt, dass homosexuelle
Personen von der Ehe gemäß Art. 12 EMRK ausgeschlossen
sind (insb. Urteil im Fall Schalk und Kopf gg. Österreich vom
24. Juni 2010, Appl. 30141/04) und daher kein Gebot der
Ausdehnung auf Beziehungen anderer Art bzw. die
Gleichstellung in Bezug auf die damit verbundenen
Rechtsfolgen besteht (VfSlg. 19.682/2012, 19.758/2013,
19.865/2014).

In weiterer Folge hat der Gerichtshof zu den Unterschieden
zwischen Ehe und eingetragener Partnerschaft, die gle-
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Dieses Urteil bot für den Fall, der vom
Verfassungsgerichtshof zu entscheiden war, jedoch keine
Hilfestellung. Der Gerichtshof setzte sich bei seiner Prüfung
auch eingehend mit den Motiven des Gesetzgebers aus dem
Jahr 1992 auseinander, der das Verbot der Insemination bei gle-
ichgeschlechtlichen Paaren ausschließlich wegen der damit ver-
bundenen Missbrauchsgefahr, der Leihmutterschaft, begründet
hatte. Dieser Hauptgrund spielt nach Auffassung des
Verfassungsgerichtshofs in gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaften von Frauen aber gerade keine Rolle. Der
Verfassungsgerichtshof nahm in diesem Fall eine Verletzung
von Art. 14 iVm Art. 8 EMRK an.

Im folgenden Themenkomplex möchte ich auch zwei
Entscheidungen zur Frage präsentieren, ob Bettelverbote gegen
die EMRK verstoßen. 

In mehreren Bundesländern Österreichs wurde in den jew-
eiligen Landesgesetzen zum Teil verschieden ausgestaltete
Bettelverbote erlassen (siehe VfSlg. 19.662/2012 – Salzburg;
VfSlg. 19.664/2012 – Kärnten; VfSlg. 19.665/2012 –
Oberösterreich). Die Salzburger Regelung enthielt das weitest-
gehende Bettelverbot, danach war auch das „stille Betteln“ an
einem öffentlichen Ort unter Strafe gestellt. 

Der Verfassungsgerichtshof entschied zunächst, dass –
unter Auseinandersetzung mit der Judikatur des EGMR zur
Frage des Begriffs „Privatlebens“ – Bettelei nicht als
Ausdrucksform eines individuellen Lebensstils iSd Art. 8
EMRK angesehen werden kann und daher auch nicht in den
Schutzbereich dieses Grundrechts fällt. 

Das sehr weitgehende Verbot der Bettelei schlechthin
erachtete der Verfassungsgerichtshof jedoch als Verletzung von
Art. 10 EMRK: Der Appell an die Solidarität und finanzielle
Hilfsbereitschaft anderer ist auch von der
Kommunikationsfreiheit des Art. 10 EMRK geschützt; das aus-
nahmslose Verbot, an öffentlichen Orten in stiller Form Hilfe zu

auch die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs beein-
flusst: 

Im Fall X gg. Österreich (Urteil des EGMR vom 19.
Februar 2013, Appl. 19.010/07) wurde Österreich verurteilt,
weil die österreichische Rechtsordnung die "Stiefkindadoption"
in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft rechtlich nicht
ermöglichte. Daraufhin hat der österreichische Gesetzgeber
vorgesehen, dass zwar die "Stiefkindadoption" erlaubt ist,
allerdings nicht die gemeinsame Adoption durch eingetragene
Partner/gleichgeschlechtliche Lebenspartner. Diese Regelung
wurde vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben (11. Dezember
2014, G 119/2014 ua.); u.a. mit der Begründung, dass ein
genereller Ausschluss der gemeinsamen Adoption nicht zu
rechtfertigen ist, wenn die Rechtsordnung auch sonst die
gemeinsame rechtliche Elternschaft durch gle-
ichgeschlechtliche Personen vorsieht. Dies ist ein Beispiel für
einen Fall, in dem die EGMR-Rechtsprechung und die nachfol-
gende innerstaatliche „Reparatur“ des Gesetzes eine über die
EGMR-Rechtsprechung hinausgehende Entwicklung bewirkt
hat.

Weiters hatte der Verfassungsgerichtshof zu untersuchen,
ob es mit der EMRK in Einklang steht, dass es Frauen in einer
gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft verwehrt ist, mith-
ilfe einer Samenspende eine Form der medizinisch unter-
stützten Fortpflanzung, nämlich die Insemination, in Anspruch
nehmen zu können (VfSlg. 19.824/2013). 

Zur Frage des generellen Verbots von Eizellenspenden in
Österreich und der Beschränkungen hinsichtlich von
Samenspenden bei In-Vitro-Fertilisationen war die Große
Kammer des EGMR mit Urteil vom 3. November 2011 zum
Ergebnis gekommen, dass keine Verletzung von Art. 14 iVm
Art. 8 EMRK vorliegt (Urteil im Fall S.H. ua. gg. Österreich,
Appl. 57813/00); die zuständige Kammer hatte im Jahr 2010
hingegen eine Verletzung angenommen. 
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habe, zudem noch einen Aspekt hervorheben: Die Entwicklung
des Menschenrechtsschutzes ist – völlig anders, als dies etwa
von Österreich im Jahr 1958 eingeschätzt worden war – noch
immer nicht abgeschlossen; die dynamische Entwicklung in
diesem Bereich ist einem ständigen Prozess, der maßgeblich
auch von internationalen Organen beeinflusst ist, unterworfen.
Und das ist gut so.  

erbitten, ist in einer demokratischen Gesellschaft nicht
notwendig (VfSlg. 19.662/2012). Anders hat der
Verfassungsgerichtshof hingegen das Verbot qualifizierter
Formen der Bettelei (in aufdringlicher und aggressiver Art)
bewertet (siehe auch VfSlg. 19.664/2012 und 19.665/2012).

Schließlich möchte ich zum Abschluss noch auf ein
Erkenntnis hinweisen, das weniger spektakulär ist, aber in
seinen praktischen Auswirkungen von großer Bedeutung ist:
Der Verfassungsgerichtshof hat den gänzlichen Ausschluss der
Gewährung von Verfahrenshilfe in
Verwaltungsgerichtsverfahren über zivilrechtliche Ansprüche
und Verpflichtungen als Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK
qualifiziert (Erkenntnis vom 25. Juni 2015, G 7/2015). 

V. Zusammenfassung
In Österreich überblicken wir eine Entwicklung in Bezug

auf die EMRK, die schon im Jahr 1958 ihren Anfang genom-
men hat. Es gab Widersprüche, ua. zu Art. 6 EMRK, die Ende
der 80-er Jahre aufgebrochen sind, die der österreichische
Verfassungsgesetzgeber endgültig erst im Jahr 2012, mit
Wirkung Anfang 2014, mit einer tiefgreifenden Reform, der
Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit, bereinigt hat. Dies
zeigt, dass tiefgreifende Änderungen in der Struktur einer
Rechtsordnung zuweilen einen längeren Zeitraum in Anspruch
nehmen. 

Die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ist einerseits
geprägt von einer intensiven Auseinandersetzung mit der
Rechtsprechung des EGMR, die in einer geringen Anzahl von
Fällen zu einer Judikaturdivergenz führt, in der überwiegenden
Zahl jedoch eine große Konvergenz aufweist. Ebenso gibt es
jedoch auch gesellschaftspolitisch relevante Bereiche, in denen
der Verfassungsgerichtshof über die Rechtsprechung des
EGMR hinausgeht.

Ich wollte mit den Entscheidungen, die ich ausgewählt
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(e.g. the right to apply to the international court for protection
of rights and freedoms).

3. The significant mean to protect and guarantee human rights
and freedoms is the constitutional complaint. The Constitution and
the Law on the Constitutional Court state that a person may submit
a constitutional complaint, if he or she considers that an unlawful
legal provision has been applied in his/her case. There is no require-
ment for the infringement of his or her fundamental rights. On 6
December 2015 the Constitution was amended by the referendum
and according to the new article 169 which will enter into force in
2018,  the constitutional complaint can be founded on a violation of
constitutional rights or freedoms of a complainant.

4. At the outset, unlike the Constitutional Court of Austria
the Constitutional Court of Armenia may not be regarded as an
institution providing an effective remedy for the protection of
human rights in terms of Article 13 of the Convention. However,
the Article 68, paragraph 7 of the  Law of the RA on the
Constitutional Court contains certain requirement according to
which in cases on determination the compliance of the laws, res-
olutions of the National Assembly, decrees and orders of the
President of the Republic, decisions of Government, the Prime
Minister and bodies of the local self-government with the
Constitution the Constitutional Court is required to determine
whether the legal acts referred to in the appeal are in conformity
with the Constitution or not, proceeding from the several factors,
among which is:  

the necessity of protection and free exercise of human
rights and freedoms enshrined in the Constitution, the grounds
and frames of their permissible restriction;

5. The jurisprudence of constitutional court, wherein excep-
tional attention is given to the guarantees of human rights, has cre-
ated additional effective possibilities for the Convention for the
Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms (European
Convention on Human Rights) to integrate into national law sys-
tem, and the human rights protected by the convention (as well as

A. Gyulumyan

Judge of the Constitutional Court 
of the Republic of Armenia, Former Judge 

of the European Court of Human Rights

Case law of the Constitutional Court of Armenia 
on the protection of human rights guaranteed by the

European Convention on Human Rights

1. The significance of judicial institutions of constitutional
review is exactly in the court being created and operating with the
purpose to ensure the rule of law and supremacy of the
Constitution, that is to protect the foundations of constitutional
order, human rights and freedoms.

Acting as a guardian of the constitution, a constitutional court
should perform its role as an effective remedy for the protection of
human rights. When interpreting the constitution, a constitutional
court should seek solutions that avoid conflicts with the state’s
human rights obligations.

2. The European Convention on Human Rights, as the
other international treaties ratified by the Republic of Armenia,
are an integral part of the domestic legal order. Prior to the rat-
ification of Convention and its Protocols Constitutional Court
of Armenia has determined the compliance of the commitments
stipulated therein with the Constitution and found them in con-
formity with the Constitution. Constitutional Court noted that,
although some rights and freedoms in the Convention and
Protocols are not directly stated in the Constitution, they do not
contradict the spirit of the Constitution. Later on, Constitution
has been amended and these rights have been included into it
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by Constitution), which are interpreted in acts of constitutional
court, have become part of national legal system. 

It is necessary to focus on two issues while trying to assess
the current process of the implementation of the European
Convention and the European Court’s case law with the nation-
al legal order of Armenia. First, the guidance provided by the
highest judicial instances to the lower courts on the implemen-
tation of the requirements of the European Convention of
Human Rights.  Second, the ongoing developments of the legis-
lation aimed at putting it in line with the case-law of the ECHR.
The Constitutional Court plays a significant role in implemen-
tation of the ECHR judgments and decisions. It does it in two
ways:

- Interference in a law making process as a negative legisla-
tor for bringing the law in conformity not only with the
constitution but also with the Convention. The European
Convention on Human Rights, being an international treaty,
is quite often interpreted as belonging not only to the field of
international law, but also to constitutional law.

- Substantiation of its own decisions by using ECHR case-law.
Nearly in each decision Constitutional Court refers to the
case law of ECHR. The Constitutional Court has emphasized
the significance, first of all, of the jurisprudence of the
European Court of Human Rights in the course of deciding on
the compliance of legal acts with the Constitution. By fol-
lowing the Strasbourg case-law, the Constitutional court
was able to stipulate the necessary safeguards concerning
urgent needs of society which allow only for a narrow
margin of discretion on the part of State bodies introduc-
ing restrictions of human rights and fundamental free-
doms.

The Constitutional Court may apply the Convention and the
resolutions and legal positions of the European Court of Human
Rights in two ways: through direct interpretation of the applicable
provision of the Convention and through the acceptance of the
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interpretation of certain principles in the way in which they have
been interpreted in the practice of the European Court of Human
Rights. 

6. In Galstyan Case (chamber judgment 15.11.07, application
no. 26986/03) and several follow-up cases the ECHR observed that
the very essence of the right to freedom of peaceful assembly was
impaired, where a State, while not prohibiting a demonstration,
imposed sanctions, especially such severe ones, on those partici-
pating who had done nothing reprehensible, as in the applicant’s
case. 

The Court therefore concluded that the interference with the
applicant’s right to freedom of peaceful assembly was not “neces-
sary in a democratic society”, in violation of Article 11.

Previously, on 16 April 2003 the Constitutional Court adopted
a decision on the basis of an application lodged by the main oppo-
sition candidate in the presidential election challenging the conduct
and results of the election. The Constitutional Court stated that sub-
jecting to administrative detention for having participated in unau-
thorized demonstrations and marches constituted an interference
with the right to freedom of peaceful assembly guaranteed by
Article 11 of the Convention. The Court concluded that such appli-
cation of this procedure was in contradiction with European “rule
of law” standards.

Following this decision of Constitutional Court on 28/04/2004
the Armenian Parliament adopted a law regulating the procedure
for holding assemblies, rallies, street processions and demonstra-
tions.

The objective of the law was to create the necessary conditions
for people to exercise their right to conduct peaceful, unarmed
meetings, assemblies, rallies and demonstrations set forth in the
Constitution and international treaties, prohibit any restrictions in
exercising of this right other than those set out in Article 11 of the
Convention.  
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non-pecuniary damage suffered by the first applicant as a result of
his ill-treatment and wrong conviction was awarded to him because
that type of compensation was not envisaged by the domestic law. 

The case concerned the dismissal of the applicant’s compen-
sation claim after his conviction for murder and rape had been
quashed and he had spent 5 years and 6 months in prison. This
was the first judgment in which the Court examined a complaint
under Article 3 of Protocol No. 7 on the merits and concluded
that there had been a violation. The Court found in particular that
compensation was due even where the domestic law or practice
did not provide for such compensation, and that the purpose of
Article 3 of Protocol No. 7 was not merely to recover any pecu-
niary loss caused by wrongful conviction but also to provide a
person convicted as a result of a miscarriage of justice with com-
pensation for any non-pecuniary damage such as distress, anxi-
ety, inconvenience and loss of enjoyment of life.

Another applicant applied to the Constitutional Court, chal-
lenging that Article 17 of the Civil Code was unconstitutional
because it failed to guarantee compensation for the non-pecuniary
damage.

The Court held that the key component of human dignity is
avoiding moral suffering conditioned by individual characteristics.
The Court also stated that torture, inhuman or degrading treatment
or punishment is accompanied by moral suffering, which may even
be more extensive than potential physical (bodily) or material dam-
age. The Court stressed that it is impossible to compensate the dam-
age caused to a person and his/her dignity without rational and just
compensation for moral damage.

The Court emphasized that the state’s obligation to guarantee
compensation for non-pecuniary damage derives from a number of
judgments by the European Court of Human Rights in the cases
against Armenia, notably the case of Poghosyan and Baghdasaryan
v. Armenia (application no. 22999/06, 12/06/2012).

Based on the above, the Constitutional Court declared the chal-
lenged provision in breach of the Constitution and void as it does
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7.  A violation of Article 1 of Protocol No. 1 was found by
ECHR in the case of Minasyan and Semerjyan (chamber judg-

ment 7 June2011, application no. 27651/05), since the depriva-
tion of the applicants’ possessions was not carried out on con-
ditions provided for by law.

The Court concluded that no law on expropriation of property
had ever been adopted by the Armenian Parliament; instead, the
whole expropriation process had been governed by a number of
Government decrees. In view of the fact that Article 28 of the
Armenian Constitution, as interpreted by the Constitutional Court,
required that expropriation of property be carried out on the basis
of a statute adopted by Parliament and not just governmental
decrees, the expropriation had not been carried out in compliance
with conditions provided for by law.

When deciding on the conformity of Paragraphs 2, 3, 4 and 5
of Section 22 of the Immovable Property Act with, inter alia,
Article 28 of the Constitution, the Constitutional Court provided
the following interpretation of that provision. Since the phrases “for
the needs of society and the State” and “only in exceptional cases”
were concepts requiring assessment and concerned a fundamental
constitutional right, the Constitution stipulated that expropriation of
property on such grounds could be carried out only on the basis of
a law, thereby creating necessary legislative safeguards. 

These are two examples when the Constitutional Court has
applied the Convention through direct interpretation of the applica-
ble provisions of the Convention. The following examples will
show the acceptance of the interpretation of certain principles in the
way in which they have been interpreted in the practice of the
European Court of Human Rights.

8.  In Poghosyan and Baghdasaryan case (chamber judgment
12 June 2012, application no. 22999/06,), ECHR held  that there
had been: a violation of Article 13 of Convention and Article 3 of
Protocol No. 7 (compensation for wrongful conviction) to the
European Convention on Human Rights; no compensation for the
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- The circumstance that media representatives are respondents
cannot be considered as a factor for defining more severe
responsibility.

- Domestic bodies’ decision must be based on acceptable
assessment of facts - important for the case. Like the ECHR
the Constitutional Court emphasizes that a distinction must
be made between statements of fact which can be proven
and value judgments which are only comment and may have
to be tolerated in the Court’s view.  The ECHR stated in
Jerusalem case that the requirement to prove the truth of
a value judgment is impossible to fulfill and infringes
freedom of opinion itself, which is a fundamental part of
the right secured by Article 10 (see Jerusalem v. Austria,

no. 26958/95, § 42, ECHR 2001 II). However, even where
a statement amounts to a value judgment, the propor-
tionality of an interference may depend on whether there
exists a sufficient factual basis for the impugned state-
ment, since even a value judgment without any factual
basis to support it may be excessive (see Oberschlick v.

Austria (no. 2), judgment of 1 July 1997, Reports of

Judgments and Decisions 1997-IV, p. 1276, §33).
- Material compensation cannot be defined for value judg-

ments, which will restrict the fundamental right to freedom
of speech in an unnecessary and disproportionate way, as the
role of media is more than reporting just facts: it is obliged
to interpret facts and events for informing the society and
promote discussions on issues important for the society.

- One must apply approach with particular reservation while
applying material compensation  for insult, taking into con-
sideration the fact that European Court has repeatedly men-
tioned, that tolerance and wide views are in the basis of
democracy and the right to freedom of expression protects
not only generally acceptable speech, but also those expres-
sions, which someone may concern thrilling, offensive and
shocking,

not include moral damage as a type of damage and does not ensure
possibility for its compensation.

On 19 May 2014 the amendments to the Civil Code were
made and Articles 162.1 and 1087.2 of Code now provide that com-
pensation shall be paid to the victims of a violation of Convention
for the non-pecuniary damage flowing from the breach.

9. The RA Human Rights Defender challenged the constitu-
tionality of Article 1087.1 of the RA Civil Code, which is relat-
ed to civil responsibility for insult and defamation. According to
the applicant the provisions of the challenged Article caused
legal uncertainty and created conditions for arbitrary and broad
interpretation and application of it, as did not reveal the content
of several terms which are vital for the given regulation. The
applicant considered that the impugned Article does not enough
precisely reveal the purpose of the compensation and the princi-
ples of the application of the compensation. 

Within the given case (15.11.2011/ e) DCC-997) based on the
analysis of the constitutional content of the challenged norms, the
respective international documents, the legal positions of the
European Court of Human Rights, the Constitutional Court stated
certain basic legal positions within which the challenged provisions
should be interpreted and implemented, thus:

- Any restriction of the right to freedom of expression must be
defined by law, serve to the legitimate aim and be necessary
in a democratic society. The right to protect the truth, the
right to protect the opinion and the right to transmit other
persons’ speech should be publicly recognized. 

- Person’s honor, dignity or business reputation is protected
from other persons’ defaming actions merely by civil regu-
lation, and the expression “person” doesn’t concern state
bodies as legal entities.

- Terms “defamation” and “insult” must be considered in the
context of existence of intention and an aim of defamation of
a person.
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content emanating from the legal positions expressed in the deci-
sion and international commitments undertaken by the Republic of
Armenia.

10. I would like to provide another very recent example here
concerning freedom of expression. The judgment is of interest in
that the Constitutional Court imposes an obligation on State to set
up an appropriate legislative framework to protect journalists’ free-
dom of expression by protecting their sources of information.

The Court of General Jurisdiction of Kentron and Nork Marash
Administrative Districts of Yerevan City ordered two media outlets,
the “Hraparak” daily and the iLur.am news website, to disclose
their sources of information. The appeal and cassation claim against
this ruling have been dismissed by the Court of Appeal and the
Court of Cassation correspondingly. 

According to settled case-law of the ECHR the effect of the
protection of journalists’ sources is one of the cornerstones of free-
dom of the press and that, without such protection, sources may be
deterred from assisting the press in informing the public on matters
of public interest (see Goodwin, cited above, p. 500, § 39, and
Roemen and Schmit v. Luxembourg, no. 51772/99, § 57, ECHR
2003-IV).

The applicants challenged the regulation of the RA Law on the
Dissemination of Mass Information which stated that the imple-
menter of media activity or a journalist can be obliged to disclose
the source of information by the court decision, in the course of a
criminal proceeding with the aim of disclosure of grave and partic-
ularly grave crimes, if necessity of criminal legal protection of pub-
lic interest overweighs the motivation of the society to protect the
source of information, and all other means to protect public interest
are exhausted. In such cases, by the motion of the journalist, the
court proceedings are held in camera.  

Highlighting the importance of accurate understanding and legit-
imate application of the legislative requirement “if necessity of crim-
inal legal protection of public interest overweighs the motivation of

- While indicating material compensation, its restricting influ-
ence on the freedom of expression should be properly taken
into consideration, as well as possibility of legitimate pro-
tection of reputation through other available means. It
should be taken into consideration, whether extrajudicial
forms of compensation, including volunteer or self-regulat-
ing mechanisms, have been supplicated and used for miti-
gating the damage caused to applicant’s honor and reputa-
tion.

- While deciding the legitimacy of compensation the respon-
dent’s limited measures should be considered as a factor,
his/her income should be taken into consideration, a dispro-
portionate heavy financial burden which will make a crucial
negative financial influence on his/her activity, shouldn’t be
defined for the respondent,

- An applicant, who requires material compensation for non
material damage, should prove the existence of that damage.

- The maximum ammount of compensation defined by law is
applicable only in cases of existence of more serious and
solid bases.

- While defining a compensation such factors should be taken
into consideration as damage caused to feelings, absence of
readiness of apologizing.

- Taking into consideration that in cases of politicians and
people who hold public positions, publications regarding
matters of public interest have maximum protection, while
deciding the ammount of compensation, applicant’s such
status cannot be interpreted to the detriment of the respon-
dent.

- The circumstance of using the right of not discovering jour-
nalist’s confidential sources of information of public interest
cannot be interpreted to the detriment of respondent while
deciding the ammount of compensation.

The Constitutional Court recognized Article 1087.1 to be in
compliance with the Constitution within the constitutional-legal
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the possibility for the Court of Cassation to adopt decisions on
returning the cassation complaint without providing the reasons for
rejection and to the wide discretionary authority of the Court of
Cassation in the process of admission or non-admission of cassa-
tion complaints.

The Constitutional Court found that any legislatively stipulat-
ed state authority should be regulated and implemented based on
the principle of inviolability of human rights prescribed by the RA
Constitution. In particular, the aim of the legislative regulation of
the relations with regard to cassation complaint should be, inter
alia, the stipulation of the normative requirement to provide rea-
soning for return of a cassation complaint.    

As a result of the consideration of this case, by its decision
DCC - 690 the Constitutional Court declared Article 231.1, Point 2
of the RA Civil Procedure Code in so far as it did not stipulate
mandatory requirement for reasoning of the decision on returning
the cassation complaint, and therefore did not provide legal guar-
antees for effective justice and access to it, contradicting Article 3,
Article 6 (Parts 1 and 2), Article 18, Part 1, Article 19, Part 1 of the
Constitution of the Republic of Armenia and void.

After the Constitutional Court’s Decision the RA National
Assembly made amendments in the Civil Procedure Code and stip-
ulated, that the decision on returning the cassation complaint
should be reasoned, except for the cases when the decision of the
Court of Cassation on the raised issue may not have a vital impor-
tance for the assurance of uniform application of law.  

In 2008 (decision DCC - 754) the Constitutional Court exam-
ined the constitutionality of the amended provision, and stated that
the legal positions of the Constitutional Court on the issue of
mandatory legislative requirement for reasoning of the decision of
the Court of Cassation on returning the cassation complaint, have
not been fully implemented during the legislative amendments and
the necessary legal guarantees have not been provided by the
National Assembly. The Court also stated that the stipulation of the
mentioned exception by legislative body did not provide the full

the society to protect the source of information”, the Constitutional
Court clarified the content of legal grounds for disclosure of the
source of information. It also stressed the necessity to exclude the
wide opportunity of discretionary interpretation of those require-
ments in judicial practice.

The Constitutional Court held that Article 5, Part 2 of the RA
Law on the Dissemination of Mass Information is in conformity
with the RA Constitution within the constitutional legal content
revealed by the Constitutional Court.

According to the constitutional legal content of the challenged
provision, in a democratic state ruled by law, based on the princi-
ples of legal certainty and proportionality of limitations on the
rights, the legitimate interest of the disclosure of the source of
information may be recognized as overriding the public inter-
est in its non-disclosure, if such disclosure is necessary for pro-
tection of human life, prevention of grave (particularly grave)
crime or providing the defense of the person charged in (or
accused of) committal of grave (particularly grave) crimes. The
existence of at least one of those legal requirements is the only
legitimate basis for disclosure of the source of information in a
manner prescribed by the law, if the other grounds stipulated by the
challenged provision do exist.  

11. The Constitutional Court decided that statutory provisions
which allowed Court of Cassation not to state the reasons for its’
decision on returning a cassation complaint made on the basis of
discretion are contrary to the Constitution. As one of the reasons for
its decision, the Court recalled that Article 13 of the ECHR ensures
to everyone an effective legal remedy following the violation of his
or her rights and freedoms specified therein.

In 2007 based on the applications of a number of individuals,
the RA Constitutional Court examined the constitutionality of sev-
eral legislative provisions of the RA Civil Procedure Code, which
concern, inter alia, the legislative requirements set for the decision
of the Court of Cassation on returning a cassation complaint. The
applicants argued that the ambiguity of the challenged norms led to
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Status of Implementation of the Decisions 
of the Constitutional Court in the Legal Practice 

of the Republic of Armenia 

The Constitutional Court of the Republic of Armenia as a
result of executing its constitutional powers adopts decisions and
conclusions, which are final and enter in to force from the moment
of publication. The adopted decisions of the Constituional Court
have imparative nature within the entire territory of the Republic
of Armenia.

Throughout 20 years of its activities, the Constitutional Court
of the Republic of Armenia has adopted 1262 decisions (as of
01.04.2016), from which 219 referred to the constitutionality of
the normative acts, 43 referred to the constitutionality of the elec-
toral disputes and 1000 referred to the constitutionality of the
obligations stipulated by the international treaties.  

Being guided by the fundamental principles stipulated by the
Constitution of the Republic of Armenia, European Convention on
Human Rights and Fundamental Freedoms and other international
internal legal documents, as well as referring also to the interna-
tional experience of the democratic development and the case law
practice of the European Court of Human Rights, attaching an
importance to forming and developing of the required legal nor-
mative prerequisites, evaluating also the law enforcement practice,
the Constitutional Court of the Republic of Armenia by its deci-
sions has proposed doctrinal approaches, stated key legal positions
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implementation of the Constitutional Court’s decision. Therefore,
the Court found that there was no effective remedy against the deci-
sion of the Court of Cassation to return the cassation complaint, and
the challenged provision was a legal obstacle for the implementa-
tion of the constitutional right to judicial protection of human rights
via Court of Cassation.    
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The matters related to the fulfillment of the decisions of the
Constitutional Court of the Republic of Armenia can be mainly
summed up as the following: 

- the fullfillment of the legal positions of the Constitutonal
Court as precendetial law;  

- the review of the judicial acts on the basis of the decisions of
the Constitutional Court as the new circumstance;

- the functional relationship of the bodies of state power in the
process of  guaranteeing and enforcing the decisions of the
Constitutional Court.  

There is a necessity to entrench in the legal practice of the
Republic of Armenia the approach according to which the legal
consequences of the decisions of the Constitutional Court shall be
perceived and considered not only within the frames of the pro-
vided final provisions, but also through the prism integrity of the
decision, also taking into account the case law importance of the
legal positions of the Court. 

In regard to the legal positions of the constitutional court, the
dcotrinal approaches of the Constitutional Court of the Republic of
Armenia are the following: 

- directly follow from the powers of the Constitutional Court,
therefore, they have official nature; 

- being the integral part of the decision, have independent legal
content and significance for the legal-enforcement;

- have specific legal consequence, they are addressed to the
subjects of a specific case and to all subjects of public legal
relationships, i.e. they are universal;

- are called to promote the elimination of the legal uncertainty
in the RA legal system and law enforcement practice, they are
a basis for constitutionalization of legal relations and have
precedential nature;

- prior to the normative regulation of the relation in dispute, in
some cases they are also temporary means of legal regulation;

- are the official interpretation of the norms of the RA
Constitution.
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and accordingly, has successfully developed them. On the basis of
the legal positions of the Constitutional Court of the Republic of
Armenia, a broad variety of systematic and institutional amend-
ments have been made in the legislative regulations. The legal
positions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia
have also been a fundamental basis for the recent Constitutional
Amendments in the Republic of Armenia.  

Within the scopes of the discussed topic, we find it important
to mention, that by the end of each calendar year, in compliance
with the prescribed legal provision in the RA Law on the
Constitutional Court of, the Constitutional Court of the Republic of
Armenia publishes the Bulletin on the status of fulfillment of the
decisions of the Court. The analysis of these Bulletins clearly iden-
tifies that since the very first publication their aims have not been
scoped as purely informative and statistical. Through these
Bulletins the Constitutional Court also implements analysis thus
focusing not only on the matters of provision of constitutional
legality within the given year, but furthermore the Court presents
suggestions for solving the above stated matters, which are first of
all addressed to the state power institutions and respective officials. 

When it comes to guaranteeing the implementation of the
decisions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia,
the basic approaches are the following:

- the decisions of the Constitutional Court are imperative legal
conclusions, which have been held as a result of the official
interpretation of the legal content of the constitutional norms
and revealing of the constitutional legal-content of the legal
norms;

- the implementation of the decision of the Constitutional
Court shall have tri-unity legal consequence. It shall firstly
become the guarantee of protection of objective right for
everyone, secondly, it shall protect in a concrete manner the
subjective rights of the persons, and thirdly, it shall become a
source of law for the legislator and law-enforcer, thus having
a guiding importance in the sphere of development of law.  
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as unconstitutional, with the nature and peculiarities of the
relations, with the frames of enforcement and with the fact of
concrete violation of rights of an individual.  

On the basis of the decisions of the Constitutional Court of the
Republic of Armenia several fundamental and systematic legisla-
tive amendments have been made, the general logics of which
indicates that the new circumstance can be formed not only in the
case of declaring as unconstitutional specifically enforced norm
within the frames of the concrete case, but as well as in the cases
when the given norm is enforced in the judicial practice in an inter-
pretation which differs from the legal positions expressed by the
Constitutional Court. In the given case, the Constitutional Court is
prescribed with the authority to decide whether the given judicial
act is or not entitled to review in accordance with the procedure
prescribed by the law. 

When it comes to the issues of functional relationship between
the bodies of state power guaranteeing of fulfillment of the deci-
sions of the Constitutional Court of the Republic of Armenia, they
are particularly conditioned by the following: 

- absence of full system of constitutional monitoring;
- incomplete, non-systemized and non-punctual implementa-

tion of the legal positions of the Constitutional Court by the
law creating and law enforcing bodies.    

It is necessary to mention, that respective solutions to the
abovementioned matters were drawn by the nationwide referen-
dum of 6 December 2015 on the Amendments to the Constitution
of the Republic of Armenia.  
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The issue of implementing the legal positions of the
Constitutional Court as the precedential law is becoming tense
when from the viewpoint of protection of human rights and
restoration of violated rights there is a need to use the decision of
the Constitutional Court of the Republic of Armenia as the new
circumstance for the review of the judicial act. The Constitutional
Court of the Republic of Armenia has referred to the mentioned
issue in its several decisions, and recognized several norms of the
institute of review of cases based on new circumstances in regard
to the content given to them in law enforcement practice as null
and void from compliance with the Constitution. The matter is that
according to these legal provisions, the application of law with an
interpretation other than the legal positions of the Constitutional
Court did not provide an opportunity to restore violated human
rights through the review of the case due to new circumstances
within the scopes of judicial appeal.   

The doctrinal approaches of the Constitutional Court of the
Republic of Armenia in regard to the institute of review of the judi-
cial act on the basis of new circumstances can be concluded as the
following: 

• the judgment review due to new circumstances shall
inevitably ipso facto lead to overrule of the judgment which
applied the unconstitutional norm and/or violated the con-
vention right , excluding the possibility of leaving the review
judgment unchanged;

• in law enforcement practice the legal provisions may not be
interpreted and applied in a way which will contradict their
constitutional legal content by the Constitutional Court. Even
if the legal provision is declared as constitutional but the
courts implement it with the interpretation contradictory to
the constitutional legal content of the norm, the case may be
renewed due to the new circumstance;

• the scope and frames of the duly in power judicial act to be
renewed under new circumstances are conditioned with the
subject of regulation of the normative provision recognized
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ñîâåðшåíñòâîâàíèÿ­ ìåхàíèзìîâ­ ñóäåáíîãî­ êîíñòèòó-

öèîííîãî­êîíòðîëÿ;

- эôôåêòèâíîãî­ ãàðàíòèðîâàíèÿ­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà,

îáåñïåчåíèÿ­óñòîéчèâîãî­äåìîêðàòèчåñêîãî­ðàзâèòèÿ;

- âûÿâëåíèÿ­ âîзìîжíîñòåé­ ïðèìåíåíèÿ­ "Êîíòðîëьíîãî

ñïèñêà­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà"­ äëÿ­ ïðîâåäåíèÿ­ ïîñòî-

ÿííîé­êîíñòèòóöèîííîé­äèàãíîñòèêè­è­ìîíèòîðèíãà;

- ðàзðàáîòêè­ êîíêðåòíûх­ ïðåäëîжåíèé­ ïî­ óíèôèêàöèè

ìåхàíèзìîâ­ïðîâåäåíèÿ­ñèñòåìíîãî­êîíñòèòóöèîííîãî

ìîíèòîðèíãà­ ñ­ èñïîëьзîâàíèåì­ Êîíòðîëьíîãî­ ñïèñêà

âåðхîâåíñòâà­ïðàâà­â­ðàзíûх­ïðàâîâûх­ñèñòåìàх.

Бûëî­ ïðåäëîжåíî­ äàííóю­ òðåхäíåâíóю­ êîíôåðåíöèю

ïðîâåñòè­â­Еðåâàíå­20-23­îêòÿáðÿ­2016­ãîäà,­ñîâìåñòèâ­åå­ñ

åжåãîäíîé­ Еðåâàíñêîé­ êîíôåðåíöèåé­ ïî­ àêòóàëьíûì­ ïðî-

áëåìàì­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ.­

Нà­îбсуæäåíèå­пðåäстàвлåíы­тðè­пðîблåмы:

1.­Ðîëь­êîíñòèòóöèîííûх­ñóäîâ­â­ïðåîäîëåíèè­зàêîíîäà-

òåëьíûх­ïðîáåëîâ­è­ïðàâîâîé­íåîïðåäåëåííîñòè.

2.­ Мåñòî­ è­ ðîëь­ ñèñòåìíîãî­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ìîíèòî-

ðèíãà­â­ñîâåðшåíñòâîâàíèè­ñèñòåìû­êîíñòèòóöèîííîãî­êîíò-

ðîëÿ­è­ïðåîäîëåíèè­äåôèöèòà­êîíñòèòóöèîíàëèзìà.

3.­ Ðîëь­ è­ зíàчåíèå­ "Êîíòðîëьíîãî­ ñïèñêà­ âåðхîâåíñòâà

ïðàâà"­â­îñóщåñòâëåíèè­ïîñòîÿííîé­êîíñòèòóöèîííîé­äèàã-

íîñòèêè­è­ìîíèòîðèíãà,­îáåñïåчåíèè­äèíàìèчíîãî­äåìîêðà-

òèчåñêîãî­ðàзâèòèÿ.­

Âñå­ìàòåðèàëû­äàííîé­êîíôåðåíöèè­áóäóò­îïóáëèêîâà-

íû­â­Аëьìàíàхå­"Êîíñòèòóöèîííîå­ïðàâîñóäèå"­зà­2016­ãîä­â

íàчàëå­2017­ãîäà.

Êîíöåïòóàëьíûå­âîïðîñû­êîíñòèòóöèîííîãî­ìîíèòîðèí-

ãà­ áûëè­ èзëîжåíû­ íàìè­ â­ ìîíîãðàôèè­ "Êîíñòèòóöèîííûé

ìîíèòîðèíã"2.­

Â­äàííîé­ïóáëèêàöèè­ìû­íàìåðåíû­ïðåäñòàâèòь­шèðîêî-

ìó­ êðóãó­ ñïåöèàëèñòîâ­ íåêîòîðûå­ âàжíûå,­ íà­ íàш­ âзãëÿä,

àñïåêòû­"Êîíòðîëьíîãî­ñïèñêà­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà",­ñ­óчåòîì
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Г.­Аðутюíяí­

профессор, 

член Бюро  Венецианской комиссии 

Совета Европы

Пåðспåктèвы­кîíстèтуцèîííîгî­

мîíèтîðèíгà­íà­îсíîвå­

“Кîíтðîльíîгî­спèскà­вåðхîвåíствà­пðàвà”

Âåíåöèàíñêàÿ­ êîìèññèÿ­ Сîâåòà­ Еâðîïû­ 12­ ìàðòà­ 2016

ãîäà­íà­106-îì­ïëåíàðíîì­зàñåäàíèè­îäîáðèëà­íàшå­ïðåä-

ëîжåíèå­î­ïðîâåäåíèè­ìåжäóíàðîäíîé­êîíôåðåíöèè­ïî­êîí-

ñòèòóöèîííîìó­ìîíèòîðèíãó.­

Êîìèññèÿ­ðåêîìåíäîâàëà­ïîäãîòîâèòь­è­ïðåäñòàâèòь­íà

107-îå­ïëåíàðíîå­зàñåäàíèå­ñîîòâåòñòâóющóю­êîíöåïöèю­è

îðãàíèзàöèîííûå­ìåхàíèзìû­ïðîâåäåíèÿ­äàííîãî­ôîðóìà­ñ

óчåòîì­âûÿâëåíèÿ­âîзìîжíîñòåé­ïðèìåíåíèÿ­"Êîíòðîëьíîãî

ñïèñêà­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà"­ (óòâåðжäåííîãî­íà­106-îì­ïëå-

íàðíîì­зàñåäàíèè­Êîìèññèè)­â­ïðîöåññå­ñèñòåìíîãî­êîíñòè-

òóöèîííîãî­ìîíèòîðèíãà1.

Актуàльíîсть­ пðîвåäåíèя­ мåæäуíàðîäíîй­ кîíфå-

ðåíцèè­пî­кîíстèтуцèîííîму­мîíèтîðèíгу­îбуслîвлåíà

íåîбхîäèмîстью:

-­ âûðàáîòêè­ áîëåå­ äåéñòâåííûх­ ïðàâîâûх­ ìåхàíèзìîâ

ïðåîäîëåíèÿ­ äåôèöèòà­ êîíñòèòóöèîíàëèзìà­ â­ ñîâðå-

ìåííîì­ îáщåñòâå,­ íåäîïóщåíèÿ­ íàêîïëåíèÿ­ îòðèöà-

òåëьíîé­îáщåñòâåííîé­эíåðãèè,­чòî,­íàáèðàÿ­êðèòèчåñ-

êóю­ ìàññó­ ìîжåò­ ïðèâåñòè­ ê­ îáщåñòâåííûì­ êàòàêëèз-

ìàì;

- âûÿâëåíèÿ­óзêèх­ìåñò­â­óñòîéчèâîì­è­äèíàìèчíîì­îáåñ-

ïåчåíèè­ âåðхîâåíñòâà­ Êîíñòèòóöèè­ è­ äàëьíåéшåãî

60

Êîíñòèòóöèîííîå ÏÐÀÂÎÑÓÄÈÅ­·­2(72)`16 Êîíñòèòóöèîíàëèзì:­ïðîáëåìû­è­ïåðñïåêòèâû

1­См. CDL-AD(2016)007, Strasbourg, 18 March 2016. 
2­ ­ См. Арутюнян Г.Г. Конституционный мониторинг.  - Ереван, 2016; а
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ðåãóëèðóющåé­ îñóщåñòâëåíèå­ îáщåñòâåííûх­ ïîëíîìîчèé”

(ñ.­3-4).­Â­òîì­жå­ãîäó­Еâðîïåéñêàÿ­êîìèññèÿ­ïðèíÿëà­ìåхà-

íèзì­ äëÿ­ òîãî,­ чòîáû­ îáðàòèòьñÿ­ ê­ ñèñòåìíûì­ ïðîáëåìàì

âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà­ â­ ãîñóäàðñòâàх-чëåíàх­ Еâðîïåéñêîãî

ñîюзà­(ЕС).­Эòà­ ­“íîâàÿ­èíèöèàòèâà­ЕС­ïî­óñèëåíèю­âåðхî-

âåíñòâà­ïðàâà”­óñòàíàâëèâàåò­èíñòðóìåíò­ïðåäâàðèòåëьíî-

ãî­ïðåäóïðåжäåíèÿ,­îñíîâàííûé­íà­“äàííûх,­ïîëóчåííûх­èз

äîñòóïíûх­ èñòîчíèêîâ­ è­ ïðèзíàííûх­ óчðåжäåíèé,­ âêëючàÿ

Сîâåò­Еâðîïû”.

Пîäчåðêèâàåòñÿ,­чòî­ñîãëàñíî­Оðãàíèзàöèè­Оáъåäèíåí-

íûх­ Нàöèé­ âåðхîâåíñòâî­ ïðàâà­ –­ эòî­ óíèâåðñàëьíûé­ ïðèí-

öèï,­ óжå­ зàäåéñòâîâàííûé­ Оðãàíèзàöèåé­ Аìåðèêàíñêèх

Гîñóäàðñòâ,­ à­ èìåííî,­ Мåжàìåðèêàíñêîé­ äåìîêðàòèчåñêîé

хàðòèåé­ è­ Аôðèêàíñêèì­ ñîюзîì.­ Сñûëêè­ íà­ âåðхîâåíñòâî

ïðàâà­ìîжíî âñòðåòèòь òàêжå­â­íåñêîëьêèх­äîêóìåíòàх,­ïðè-

íÿòûх­ Лèãîé­ Аðàáñêèх­ Гîñóäàðñòâ.­ Нà­ óðîâíå­ Оðãàíèзàöèè

Оáъåäèíåííûх­ Нàöèé,­ ïîñëå­ ïóáëèêàöèè­ “Иíäèкàтîðîв

вåðхîвåíствà­ пðàвà” â­ 2011­ ã.,­ Гåíåðàëьíàÿ­ Аññàìáëåÿ

Оðãàíèзàöèè­ Оáъåäèíåííûх­ Нàöèé­ â­ 2012­ ã.­ ïðèíÿëà

Дåêëàðàöèю­ ñîâåщàíèÿ­ íà­ âûñîêîì­ ­ óðîâíå­ ­ Гåíåðàëьíîé

Аññàìáëåè­ ïî­ âîïðîñàì­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà­ íà­ íàöèîíàëь-

íîì­è­ìåжäóíàðîäíîì­óðîâíÿх,­ïðèзíàющóю,­чòî­“âåðхîâåí-

ñòâî­ïðàâà­îòíîñèòñÿ­â­ðàâíîé­ñòåïåíè­êî­âñåì­ãîñóäàðñòâàì

è­­ìåжäóíàðîäíûì­îðãàíèзàöèÿì”.

О­âåðхîâåíñòâå­ïðàâà­óïîìèíàåòñÿ­â­Пðåàìáóëå­Уñòàâà

Сîâåòà­ Еâðîïû­ êàê­ îá­ îäíîì­ èз­ òðåх­ ïðèíöèïîâ,­ «êîòîðûå

зàêëàäûâàюò­ôóíäàìåíò­äëÿ­ïîäëèííîé­äåìîêðàòèè»,­-­âìåñ-

òå­ ñ­ ëèчíîñòíîé­ è­ ïîëèòèчåñêîé­ ñâîáîäîé.­ Сòàòьÿ­ 3­ Уñòàâà

ïðèзíàåò­ óâàжåíèå­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà­ ïðåäâàðèòåëьíûì

óñëîâèåì­ äëÿ­ âñòóïëåíèÿ­ íîâûх­ ãîñóäàðñòâ-êàíäèäàòîâ­ â

îðãàíèзàöèю.­Âåðхîâåíñòâî­ïðàâà,­ñîâìåñòíî­ñ­ïîíÿòèÿìè­î

ïðàâàх­чåëîâåêà­è­äåìîêðàòèåé,­ñîñòàâëÿåò­îñíîâíóю­ïàðà-

äèãìó­öåííîñòåé,­ëåжàщèх­â­îñíîâå­Сîâåòà­Еâðîïû.

Â­Дîêëàäå­Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèè­ïîäчåðêèâàåòñÿ,­чòî

îсîбåííî­ стðàíы­ íîвîй­ äåмîкðàтèè­ äîлæíы­ îбðàтèть

вíèмàíèå­ íà­ тî,­ чтî­ пîíятèя­ «вåðхîвåíствî­ зàкîíà»,

«пðàвлåíèå­íà­îсíîвàíèè­зàкîíîв»­èлè­äàæå­ «пðàвî­íà

îсíîвàíèè­ зàкîíîв»­ íå­ являются­ àíàлîгàмè­ вåðхîвåí-
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îñîáîé­âàжíîñòè­äàííîãî­Дîêëàäà­Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèè­â

ðåшåíèè­ êàê­ òåîðåòèчåñêèх,­ òàê­ è­ ïðàêòèчåñêèх­ ïðîáëåì

îáåñïåчåíèÿ­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà­è­óñòàíîâëåíèè­ïîäëèííîãî

êîíñòèòóöèîíàëèзìà­â­ñîâðåìåííîì­îáщåñòâå.

Ðàзðàáîòêà­äàííîãî­ñïèñêà,­êàê­îòìåчàåòñÿ­â­óêàзàííîì

Дîêëàäå,­ïðîхîäèëà­â­íåñêîëьêî­эòàïîâ.­Â­ðàìêàх­86-îé­ïëå-

íàðíîé­ ñåññèè,­ ñîñòîÿâшåéñÿ­ â­ ìàðòå­ 2011­ ãîäà,

Âåíåöèàíñêàÿ­ êîìèññèÿ­ óòâåðäèëà­ Дîêëàä­ î­ âåðхîâåíñòâå

ïðàâà­(CDL-AD(2011)003rev).­Бëàãîäàðÿ­эòîìó­Дîêëàäó­áûëè

âûÿâëåíû­ îñíîâíûå­ хàðàêòåðèñòèêè­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà.­ Ê

эòîìó­ Дîêëàäó­ áûëà­ òàêжå­ ïðèëîжåíà­ ïåðâàÿ­ âåðñèÿ­ êîíò-

ðîëьíîãî­ñïèñêà­äëÿ­îöåíêè­ñîñòîÿíèÿ­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà­â

îòäåëьíûх­ãîñóäàðñòâàх.

Â­ íîâîì­ îáîáщåííîì­ Дîêëàäå­ ðàñêðûâàåòñÿ­ âзàèìî-

ñâÿзь­ìåжäó­ïðàâîâûìè­íîðìàìè,­ñ­îäíîé­ñòîðîíû,­è­äåìî-

êðàòèåé­è­ïðàâàìè­чåëîâåêà­-­ñ­äðóãîé­(«Âåðхîâåíñòâî­ïðàâà

â­áëàãîïðèÿòñòâóющåé­ñðåäå»).­

Осíîвíымè­ íàпðàвлåíèямè­ ðàзвèтèя­ вåðхîвåíствà

пðàвà­ счèтàются:­ зàкîííîсть;­ пðàвîвàя­ îпðåäåлåí-

íîсть;­ пðåäîтвðàщåíèå­ злîупîтðåблåíèя­ пîлíîмîчèя-

мè;­ ­ ðàвåíствî­ пåðåä­ зàкîíîм;­ äîступ­ к­ пðàвîсуäèю.

Освåщàются­тàкæå­äвå­фуíäàмåíтàльíыå­зàäàчè,­стîя-

щèå­пåðåä­вåðхîвåíствîм­пðàвà:­èскîðåíåíèå­кîððуп-

цèè­è­злîупîтðåблåíèй­слуæåбíым­пîлîæåíèåм.­

Â­Дîêëàäå­Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèè­âåðхîâåíñòâî­пðàвà

пðåäстàвляåтся­ кàк­ пîíятèå­ îбщåîбязàтåльíîå.

“Âñåîáщåå­îáåñïåчåíèå­è­ñîáëюäåíèå­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà

êàê­ íà­ íàöèîíàëьíîì,­ òàê­ è­ íà­ ìåжäóíàðîäíîì­ óðîâíÿх”

áûëî­ïîäòâåðжäåíî­âñåìè­ãîñóäàðñòâàìè-чëåíàìè­Оðãàíè-

зàöèè­ Оáъåäèíåííûх­ Нàöèé­ â­ äîêóìåíòå­ 2005­ ãîäà.­ Âåð-

хîâåíñòâî­ ïðàâà,­ êàê­ ãîâîðèòñÿ­ â­ ïðåàìáóëå­ è­ â­ ñòàòьå­ 2

Дîãîâîðà­ î­ Еâðîïåéñêîì­ ñîюзå,­ ÿâëÿåòñÿ­ îäíîé­ èз­ ôóíäà-

ìåíòàëьíûх­ öåííîñòåé,­ îáъåäèíÿющèх­ ñòðàí-óчàñòíèö­ ЕС.

Â­2014­ãîäó,­â­ðàìêàх­íîâîé­ïðîãðàììû­ïî­óñèëåíèю­âåðхî-

âåíñòâà­ ïðàâà,­ Еâðîïåéñêàÿ­ êîìèññèÿ­ íàïîìèíàåò,­ чòî

“ïðèíöèï­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà­ ïðîãðåññèâíî­ ñòàíîâèòñÿ

äîìèíèðóющåé­ îðãàíèзàöèîííîé­ ìîäåëью­ ñîâðåìåííîãî

êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâà­ è­ ìåжäóíàðîäíûх­ îðãàíèзàöèé,
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чòîáû­îãðàíèчèâàòь­è­íåзàâèñèìî­ðàññìàòðèâàòь­îñóщåñòâ-

ëåíèå­îáщåñòâåííûх­ïîëíîìîчèé.

Иñòîðèчåñêè­âåðхîâåíñòâî­ïðàâà­áûëî­ðàзâèòî­êàê­ñðåä-

ñòâî­îãðàíèчåíèÿ­ãîñóäàðñòâåííîé­âëàñòè.

Нà­îñíîâå­Êîíòðîëьíîãî­ñïèñêà­îñíîâíûå­хàðàêòåðèñòè-

êè­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà­ñâîäÿòñÿ­ê­ñëåäóющèì­ïàðàìåòðàì:

Пåðвый­-­пðèзíàíî­лè­вåðхîвåíствî­пðàвà?­

I.­Сóщåñòâóåò­ëè­ïèñьìåííàÿ­Êîíñòèòóöèÿ?

II.­ Гàðàíòèðóåòñÿ­ ëè­ ñîîòâåòñòâèå­ зàêîíîäàòåëьñòâà

Êîíñòèòóöèè?

III. Пðèíèìàåòñÿ­ëè­зàêîíîäàòåëьñòâî­áåз­зàäåðжåê,­êàê

эòîãî­òðåáóåò­Êîíñòèòóöèÿ?­

IV. Сîîòâåòñòâóåò­ ëè­ äåéñòâèå­ èñïîëíèòåëьíîé­ âëàñòè

Êîíñòèòóöèè­è­äðóãèì­зàêîíàì?­

V. Пðèíèìàюòñÿ­ëè­òå­èëè­èíûå­íîðìàòèâíûå­àêòû­áåз

зàäåðжåê,­êàê­эòîãî­òðåáóåò­зàêîíîäàòåëьñòâî?

VI. Сóщåñòâóåò­ ëè­ эôôåêòèâíûé­ ñóäåáíûé­ êîíòðîëь

àêòîâ­ è­ ðåшåíèé­ èñïîëíèòåëьíîé­ âëàñòè­ â­ îòíîшåíèè­ äåé-

ñòâóющåãî­зàêîíà?­

VII. Пðèìåíÿåòñÿ­ ëè­ òàêîé­ ñóäåáíûé­ êîíòðîëь­ ê­ äåé-

ñòâèÿì­ è­ ðåшåíèÿì­ íåзàâèñèìûх­ àãåíòñòâ­ è­ чàñòíûх­ ëèö,

èñïîëíÿющèх­ãîñóäàðñòâåííûå­зàäàчè?­

VIII.­Гàðàíòèðóåòñÿ­ëè­эôôåêòèâíàÿ­юðèäèчåñêàÿ­зàщèòà

èíäèâèäóàëьíûх­ïðàâ­чåëîâåêà­vis-à-vis ê­íàðóшåíèÿì,­ñîâåð-

шåííûì­чàñòíûìè­ñóáъåêòàìè?

Аêò­ ãîñóäàðñòâåííîé­ âëàñòè­ äîëжåí­ ñîîòâåòñòâîâàòь

зàêîíó­è­äåéñòâîâàòь­â­ñèëó­зàêîíà.­Пðèíèìàÿ­âî­âíèìàíèå

òîò­ ôàêò,­ чòî­ íåîáхîäèìîñòь­ ñóäåáíîãî­ êîíòðîëÿ­ àêòîâ­ è

ðåшåíèé­èñïîëíèòåëьíîé­è­äðóãèх­âëàñòåé,­îñóщåñòâëÿющèх

îáщåñòâåííûå­ зàäàчè,­ âñåîáщå­ ïðèзíàíà,­ â­ íàöèîíàëьíîé

ïðàêòèêå­ ñóщåñòâóюò­ ðàзíûå­ ïîäхîäû­ ê­ ãàðàíòèðîâàíèю

ñîîòâåòñòâèÿ­зàêîíîäàòåëьñòâà­Êîíñòèòóöèè.­Тàê­êàê­ñóäåá-

íûé­êîíòðîëь­ÿâëÿåòñÿ­эôôåêòèâíûì­ñðåäñòâîì­äîñòèжåíèÿ

эòîé­öåëè,­ñóщåñòâóюò­òàêжå­äðóãèå­ñðåäñòâà­íàäëåжàщåãî

ñîáëюäåíèÿ­Êîíñòèòóöèè­äëÿ­ãàðàíòèðîâàíèÿ­óâàжåíèÿ­âåð-

хîâåíñòâà­ïðàâà,­êàê,­íàïðèìåð,­a­priori­êîíòðîëь,­îñóщåñòâ-

ëÿåìûé­ñïåöèàëèзèðîâàííûì­êîìèòåòîì.­

ствà­пðàвà,­à­скîðåå­всåгî­пðåäстàвляются­кàк­èскàæåí-

íыå­тîлкîвàíèя­вåðхîвåíствà­пðàвà­/пуíкт­15­Дîклàäà/.

Пîäчåðêèâàåòñÿ­ òàêжå,­ чòî,­ íåñìîòðÿ­ íà­ ðàзëèчèÿ­ ìíå-

íèé,­ åñòь­ îáщèå­ чåðòû­ вåðхîвåíствà­ пðàвà,­ с­ кîтîðымè

íåвîзмîæíî­ íå­ сîглàсèться.­ Ñюäà­ вхîäят­ зàкîííîсть,

пîäðàзумåвàющàя­пîäîтчåтíый­è­äåмîкðàтèчíый­пðî-

цåсс­ ­ зàкîíîтвîðчåствà,­ пðàвîвàя­ îпðåäåлåííîсть,

зàпðåт­íà­пðîèзвîл,­äîступ­к­пðàвîсуäèю,­îбåспåчèвàå-

мîму­íåзàвèсèмымè­è­бåспðèстðàстíымè­суäàмè,­в­тîм

чèслå­ суäåбíîå­ðàссмîтðåíèå­àäмèíèстðàтèвíых­äåй-

ствèй,­увàæåíèå­­пðàв­чåлîвåкà­è­ðàвåíствî­пåðåä­зàкî-

íîм.

Âåíåöèàíñêàÿ­ êîìèññèÿ­ âûðàжàåò­ óáåжäåííîñòь­ â­ òîì,

чòî­Êîíòðîëьíûé­ñïèñîê­ìîжåò­ñòàòь­îчåíь­âàжíûì­èíñòðó-

ìåíòîì,­ñïîñîáñòâóющèì­êàчåñòâåííîé­îöåíêå­èíäèêàòîðîâ

âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà.­ Дëÿ­ òîãî­ чòîáû­ îïðåäåëèòь,­ áûëè­ ëè

ðåàëèзîâàíû­ ïàðàìåòðû­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà,­ òðåáóюòñÿ

èñòîчíèêè­ïðîâåðêè­(ñòàíäàðòû).­Дëÿ­юðèäèчåñêèх­ïàðàìåò-

ðîâ­ òàêîâûìè­ áóäóò­ äåéñòâóющèé­ зàêîí,­ êàê,­ íàïðèìåð,­ â

Еâðîïå,­ юðèäèчåñêèå­ îöåíêè­ îòíîñèòåëьíî­ Еâðîïåéñêîãî

ñóäà­ïî­ïðàâàì­чåëîâåêà,­Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèè,­îðãàíîâ

ïî­ìîíèòîðèíãó­Сîâåòà­Еâðîïû­è­äðóãèх­èíñòèòóöèîíàëьíûх

èñòîчíèêîâ.­Дëÿ­ïàðàìåòðîâ,­êàñàющèхñÿ­ïðàêòèêè,­íåîáхî-

äèìî­ èñïîëьзîâàíèå­ ìíîãîчèñëåííûх­ èñòîчíèêîâ,­ âêëючàÿ

òàêèå­­èíñòèòóòû,­êàê­­Еâðîïåéñêàÿ­êîìèññèÿ­ïî­эôôåêòèâíî-

ñòè­ïðàâîñóäèÿ­ ­è­Аãåíòñòâî­Еâðîïåéñêîãî­ñîюзà­ïî­îñíîâ-

íûì­ïðàâàì.

Êîíòðîëьíûé­ñïèñîê­íå­ÿâëÿåòñÿ­íè­èñчåðïûâàющèì,­íè

îêîíчàòåëьíûì­-­îí­ñòðåìèòñÿ­îхâàòèòь­îñíîâíûå­эëåìåíòû

âåðхîâåíñòâà­ïðàâà.

Âåðхîâåíñòâî­ïðàâà­ñâÿзàíî­íå­òîëьêî­ñ­ïðàâàìè­чåëî-

âåêà,­ íî­ è­ ñ­ äåìîêðàòèåé,­ òî­ åñòь­ ñ­ òðåòьåé­ îñíîâíîé­ öåí-

íîñòью­Сîâåòà­Еâðîïû.­Дåìîêðàòèÿ­èìååò­îòíîшåíèå­ê­óчàñ-

òèю­ ëюäåé­ â­ ïðîöåññå­ ïðèíÿòèÿ­ ðåшåíèé­ â­ îáщåñòâå:

ïîñðåäñòâîì­óñòàíîâëåíèÿ­зàщèòû­ïðàâ­чåëîâåêà­ñòàíîâèò-

ñÿ­âîзìîжíî­зàщèòèòь­ëюäåé­îò­ïðîèзâîëьíûх­è­чðåзìåðíûх

âìåшàòåëьñòâ­ñî­ñòîðîíû­ãîñóäàðñòâà,­îáåñïåчèòь­èх­ñâîáî-

äàìè­ è­ ïðèâèëåãèÿìè,­ à­ òàêжå­ зàщèòèòь­ чåëîâåчåñêîå

äîñòîèíñòâî.­Âåðхîâåíñòâî­ïðàâà­ñîñðåäîòàчèâàåòñÿ­íà­òîì,
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Чåтвåðтый­-­зàкîíîäàтåльíыå­пîлíîмîчèя­èспîлíè-

тåльíîй­влàстè­

Гàðàíòèðîâàíî­ëè­âåðхîâåíñòâî­зàêîíîäàòåëьñòâà?

I.­Âêëючåíû­ëè­îáщèå­è­àáñòðàêòíûå­ïðàâèëà­â­àêò­î­ïàð-

ëàìåíòå­ èëè­ â­ ðåãóëèðîâàíèå,­ îñíîâàííîå­ íà­ эòîì­ àêòå,­ зà

èñêëючåíèåì­ îãðàíèчåííîãî­ ïåðåчíÿ­ èñêëючåíèé,­ ïðåäóñ-

ìîòðåííûх­Êîíñòèòóöèåé?

II.­Êàêîâû­эòè­èñêëючåíèÿ?­Оãðàíèчåíû­ëè­îíè­âî­âðåìå-

íè?­ Оñóщåñòâëÿåòñÿ­ ëè­ ïàðëàìåíòîì­ è­ ñóäåáíîé­ âëàñòью

êîíòðîëь­ íàä­ íèìè?­ Еñòь­ ëè­ эôôåêòèâíîå­ ñðåäñòâî­ ïðîòèâ

зëîóïîòðåáëåíèÿ?

III.­ Êîãäà­ ôóíêöèè­ зàêîíîäàòåëьíîé­ âëàñòè­ ïåðåäàюòñÿ

ïàðëàìåíòîì­èñïîëíèòåëьíîé­âëàñòè,­îïðåäåëåíû­ëè­â­зàêî-

íîäàòåëьíîì­àêòå­öåëè,­ñîäåðжàíèå­è­ðàìêè­ïåðåäàчè­ôóíê-

öèé?­

Пятый­ -­ зàкîíîтвîðчåскèй­ пðîцåсс:­ являåтся­ лè

вîпðîс­ввåäåíèя­зàкîíà­в­äåйствèå­пðîзðàчíым,­пîäîт-

чåтíым,­всåîбъåмлющèм­è­äåмîкðàтèчíым?

I.­Сóщåñòâóюò­ëè­чåòêèå­êîíñòèòóöèîííûå­ïðàâèëà­îòíî-

ñèòåëьíî­зàêîíîäàòåëьíûх­ïðîöåäóð?­

II.­Иãðàåò­ëè­ïàðëàìåíò­ðåшàющóю­ðîëь­ïðè­îïðåäåëå-

íèè­ñîäåðжàíèÿ­зàêîíà?

III.­ Оáñóжäàåòñÿ­ ëè­ ïóáëèчíî­ ïðåäëîжåííîå­ ïàðëàìåí-

òîì­ зàêîíîäàòåëьñòâî­ è­ îáîñíîâàíî­ ëè­ îíî­ íàäëåжàщèì

îáðàзîì­(íàïðèìåð,­â­ðàзъÿñíèòåëьíûх­äîêëàäàх)?­

IV. Иìååò­ëè­îáщåñòâî­äîñòóï­ê­ïðîåêòó­зàêîíà,­ïî­êðàé-

íåé­ìåðå,­êîãäà­ïðîåêò­ïðåäñòàâëåí­â­ïàðëàìåíò?­Иìååò­ëè

îáщåñòâî­ñåðьåзíóю­âîзìîжíîñòь­âíåñòè­ïîïðàâêè?­

V. Оñóщåñòâëÿeòñÿ­ëè­ïåðåä­ïðèíÿòèåì­зàêîíîâ­íàäëå-

жàщàÿ­эêñïåðòèзà­(íàïðèìåð,­îòíîñèòåëьíî­ïðàâ­чåëîâåêà­è

âëèÿíèÿ­зàêîíà­íà­áюäжåò)?

VI. Учàñòâóåò­ëè­ïàðëàìåíò­â­ïðîöåññå­ñîñòàâëåíèÿ­ïðî-

åêòîâ­ ìåжäóíàðîäíûх­ äîãîâîðîâ,­ èх­ óòâåðжäåíèÿ,­ зàäåé-

ñòâîâàíèÿ­è­èñïîëíåíèÿ?

Âтîðîй­–­äåйствуют­лè­ гîсуäàðствåííыå­влàстè­íà

îсíîвàíèè­è­в­сîîтвåтствèè­с­äåйствующèм­зàкîíîм?­

I.­Оïðåäåëåíû­ëè­ïîëíîìîчèÿ­ ãîñóäàðñòâåííûх­âëàñòåé

зàêîíîì?

II.­Яâëÿåòñÿ­ëè­чåòêèì­ðàзãðàíèчåíèå­ïîëíîìîчèé­ìåжäó

ðàзëèчíûìè­âëàñòÿìè?

III.­Уñòàíîâëåíû­ëè­зàêîíîì­ïðîöåäóðû,­êîòîðûì­äîëжíû

ñëåäîâàòь­ãîñóäàðñòâåííûå­âëàñòè?

IV.­ Мîãóò­ ëè­ ãîñóäàðñòâåííûå­ âëàñòè­ ôóíêöèîíèðîâàòь

áåз­ïðàâîâûх­îñíîâàíèé?­Счèòàюòñÿ­­ëè­òàêèå­ñëóчàè­íàäëå-

жàщèì­îáðàзîì­îïðàâäàííûìè?

V.­ Сëåäóюò­ ëè­ ãîñóäàðñòâåííûå­ âëàñòè­ ñâîèì­ ïîзèòèâ-

íûì­ îáÿзàííîñòÿì,­ ãàðàíòèðóÿ­ èх­ âûïîëíåíèå­ è­ эôôåêòèâ-

íóю­зàщèòó­ïðàâ­чåëîâåêà?

VI.­Â­ñëóчàÿх,­êîãäà­ãîñóäàðñòâåííûå­зàäàчè­äåëåãèðîâà-

íû­чàñòíûì­ñóáъåêòàì,­ñóщåñòâóюò­ëè­óñòàíîâëåííûå­зàêî-

íîì­эêâèâàëåíòíûå­ãàðàíòèè?

Оñíîâíîå­òðåáîâàíèå­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà­–­эòî­òî,­чòî

ïîëíîìîчèÿ­ãîñóäàðñòâåííûх­âëàñòåé­îïðåäåëåíû­зàêîíîì.

Тàê­ êàê­ зàêîííîñòь­ êàñàåòñÿ­ äåéñòâèé­ ãîñóäàðñòâåííûх

äîëжíîñòíûх­ ëèö,­ îíà­ òðåáóåò­ òàêжå,­ чòîáû­ äîëжíîñòíûå

ëèöà­áûëè­ïðàâîìîчíû­ïîñëåäîâàòåëьíî­äåéñòâîâàòь­â­ðàì-

êàх­ äàííûх­ èì­ ïîëíîìîчèé­ è,­ ñëåäîâàòåëьíî,­ ñîáëюäàëè

ïðîöåññóàëьíîå­è­ìàòåðèàëьíîå­ïðàâà.­

Тðåтèй­ -­ сîîтíîшåíèå­ мåæäуíàðîäíîгî­ пðàвà­ è

вíутðåííåгî­зàкîíà

Гàðàíòèðóåò­ ëè­ âíóòðèãîñóäàðñòâåííàÿ­ юðèäèчåñêàÿ

ñèñòåìà­ñîáëюäåíèå­ãîñóäàðñòâîì­ñâîèх­îáÿзàòåëьíûх­îáÿ-

зàííîñòåé­ïî­ìåжäóíàðîäíîìó­ïðàâó?­Â­чàñòíîñòè:

I.­Гàðàíòèðóåò­ëè­эòî­ñîîòâåòñòâèå­зàêîíàì­îòíîñèòåëь-

íî­ïðàâ­чåëîâåêà,­âêëючàÿ­îáÿзàòåëьíûå­ðåшåíèÿ­ìåжäóíà-

ðîäíûх­ñóäîâ?­

II.­ Сóщåñòâóюò­ ëè­ чåòêèå­ ïðàâèëà­ èìïëåìåíòàöèè­ эòèх

îáÿзàòåëьñòâ­â­зàêîíàх­íà­íàöèîíàëьíîì­óðîâíå?­

Пðèíöèï­ pacta­ sunt­ servanda­ (äîãîâîðû­ äîëжíû­ ñîáëю-

äàòьñÿ)­ÿâëÿåòñÿ­ñïîñîáîì­âûðàжåíèÿ­ïðèíöèïà­ïðàâîìåð-

íîñòè­â­ìåжäóíàðîäíîì­ïðàâå.­
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Âîсьмîй­-­чàстíыå­стðуктуðы,­îтвåчàющèå­зà­îбщå-

ствåííыå­ зàäàчè:­ ãàðàíòèðóåò­ ëè­ зàêîí,­ чòî­ íåãîñóäàðñò-

âåííûå­ñóáъåêòû,­êîòîðûå­ïîëíîñòью­èëè­чàñòèчíî­âзÿëè­íà

ñåáÿ­òðàäèöèîííûå­îáщåñòâåííûå­зàäàчè­è­ôóíêöèè,­ðåшå-

íèÿ­ êîòîðûх­ èìåюò­ îäèíàêîâîå­ âëèÿíèå­ êàê­ íà­ ïðîñòûх

ëюäåé,­òàê­è­íà­ïóáëèчíóю­âëàñòь,­ïîäчèíÿюòñÿ­òðåáîâàíèÿì

âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà­ è­ ïîäîòчåòíû­ â­ ðàâíîé­ ñ­ ïóáëèчíûìè

âëàñòÿìè­ñòåïåíè?­

Âтîðîй­блîк­èíäèкàтîðîв­îтíîсèтся­к­пðàвîвîй­îпðåäå-
лåííîстè.­

Âûäåëÿюòñÿ­ñëåäóющèå­ïàðàìåòðû:

Пåðвый -  доступность законодательства:

I.­ Âñå­ ëè­ зàêîíîäàòåëьíûå­ àêòû­ ïóáëèêóюòñÿ­ ïåðåä

âñòóïëåíèåì­â­ñèëó?

II.­ Яâëÿюòñÿ­ ëè­ îíè­ äîñòóïíûìè,­ íàïðèìåð,­ íà­ áåзâîз-

ìåзäíîé­îñíîâå­чåðåз­Иíòåðíåò­è/èëè­â­îôèöèàëьíîì­áюë-

ëåòåíå?

Âтîðîй -  доступность судебных решений:

I.­Дîñòóïíûìè­ëè ðåшåíèÿ­ñóäà­îáщåñòâó?­

II.­Дîñòàòîчíî­ëè­îïðàâäàíû­èñêëючåíèÿ?

Пîñêîëьêó­ðåшåíèÿ­ñóäà­ìîãóò­óñòàíàâëèâàòь,­ðàзâèâàòь

è­óòîчíÿòь­зàêîí,­èх­äîñòóïíîñòь­ÿâëÿåòñÿ­чàñòью­ïðàâîâîé

îïðåäåëåííîñòè.­Оãðàíèчåíèÿ­ìîãóò­áûòь­îïðàâäàíû­ñ­òîчêè

зðåíèÿ­ ­зàщèòû­èíäèâèäóàëьíûх­ïðàâ,­íàïðèìåð,­ïðàâ­ïîä-

ðîñòêîâ,­ñîâåðшèâшèх­óãîëîâíî­íàêàзóåìûå­äåÿíèÿ.

Тðåтèй­ -  предсказуемость законов: предсказуемо ли

воздействие закона? 

I.­Изëîжåíû­ëè­зàêîíû­â­äîñòóïíîé­ôîðìå?

II.­ Чåòêî­ ëè­ ïðåäïèñûâàåò­ íîâîå­ зàêîíîäàòåëьñòâî,­ чòî

ïðåäûäóщèå­зàêîíû­àííóëèðîâàíû­èëè­èзìåíåíû?­Âêëючåíû

ëè­ïîïðàâêè­â­îáщóю,­ïóáëèчíî­äîñòóïíóю­âåðñèю­зàêîíà?

Пðåäñêàзóåìîñòь­îзíàчàåò­íå­òîëьêî,­чòî­зàêîí,­ãäå­âîз-

ìîжíî,­ äîâåäåí­ äî­ ñâåäåíèÿ­ ãðàжäàí­ äî­ ïðèìåíåíèÿ­ è­ чòî

åãî­âîзäåéñòâèå­ïðåäñêàзóåìî:­эòî­äîëжíî­òàêжå­áûòь­ñôîð-

ìóëèðîâàíî­ íàñòîëьêî­ òîчíî­ è­ ÿñíî,­ чòîáû­ ñóáъåêòû­ ïðàâà

ìîãëè­ðåãóëèðîâàòь­ñâîå­ïîâåäåíèå­â­ñîîòâåòñòâèè­ñ­íèì.

Шåстîй­-­èсключåíèя­пðè­чðåзвычàйíых­сèтуàцèях:

пðåäусмîтðåíы­лè­зàкîíîм­èсключåíèя­­пðè­чðåзвычàй-

íых­сèтуàцèях?

I.­Сóщåñòâóюò­ëè­­îïðåäåëåííûå­âíóòðèãîñóäàðñòâåííûå

ïîëîжåíèÿ,­ ïðèìåíÿåìûå­ ïðè­ чðåзâûчàéíûх­ ñèòóàöèÿх

(âîéíà­ èëè­ èíîå­ чðåзâûчàéíîå­ ïîëîжåíèå,­ óãðîжàющåå

жèзíè­ íàöèè)?­ Âîзìîжíî­ ëè­ ïðè­ чðåзâûчàéíûх­ ñèòóàöèÿх

îãðàíèчåíèå­ ïðàâ­ чåëîâåêà­ â­ ñîîòâåòñòâèè­ ñ­ âíóòðèãîñó-

äàðñòâåííûìè­ïðàâèëàìè?­Êàêèå­îáñòîÿòåëьñòâà­è­êðèòåðèè

íåîáхîäèìû,­чòîáû­èíèöèèðîâàòь­èñêëючåíèå?

II.­Зàïðåщàåò­ëè­âíóòðèãîñóäàðñòâåííîå­ïðàâî­îãðàíèчå-

íèå­îïðåäåëåííûх­ïðàâ­äàжå­ïðè­чðåзâûчàéíûх­ïîëîжåíèÿх?

Пðîïîðöèîíàëьíû­ ëè­ îãðàíèчåíèÿ,­ òî­ åñòь­ îáóñëîâëåíû­ ëè

îíè­â­àñïåêòå­ïðîäîëжèòåëьíîñòè,­îáñòîÿòåëьñòâ­è­âîзìîж-

íîñòåé­ âàжíîñòью­ ñèòóàöèè,­ ïðîäèêòîâàíû­ ëè­ îñòðîé

íåîáхîäèìîñòью?­

III. Âîзìîжåí­ ëè­ â­ чðåзâûчàéíûх­ ñèòóàöèÿх­ îòхîä­ îò

óñòàíîâëåííîãî­ ðàзãðàíèчåíèÿ­ ïîëíîìîчèé­ âëàñòåé­ è

îãðàíèчåíèé­ ïîëíîìîчèé­ èñïîëíèòåëьíîé­ âëàñòè­ â­ àñïåêòå

èх­ïðîäîëжèòåëьíîñòè,­­îáñòîÿòåëьñòâ­è­âîзìîжíîñòåé?

IV. Êàêîâà­ïðîöåäóðà­îïðåäåëåíèÿ­чðåзâûчàéíûх­ñèòóà-

öèé?­ ­Сóщåñòâóåò­ëè­ïàðëàìåíòñêèé­è­ñóäåáíûé­êîíòðîëь­â

ñëóчàÿх­чðåзâûчàéíûх­ñèòóàöèé­зà­èх­ïðîäîëжèòåëьíîñòью,

à­ òàêжå­ зà­ ðàìêàìè­ îãðàíèчåíèÿ­ ïðàâ­ ïðè­ чðåзâûчàéíûх

ñèòóàöèÿх?

Ñåäьмîй­ -­ ­ îбязàííîсть­ пðèмåíåíèя­ зàкîíà:­ кàкèå

мåðы­ пðèíèмàются­ äля­ гàðàíтèðîвàíèя­ эффåктèвíîгî

îсущåствлåíèя­зàкîíà­публèчíымè­влàстямè?

I.­Пðîàíàëèзèðîâàíû­ëè­ïðåïÿòñòâèÿ­ïðèìåíåíèÿ­зàêîíà

äî­åãî­ïðèíÿòèÿ­è­ïîñëå?

II.­Сóщåñòâóюò­ëè­эôôåêòèâíûå­ìåðû­âîзäåéñòâèÿ­â­ñëó-

чàå­íåïðèìåíåíèÿ­зàêîíîäàòåëьñòâà?

III.­ Пðåäóñìàòðèâàåò­ ëè­ зàêîí­ чåòêèå­ è­ îïðåäåëåííûå

ñàíêöèè­зà­íåïîäчèíåíèå­зàêîíó?­

IV.­ Сóщåñòâóåò­ ëè­ åäèíàÿ­ è­ ïîñëåäîâàòåëьíàÿ­ ñèñòåìà

ïðàâîïðèìåíèòåëьíîé­ äåÿòåëьíîñòè­ ­ ïóáëèчíûх­ âëàñòåé­ â

ïðèìåíåíèè­эòèх­ñàíêöèé?

V.­Пðèìåíÿюòñÿ­ëè­эòè­ñàíêöèè­ïîñëåäîâàòåëьíî?
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âîìåðíûå­ îжèäàíèÿ­ ëюäåé.­ Эòà­ äîêòðèíà­ ïðèìåíèìà­ íå

òîëьêî­ ê­ зàêîíîäàòåëьñòâó,­ íî­ òàêжå­ è­ ê­ îòäåëьíûì­ àêòàì

ïóáëèчíûх­âëàñòåé.

Шåстîй­ -  отсутствие обратной силы (неретроактив-

ность): запрещена ли обратная сила?

I.­Зàïðåщåíà­ëè­îáðàòíàÿ­ñèëà­óãîëîâíîãî­зàêîíîäàòåëь-

ñòâà?

II.­ Â­ êàêîé­ ñòåïåíè­ ñóщåñòâóåò­ îáщèé­ зàïðåò­ îáðàòíîé

ñèëû­äðóãèх­зàêîíîâ?­

III.­Сóщåñòâóюò­ëè­èñêëючåíèÿ,­åñëè­äà,­òî­êàêèå?

Ñåäьмîй - принципы “nullum crimen sine lege” и “nulla

poena sine  lege”: применяются ли принципы “nullum crimen

sine lege” и “nulla poena sine  lege” (íåò­ ïðåñòóïëåíèÿ­ áåз

зàêîíà­è­íåò­íàêàзàíèÿ­áåз­зàêîíà)?

Люäè­ äîëжíû­ зàðàíåå­ áûòь­ ïðåäóïðåжäåíû­ î­ ïîñëåä-

ñòâèÿх­ ñâîåãî­ ïîâåäåíèÿ.­ Эòî­ ïîäðàзóìåâàåò­ ïðåäñêàзóå-

ìîñòь­è­îòñóòñòâèå­îáðàòíîé­ñèëû­зàêîíà,­â­чàñòíîñòè,­â­óãî-

ëîâíîì­зàêîíîäàòåëьñòâå.­Â­ãðàжäàíñêîì­è­àäìèíèñòðàòèâ-

íîì­ïðàâå­îáðàòíàÿ­ñèëà­зàêîíà­ìîжåò­îòðèöàòåëьíî­âëèÿòь

íà­ïðàâà­è­зàêîííûå­èíòåðåñû.­Оäíàêî­âíå­óãîëîâíîé­îáëà-

ñòè­äîïóñòèìî­îãðàíèчåíèå­îáðàòíîé­ñèëû­ïðàâ­ëюäåé­èëè

âîзëîжåíèå­íà­íèх­íîâûх­îáÿзàííîñòåé,­íî­òîëьêî­åñëè­эòî­â

èíòåðåñàх­ îáщåñòâà­ è­ ñîîòâåòñòâóåò­ ïðèíöèïó­ ïðîïîðöèî-

íàëьíîñòè­(â­òîì­чèñëå­è­âî­âðåìåíè).­Зàêîíîäàòåëь­íå­äîë-

жåí­ âìåшèâàòьñÿ­ â­ ïðîöåññ­ ïðèìåíåíèÿ­ ñóäàìè­ äåéñòâóю-

щåãî­зàêîíîäàòåëьñòâà.

Âîсьмîй­- Res judicata:  гарантируется  ли уважение res

judicata?

I.­ Гàðàíòèðîâàíî­ ëè­ óâàжåíèå­ ïðèíöèïà­ ne bis in idem

(зàïðåщåíèå­ ïîâòîðíîãî­ ïðèâëåчåíèÿ­ ê­ óãîëîâíîé­ îòâåò-

ñòâåííîñòè­зà­îäíî­è­òî­жå­ïðåñòóïëåíèå)?

II.­ Мîãóò­ ëè­ ïåðåñìàòðèâàòьñÿ­ îêîíчàòåëьíûå­ ñóäåáíûå

ðåшåíèÿ?

III.­Еñëè­ìîãóò,­òî­ïðè­êàêèх­óñëîâèÿх?

Res judicata ïîäðàзóìåâàåò­ ïðèíöèï­ íåäîïóñòèìîñòè

îáжàëîâàíèÿ­îêîíчàòåëьíî­ïðèíÿòîãî­ðåшåíèÿ.­Оêîíчàòåëь-
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Нåîáхîäèìàÿ­ñòåïåíь­ïðåäñêàзóåìîñòè­зàâèñèò,­îäíàêî,

îò­ïðèðîäû­зàêîíà.­Â­îñíîâíîì­эòî­ñóщåñòâåííî­â­óãîëîâíîì

зàêîíîäàòåëьñòâå.­Пðåäîñòîðîжíîñòь­ïðè­êîíêðåòíûх­îïàñ-

íîñòÿх­ñòàíîâèòñÿ­áîëåå­âàжíîé­â­ñâÿзè­ñ­óâåëèчåíèåì­ðèñ-

êîâ,­ â­ чàñòíîñòè,­ èз-зà­ ìåíÿющèхñÿ­ òåхíîëîãèé.­ Оäíàêî­ â

îáëàñòÿх,­ãäå­ïðèìåíÿåòñÿ­ïðåäóïðåäèòåëьíûé­ïîäхîä­зàêî-

íîâ,­ ê­ ïðèìåðó,­ зàêîí­ ðèñêà,­ â­ ñëóчàÿх,­ êîãäà­ ïðåäïîñûëêè

äëÿ­ ãîñóäàðñòâåííûх­ äåéñòâèé­ îхâàòûâàюò­ áîëåå­ шèðîêèé

àñïåêò,­ âåðхîâåíñòâî­ ïðàâà­ ïîäðàзóìåâàåò,­ чòî­ ïðèíöèï

ïðåäñêàзóåìîñòè­íå­èãíîðèðóåòñÿ.

Чåтвåðтый - Стабильность и последовательность закона:

стабильны и последовательны ли законы?

I.­Сòàáèëьíû­ëè­зàêîíû­äî­òàêîé­ñòåïåíè,­чòî­îíè­ìîãóò

áûòь­èзìåíåíû­òîëьêî­â­ñëóчàå­ðåàëьíîé­óãðîзû?

II.­Пðèìåíÿюòñÿ­ëè­îíè­ïîñëåäîâàòåëьíî?

Нåóñòîéчèâîñòь­ è­ íåñîãëàñîâàííîñòь­ äåéñòâèé­ зàêîíî-

äàòåëьíîé­èëè­èñïîëíèòåëьíîé­âëàñòåé­ìîãóò­âëèÿòь­íà­âîз-

ìîжíîñòь­ чåëîâåêà­ ïëàíèðîâàòь­ ñâîå­ ïîâåäåíèå.­ Оäíàêî

ñòàáèëьíîñòь­íå­ ­ÿâëÿåòñÿ­ñàìîöåëью:­ ­зàêîí­òàêжå­äîëжåí

áûòь­ñïîñîáíûì­àäàïòèðîâàòьñÿ­ê­ìåíÿющèìñÿ­îáñòîÿòåëь-

ñòâàì.­Зàêîí­ìîжåò­áûòь­èзìåíåí,­íî­òîëьêî­ïîñëå­óâåäîì-

ëåíèÿ­îáщåñòâà,­ïîñðåäñòâîì­îáщåñòâåííûх­äèñêóññèé­è­íå

ìîжåò­èìåòь­îáðàòíîé­ñèëû­â­àñïåêòå­ïðàâîìåðíûх­îжèäà-

íèé­îáщåñòâà.

Пятый­- правомерные ожидания: гарантировано ли ува-

жение принципа правомерных ожиданий?

Пðèíöèï­ïðàâîìåðíûх­îжèäàíèé­ÿâëÿåòñÿ­чàñòью­îáщå-

ãî­ ïðèíöèïà­ ïðàâîâîé­ îïðåäåëåííîñòè­ â­ зàêîíîäàòåëьñòâå

Еâðîïåéñêîãî­ñîюзà,­îñíîâàííîãî­íà­íàöèîíàëьíûх­зàêîíàх.

Оí­ òàêжå­ âûðàжàåò­ èäåю,­ чòî­ ïóáëèчíûå­ âëàñòè­ äîëжíû­ íå

òîëьêî­ñîáëюäàòь­зàêîí,­íî­òàêжå­èñïîëíÿòь­äàííûå­îáåщà-

íèÿ­è­âîзíèêшèå­âñëåäñòâèå­íèх­îжèäàíèÿ.­Сîãëàñíî­äîêòðè-

íå­ïðàâîìåðíîãî­îжèäàíèÿ,­òå,­êòî­äåéñòâóюò­äîáðîñîâåñò-

íî,­ñîãëàñíî­áóêâå­è­äóхó­зàêîíà,­íå­äîëжíû­áûòь­îáìàíóòû­â

ñâîèх­ ïðàâîìåðíûх­ îжèäàíèÿх.­ Оäíàêî­ â­ èñêëючèòåëьíûх

ñëóчàÿх­ зàêîíîäàòåëьíûå­ èзìåíåíèÿ,­ êîòîðûå­ îïðàâäàíû­ â

ñèëó­ñëîжèâшåéñÿ­íîâîé­ñèòóàöèè,­ìîãóò­íå­îïðàâäàòь­ïðà-
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äîëжíà­ñîáëюäàòьñÿ­òàêжå­â­àäìèíèñòðàòèâíûх­àêòàх.

Сëåäóющàÿ­ ãðóïïà­ èíäèêàòîðîâ,­ ïðåäñòàâëåííàÿ­ â

äîêëàäå­ Âåíåöèàíñêîé­ êîìèññèè,­ îòíîñèòñÿ­ ê­ ïðèíöèïó

ðàâåíñòâà­âñåх­ïåðåä­зàêîíîì­è­îòñóòñòâèю­äèñêðèìèíàöèè.­

1. Зàêðåïëÿåò­ëè­Êîíñòèòóöèÿ­ïðèíöèï­ðàâíîãî­îáðàщå-

íèÿ,­îáÿзàòåëьñòâî­ãîñóäàðñòâà­ïîîщðÿòь­ðàâåíñòâî­è­ïðàâî

ëюäåé­áûòь­ñâîáîäíûìè­îò­äèñêðèìèíàöèè?

2.­Нåäèскðèмèíàцèя­

Гàðàíòèðóåòñÿ­ëè­ñîáëюäåíèå­ïðèíöèïà­íåäèñêðèìèíà-

öèè?

I.­Зàïðåщàåò­ëè­Êîíñòèòóöèÿ­äèñêðèìèíàöèю?

II.­Эôôåêòèâíî­ëè­ãàðàíòèðóåòñÿ­зàêîíîì­íåäèñêðèìèíà-

öèÿ?

III.­ Чåòêî­ ëè­ óñòàíàâëèâàюò­ è­ зàïðåщàюò­ Êîíñòèòóöèÿ

è/èëè­ зàêîíîäàòåëьñòâî­ ïðÿìóю­ è­ êîñâåííóю­ äèñêðèìèíà-

öèю?

Сîãëàñíî­ зàêîíó,­ ïðèíöèï­ íåäèñêðèìèíàöèè­ òðåáóåò

зàïðåщåíèÿ­ëюáîãî­íåîáîñíîâàííîãî­íåðàâíîãî­îáðàщåíèÿ

è­ãàðàíòèðóåò­ðàâíóю,­эôôåêòèâíóю­зàщèòó­êàжäîãî­îò­äèñ-

êðèìèíàöèè­ïî­ïðèзíàêàì­ðàñû,­ïîëà,­ÿзûêà,­ðåëèãèè,­ïîëè-

òèчåñêèх­ èëè­ èíûх­ óáåжäåíèé,­ íàöèîíàëьíîãî­ èëè­ ñîöèàëь-

íîãî­ïðîèñхîжäåíèÿ,­ïðèíàäëåжíîñòè­ê­íàöèîíàëьíûì­ìåíь-

шèíñòâàì,­ èìóщåñòâåííîãî,­ ñîñëîâíîãî­ èëè­ äðóãîãî­ ïîëî-

жåíèÿ­ëèáî­ïî­äðóãèì­ïðèзíàêàì.

3.­Рàвíîпðàвèå

Гàðàíòèðóåòñÿ­ëè­ðàâíîïðàâèå?

I.­Тðåáóåò­ëè­êîíñòèòóöèÿ,­чòîáû­зàêîíîäàòåëьñòâî­(â­òîì

чèñëå­è­íîðìàòèâíî-ïðàâîâûå­àêòû)­óâàжàëî­ïðèíöèï­ðàâíî-

ïðàâèÿ?­Зíàчèò­ëè­эòî,­чòî­ðàзëèчèÿ­äîëжíû­áûòь­îáъåêòèâ-

íî­îáîñíîâàííûìè?

II.­ Мîжåò­ ëè­ зàêîíîäàòåëьñòâî,­ íàðóшàющåå­ ïðèíöèï

ðàâåíñòâà,­îñïàðèâàòьñÿ­â­ñóäå?

III.­Еñòь­ëè­ëюäè­èëè­ãðóïïû­ëюäåé­ñ­îñîáûìè­ïðàâîâû-

ìè­ïðèâèëåãèÿìè?­Оñíîâàíû­ëè­èñêëючåíèÿ­è/èëè­ïðèâèëå-

ãèè­íà­зàêîííîé­öåëè­è­ñîîòâåòñòâóюò­ëè­îíè­ïðèíöèïó­ïðî-

ïîðöèîíàëьíîñòè?­

IV.­Пðåäóñìîòðåíû­ëè­ïîëîжèòåëьíûå­ìåðû­äëÿ­îòäåëь-

íûх­ ãðóïï­ ëюäåé,­ âêëючàÿ­ íàöèîíàëьíûå­ ìåíьшèíñòâà,­ â

öåëÿх­óñòðàíåíèÿ­ñòðóêòóðíîãî­íåðàâåíñòâà?

íûå­ ðåшåíèÿ­ ñóäà­ äîëжíû­ ñîáëюäàòьñÿ,­ зà­ èñêëючåíèåì

ñëóчàåâ­íàëèчèÿ­îáîñíîâàííûх­ïðèчèí­äëÿ­èх­ïåðåñìîòðà.­

Ñлåäующèй­блîк­пðåäстàвляåт­пðåäупðåæäåíèå­злîупî-
тðåблåíèя­(íåпðàвèльíîгî­èспîльзîвàíèя)­влàстью.­

Сóщåñòâóюò­ ­ëè­ïðàâîâûå­ãàðàíòèè­îò­ïðîèзâîëà­è­зëî-

óïîòðåáëåíèÿ­ âëàñòью­ (détournement de pouvoir)­ ñî­ ñòîðîíû

ïóáëèчíûх­âëàñòåé?

Еñëè­ äà,­ òî­ êàêîâû­ ïðàâîâûå­ èñòîчíèêè­ эòîé­ ãàðàíòèè

(Êîíñòèòóöèÿ,­зàêîíîäàòåëьñòâî,­ïðåöåäåíòíîå­ïðàâî)?

I.­Сóщåñòâóюò­ëè­чåòêèå­ïðàâîâûå­îãðàíèчåíèÿ­äèñêðå-

öèîííûх­ïîëíîìîчèé,­â­îñîáåííîñòè­îñóщåñòâëÿåìûх­èñïîë-

íèòåëьíîé­âëàñòью­â­ïðîöåññå­àäìèíèñòðèðîâàíèÿ?­

II.­Сóщåñòâóюò­ëè­ìåхàíèзìû­ïðåäóïðåжäåíèÿ,­óñòðàíå-

íèÿ­è­ñàíêöèîíèðîâàíèÿ­зëîóïîòðåáëåíèé­äèñêðåöèîííûìè

ïîëíîìîчèÿìè­ (détournement de pouvoir)?­ ­ Êîãäà­ äîëжíîñò-

íûì­ ëèöàì­ ïðåäîñòàâëÿюòñÿ­ äèñêðåöèîííûå­ ïîëíîìîчèÿ,

ñóщåñòâóåò­ëè­ñóäåáíûé­êîíòðîëь­зà­èх­äåÿòåëьíîñòью?

III.­ Тðåáóåòñÿ­ ëè­ îò­ ïóáëèчíûх­ âëàñòåé­ ïðåäîñòàâëåíèå

àäåêâàòíûх­ îáîñíîâàíèé­ ñâîèх­ ðåшåíèé,­ â­ îñîáåííîñòè

êîãäà­îíè­зàòðàãèâàюò­ïðàâà­чåëîâåêà?­Яâëÿåòñÿ­ëè­íåïðåä-

ñòàâëåíèå­îáîñíîâàíèé­îñíîâàíèåì­äëÿ­îñïàðèâàíèÿ­ðåшå-

íèé­â­ñóäàх?

Оñóщåñòâëåíèå­âëàñòè,­â­ðåзóëьòàòå­êîòîðîãî­ïðèíèìà-

åòñÿ­ èзíàчàëьíî­ íåñïðàâåäëèâîå,­ íåîáîñíîâàííîå,­ èððà-

öèîíàëьíîå­ èëè­ äåñïîòèчíîå­ ðåшåíèå,­ ïðèâîäèò­ ê­ íàðóшå-

íèю­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà.

Дèñêðåöèîííûå­ ïîëíîìîчèÿ­ èñïîëíèòåëьíîé­ âëàñòè,

êîòîðûå­ ïðèâîäÿò­ ê­ íåîãðàíèчåííîé­ âëàñòè,­ ïðîòèâîðåчàò

âåðхîâåíñòâó­ ïðàâà.­ Сëåäîâàòåëьíî,­ зàêîí­ äîëжåí­ óñòàíî-

âèòь­ ðàìêè­ ïîäîáíûх­ äèñêðåöèîííûх­ ïîëíîìîчèé­ â­ öåëÿх

зàщèòû­îò­ïðîèзâîëà.

Зëîóïîòðåáëåíèå­äèñêðåöèîííûìè­ïîëíîìîчèÿìè­äîëж-

íî­ðåãóëèðîâàòьñÿ­ñóäåáíûì­èëè­äðóãèì­íåзàâèñèìûì­îðãà-

íîì­êîíòðîëÿ.­Сóщåñòâóющèå­ñðåäñòâà­зàщèòû­äîëжíû­áûòь

ÿñíûìè­è­äîñòóïíûìè.

Дîñòóï­ê­îìáóäñìåíó­è­äðóãàÿ­ôîðìà­âíåñóäåáíîãî­ïðà-

âîñóäèÿ­äîëжíû­áûòь­óìåñòíû.­Оáÿзàíîñòь­àðãóìåíòèðîâàòь
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âîзðàñòà?­Яâëÿюòñÿ­ëè­îñíîâàíèÿìè­äëÿ­îòñòàâêè­ñåðьåзíûå

íàðóшåíèÿ­ äèñöèïëèíàðíûх­ èëè­ óãîëîâíûх­ ­ íîðì,­ óñòàíîâ-

ëåííûх­зàêîíîì,­èëè­íåñïîñîáíîñòь­ñóäьè­áîëåå­âûïîëíÿòь

ñóäåáíûå­ôóíêöèè?­Чåòêî­ëè­ñôîðìóëèðîâàíà­â­зàêîíå­ïðè-

ìåíèìàÿ­ ïðîöåäóðà?­ Сóщåñòâóåò­ ëè­ ñðåäñòâî­ ïðàâîâîé

зàщèòû­îòäåëьíûх­ñóäåé­îò­ðåшåíèé­îá­îòñòðàíåíèè?­

III.­Чåòêî­ëè­ñôîðìóëèðîâàíû­îñíîâàíèÿ­äëÿ­ïðèìåíåíèÿ

äèñöèïëèíàðíûх­ìåð­è­îãðàíèчåíû­ëè­ñàíêöèè­óìûшëåííû-

ìè­ïðàâîíàðóшåíèÿìè­è­ïðåñòóïíîé­хàëàòíîñòью?­

IV.­Нåñåò­ëè­íåзàâèñèìûé­îðãàí­îòâåòñòâåííîñòь­зà­òàêèå

ïðîöåäóðû?­

V.­Сîñòîèò­ëè­эòîò­îðãàí­òîëьêî­èз­ñóäåé?

VI.Оáóñëîâëåíî­ ëè­ íàзíàчåíèå­ èëè­ ïîîщðåíèå­ ñóäåé

ñîîòâåòñòâóющèìè­ ôàêòîðàìè,­ òàêèìè­ êàê­ ñïîñîáíîñòè,

чåñòíîñòь­ è­ îïûòíîñòь?­ Сôîðìóëèðîâàíû­ ëè­ эòè­ êðèòåðèè

зàêîíîì?

VII.­Пðè­êàêèх­óñëîâèÿх­âîзìîжåí­ïåðåâîä­ñóäьè­â­äðóãîé

ñóä?­ Тðåáóåòñÿ­ ëè­ ñîãëàñèå­ ñóäьè­ äëÿ­ ïåðåâîäà­ â­ äðóãîé

ñóä?­Мîжåò­ëè­ñóäьÿ­îïðîòåñòîâàòь­ðåшåíèå­î­ïåðåâîäå?

VIII.­ Сóщåñòâóåò­ ëè­ íåзàâèñèìûé­ ñóäåáíûé­ ñîâåò?

Уñòàíîâëåí­ëè­îí­Êîíñòèòóöèåé­èëè­зàêîíîì­î­ñóäåáíîé­âëà-

ñòè?­Еñëè­äà,­ñîñòîèò­ëè­îí­èз­ñóäåé,­àäâîêàòîâ­è­ïðåäñòàâè-

òåëåé­îáщåñòâà?­

IX.­ Мîãóò­ ëè­ ñóäьè­ îáðàщàòьñÿ­ â­ ñóäåáíûé­ ñîâåò­ â­ ñëó-

чàÿх­îãðàíèчåíèÿ­èх­íåзàâèñèìîñòè?

X.­ Гàðàíòèðîâàíà­ ëè­ ôèíàíñîâàÿ­ íåзàâèñèìîñòь

ñóäåáíîé­ âëàñòè?­ Â­ чàñòíîñòè,­ âûäåëåíî­ ëè­ ñóäàì­ äîñòà-

òîчíî­ ðåñóðñîâ­ è­ åñòь­ ëè­ îïðåäåëåííàÿ­ ñòàòьÿ­ â­ áюäжåòå

îòíîñèòåëьíî­ ñóäåáíîé­ âëàñòè,­ чåì­ èñêëючàåòñÿ­ âîзìîж-

íîñòь­ ñîêðàщåíèÿ­ áюäжåòíûх­ ñðåäñòâ­ ñî­ ñòîðîíû­ èñïîë-

íèòåëьíîé­ âëàñòè,­ зà­ èñêëючåíèåì­ ñëóчàåâ,­ êîãäà­ эòî

äåëàåòñÿ­ â­ ðàìêàх­ îáщåãî­ ñîêðàщåíèÿ­ зàðàáîòíûх­ ïëàò?

Учàñòâóåò­ëè­ñóäåáíàÿ­âëàñòь­èëè­ñóäåáíûé­ñîâåò­â­ñîñòàâ-

ëåíèè­áюäжåòà?

XI.­ Оãðàíèчåíû­ ëè­ ôóíêöèè­ ïðîêóðîðîâ­ ñôåðîé­ óãîëîâ-

íîãî­ïðàâîñóäèÿ?­

XII.­ Âîñïðèíèìàåòñÿ­ ëè­ ñóäåáíàÿ­ âëàñòь­ êàê­ íåзàâèñè-

ìàÿ?­ Êàêîâî­ âîñïðèÿòèå­ îáщåñòâîì­ âîзìîжíûх­ ïîëèòèчå-

ñêèх­âëèÿíèé­èëè­ìàхèíàöèé­â­ñëóчàÿх­íàзíàчåíèÿ­è­ïðîäâè-
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Зàêîíîäàòåëьñòâî­ äîëжíî­ óâàжàòь­ ïðèíöèï­ ðàâåíñòâà:

îíî­ ­äîëжíî­îöåíèâàòь­ïîхîжèå­ñèòóàöèè­îäèíàêîâî,­à­ðàз-

ëèчíûå­ ñèòóàöèè­ -­ ïî-ðàзíîìó,­ è­ ãàðàíòèðîâàòь­ ðàâåíñòâî

îòíîñèòåëьíî­ëюáîãî­îñíîâàíèÿ­äëÿ­ïîòåíöèàëьíîé­äèñêðè-

ìèíàöèè.

4.­Рàвåíствî­пåðåä­зàкîíîм

Гàðàíòèðóåòñÿ­ëè­ðàâåíñòâî­ïåðåä­зàêîíîì?

I.­ Оáåñïåчèâàåò­ ëè­ âíóòðèãîñóäàðñòâåííûé­ ïðàâîâîé

ïîðÿäîê­îäèíàêîâîå­ïðèìåíåíèå­зàêîíà­ê­êàжäîìó­чåëîâåêó

íåзàâèñèìî­îò­ðàñû,­ïîëà,­ÿзûêà,­ðåëèãèè,­ïîëèòèчåñêèх­èëè

èíûх­óáåжäåíèé,­íàöèîíàëьíîãî­èëè­ñîöèàëьíîãî­ïðîèñхîж-

äåíèÿ,­ ïðèíàäëåжíîñòè­ ê­ íàöèîíàëьíûì­ ìåíьшèíñòâàì,

èìóщåñòâåííîãî,­ñîñëîâíîãî­ïîëîжåíèÿ­èëè­ïî­äðóãîìó­ïðè-

зíàêó.­Зíàчèò­ëè­эòî,­чòî­ðàзëèчèÿ­äîëжíû­áûòь­îáъåêòèâíî

îáîñíîâàíû,­ ïðîäèêòîâàíû­ ðàзóìíîé­ öåëью­ è­ ñîîòâåòñòâî-

âàòь­ïðèíöèïó­ïðîïîðöèîíàëьíîñòè?­

II.­Еñòь­ëè­эôôåêòèâíîå­ñðåäñòâî­ïðîòèâ­äèñêðèìèíàöèè

èëè­íåðàâíîãî­ïðèìåíåíèÿ­­зàêîíîäàòåëьñòâà?­

Âåðхîâåíñòâî­ ïðàâà­ òðåáóåò­ ïîäчèíåíèÿ­ âñåх­ зàêîíó.

Эòî­ ïîäðàзóìåâàåò,­ чòî­ зàêîí­ äîëжåí­ áûòь­ îäèíàêîâî­ ïðè-

ìåíåí­è­ïîñëåäîâàòåëьíî­îñóщåñòâëåí.­Оäíàêî­ðàâåíñòâî­-

эòî­íå­ïðîñòî­ôîðìàëьíûé­êðèòåðèé,­îíî­äîëжíî­òàêжå­ïðè-

âåñòè­ ê­ ðàâíîìó­ îáðàщåíèю.­ Дëÿ­ äîñòèжåíèÿ­ эòîé­ öåëè

äîïóñêàåòñÿ­è­äàжå­òðåáóåòñÿ­äèôôåðåíöèàöèÿ.­Нàïðèìåð,

ïîзèòèâíîå­äåéñòâèå­ìîжåò­ñëóжèòь­ñðåäñòâîì­îáåñïåчåíèÿ

ðåàëьíîãî­ ðàâåíñòâà­ â­ îãðàíèчåííûх­ ñëóчàÿх,­ чòîáû­ óñòðà-

íèòь­ñóщåñòâóющèå­ðàíåå­­íåäîñòàòêè­èëè­óïóщåíèÿ.

Отäåльíый­ è­ вàæíый­ блîк­ èíäèкàтîðîв­ îтíîсèтся­ к
äîступу­к­пðàвîсуäèю.­

1. Независимость и беспристрастность:

À) Независимость судебной власти.

I.­Иìåюòñÿ­ëè­äîñòàòîчíûå­êîíñòèòóöèîííûå­è­ïðàâîâûå

ãàðàíòèè­ íåзàâèñèìîñòè­ ñóäåáíîé­ âëàñòè?­ Пðîïèñàíû­ ëè­ â

Êîíñòèòóöèè­ èëè­ â­ зàêîíîäàòåëьñòâå­ îñíîâíûå­ ïðèíöèïû

ñóäåáíîé­íåзàâèñèìîñòè,­âêëючàÿ­îáъåêòèâíûå­ïðîöåäóðû­è

êðèòåðèè­ íàзíàчåíèÿ­ ñóäåé,­ îòñòðàíåíèÿ­ èх­ îò­ äîëжíîñòè,

ñðîêè­ïðåáûâàíèÿ­èх­â­äîëжíîñòè­è­ïðàâèëà­ïîâåäåíèÿ?­

II.­Нàзíàчàюòñÿ­ëè­ñóäьè­ïîжèзíåííî­èëè­äî­ïåíñèîííîãî
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ðàññìàòðèâàòь­ äàííîå­ äåëî,­ åщå­ íåäîñòàòîчíî”.­ Сóщåñòâå-

íåí­ïîðÿäîê,­ñîãëàñíî­êîòîðîìó­îòäåëьíûé­ñóäьÿ­(èëè­ñóäåá-

íàÿ­êîëëåãèÿ)­â­ïðåäåëàх­ñóäà­îïðåäåëåí­зàðàíåå,­чòî­îñíî-

âûâàåòñÿ­íà­îáщèх­îáъåêòèâíûх­ïðèíöèïàх”.

В) Беспристрастность судебной власти. 

Сóщåñòâóюò­ëè­îïðåäåëåííûå­êîíñòèòóöèîííûå­è­ïðàâî-

âûå­ ïîëîжåíèÿ,­ ïðåäóñìàòðèâàющèå­ áåñïðèñòðàñòíîñòь

ñóäåáíîé­âëàñòè?­­

I.­ Êàêîâî­ âîñïðèÿòèå­ îáщåñòâîì­ áåñïðèñòðàñòíîñòè

ñóäåáíîé­âëàñòè­è­ñóäåé?­I

I.­Сóщåñòâóåò­ëè­êîððóïöèÿ­â­ñóäåáíîé­âëàñòè?­Сóщåñò-

âóюò­ ëè­ îïðåäåëåííûå­ ìåðû­ ïðîòèâ­ êîððóïöèè­ â­ ñóäåáíîé

âëàñòè­(íàïðèìåð,­äåêëàðèðîâàíèå­èìóщåñòâà)?­Êàêîâî­ìíå-

íèå­îáщåñòâà­îòíîñèòåëьíî­эòîãî­âîïðîñà?

Бåñïðèñòðàñòíîñòь­ ñóäåáíîé­ âëàñòè­ äîëжíà­ áûòь­ îáåñ-

ïåчåíà­êàê­íà­ïðàêòèêå,­òàê­è­â­зàêîíå.­Нàïðèìåð,­â­ïðåöåäåíò-

íîì­ïðàâå­Еâðîïåéñêîãî­ñóäà­ïî­ïðàâàì­чåëîâåêà­ñôîðìóëè-

ðîâàíî,­чòî­“ïðàâîñóäèå­äîëжíî­áûòь­íå­òîëьêî­äåéñòâåííûì,

íî­­è­­íàãëÿäíûì”,­­чòî­ÿâëÿåòñÿ­êëàññèчåñêîé­ôîðìóëèðîâêîé.­

Пðèâåäåííûé­"Êîíòðîëьíûé­ñïèñîê­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà",

ñ­ òîчêè­зðåíèÿ­âñåñòîðîííåé­è­îáîáщåííîé­îöåíêè­äàííîãî

ÿâëåíèÿ,­ÿâëÿåòñÿ­ðåзóëьòàòîì­öåëîñòíî-ñèñòåìíîãî,­ãëóáî-

êî­íàóчíîãî­ïîäхîäà­ê­åå­ðàзðàáîòêå­è­íå­òîëьêî­ìîжåò­áûòь

ïðèìåíåí­ äëÿ­ îöåíêè­ êîíêðåòíîé­ ñèòóàöèè,­ íî­ ìîжåò­ òàêжå

ñòàòь­îñíîâîé­âûðàáîòêè­ìåхàíèзìîâ­ïðåäîòâðàщåíèÿ­äåôè-

öèòà­êîíñòèòóöèîíàëèзìà,­óïðàâëåíèÿ­ïðîöåññîì­óñòàíîâëå-

íèÿ­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà,­ ïðåîäîëåâàÿ­ óзêèå­ ìåñòà­ â­ эòîì

ïðîöåññå­â­ðàзëèчíûх­îáщåñòâåííûх­ñèñòåìàх.­Бåз­ñîìíåíèÿ

ìîжíî­ êîíñòàòèðîâàòь,­ чòî­ îòêðûâàюòñÿ­ àáñîëюòíî­ íîâûå

ïåðñïåêòèâû­ îáåñïåчåíèÿ­ äèíàìèчíîãî­ äåìîêðàòèчåñêîãî

ðàзâèòèÿ­è­îáåñïåчåíèÿ­âåðхîâåíñòâà­Êîíñòèòóöèè­íà­îñíîâå

ñèñòåìíîãî­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ìîíèòîðèíãà­ ñ­ èñïîëьзîâàíè-

åì­Êîíòðîëьíîãî­ñïèñêà­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà.

Â­ïîâåñòêå­äíÿ­ðàзðàáîòêà­ôóíêöèîíàëьíûх­è­èíñòèòóöèî-

íàëьíûх­ìåхàíèзìîâ­ïðàêòèчåñêîé­ðåàëèзàöèè­эòîé­зàäàчè,­íà

чòî­ áóäåò­ îáðàщåíî­ îñîáîå­ âíèìàíèå­ â­ ðàìêàх­ Еðåâàíñêîé

ìåжäóíàðîäíîé­êîíôåðåíöèè­â­îêòÿáðå­2016­ãîäà.

жåíèÿ­ñóäåé/ïðîêóðîðîâ,­à­òàêжå­èх­ðåшåíèé­ïî­êîíêðåòíûì

äåëàì?­ Еñëè­ òàêîå­ ñóщåñòâóåò,­ эôôåêòèâíî­ ëè­ ñóäåáíûé

ñîâåò­зàщèщàåò­ñóäåé­îò­íåîáîñíîâàííûх­äàâëåíèé?­

XIII.­Сèñòåìàòèчåñêè­ëè­ñóäьè­ïðèñëóшèâàюòñÿ­ê­òðåáîâà-

íèÿì­ïðîêóðîðîâ­(“ïîзèöèÿ­ïðîêóðîðà”)­(Prosecutorial­bias)?

XIV.­ Яâëÿюòñÿ­ ëè­ зàðïëàòû­ ñóäåé­ îáîñíîâàííûìè­ è

äîñòàòîчíûìè?

Б) Независимость судей.

Сóщåñòâóåò­ëè­äîñòàòîчíî­êîíñòèòóöèîííûх­è­ïðàâîâûх

ãàðàíòèé­íåзàâèñèìîñòè­ñóäåé?

I.­Яâëÿåòñÿ­ëè­ñóäåáíàÿ­äåÿòåëьíîñòь­ïðåäìåòîì­êîíòðî-

ëÿ­ ñî­ ñòîðîíû­ âûшåñòîÿщèх­ ñóäîâ­ (íåзàâèñèìî­ îò­ íàëèчèÿ

жàëîá),­ ïðåäñåäàòåëåé­ ñóäîâ,­ èñïîëíèòåëьíîé­ âëàñòè­ èëè

äðóãèх­ãîñóäàðñòâåííûх­îðãàíîâ?

II.­­Гàðàíòèðóåò­ëè­Êîíñòèòóöèÿ­ïðàâî­âûáîðà­êîìïåòåíò-

íîãî­ñóäьè­(ñóäьÿ,­íàзíàчåííûé­­ïî­зàêîíó)?

III.­Чåòêî­ëè­зàêîí­зàêðåïëÿåò,­êàêîé­ñóä­ÿâëÿåòñÿ­êîìïå-

òåíòíûì?­Уñòàíàâëèâàåò­ëè­îí­ïðàâèëà­ðàзðåшåíèÿ­ñïîðîâ

îòíîñèòåëьíî­êîìïåòåíòíîñòè?

IV.­ Оñóщåñòâëÿåòñÿ­ ëè­ ðàñïðåäåëåíèå­ ñóäåáíûх­ äåë­ â

ñîîòâåòñòâèè­ ñ­ êðèòåðèÿìè­ îáъåêòèâíîñòè­ è­ ïðîзðàчíîñòè?

Еñòь­ëè­èíûå­îñíîâàíèÿ­îòâîäà­ñóäьè­îò­äåëà,­ïîìèìî­ñëóчàåâ

îòâîäà­ñóäьè­ïî­òðåáîâàíèю­îäíîé­èз­ñòîðîí­èëè­ñàìîîòâîäà?­

Сóäьè,­à­òàêжå­ñóäåáíàÿ­âëàñòь­äîëжíû­áûòь­íåзàâèñèìû

îò­зàêîíîäàòåëьíîé­è,­îñîáåííî,­èñïîëíèòåëьíîé­âëàñòåé.

Âîзìîжíîñòь­ îáжàëîâàíèÿ­ ñóäåáíûх­ ðåшåíèè­ â­ âûшå-

ñòîÿщèé­ñóä­ÿâëÿåòñÿ­îáщåïðèíÿòûì­эëåìåíòîì­â­ñóäåáíîé

ñèñòåìå,­è­îíà­äîëжíà­áûòь­åäèíñòâåííûì­ñïîñîáîì­êîíòðî-

ëÿ­зà­ñóäьÿìè­â­ñâÿзè­ñ­ïðèìåíåíèåì­зàêîíà.­Сóäьè­íå­äîëж-

íû­ ïîäâåðãàòьñÿ­ êîíòðîëю­ ñî­ ñòîðîíû­ êîëëåã-ñóäåé­ è­ a

fortori ëюáîé­ èñïîëíèòåëьíîé­ âûшåñòîÿщåé­ âëàñòè,­ îñó-

щåñòâëÿåìîé,­ íàïðèìåð,­ ãîñóäàðñòâåííûìè­ ñëóжàщèìè.

Тàêîé­êîíòðîëь­ìîжåò­íàðóшàòь­èх­íåзàâèñèìîñòь­è,­ñëåäî-

âàòåëьíî,­âåðхîâåíñòâî­ïðàâà.

“Гàðàíòèю­ ìîжíî­ èñòîëêîâàòь­ â­ äâóх­ àñïåêòàх.­ Пåðâûé

êàñàåòñÿ­ ñóäà­ â­ öåëîì.­ Âòîðîé­ êàñàåòñÿ­ ñóäьè­ è­ ñóäåáíîé

êîëëåãèè,­ðàññìàòðèâàющèх­äàííîå­äåëî.­…Пðåäâàðèòåëьíî

îïðåäåëåíèÿ­ ñóäà­ (èëè­ ñóäåáíîãî­ îðãàíà),­ êîìïåòåíòíîãî
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Checklist”­ ­ for­a­permanent­constitutional­diagnostics­and

monitoring;

- Development­of­concrete­proposals­for­the­unification­of­the

mechanisms­ for­ conduct­ of­ systemic­ constitutional­ moni-

toring,­applying­the­Rule­of­Law­Checklist­ in­different­ legal

systems.

It­is­proposed­to­hold­this­three-day­conference­in­Yerevan­on

October­ 20-23,­ 2016,­ aligning­ it­ with­ the­ Annual­ Yerevan

Conference­on­actual­issues­of­constitutional­justice.

Three­issues­are­proposed­for­discussion:
1.­The­role­of­constitutional­courts­ in­overcoming­legislative

gaps­and­legal­uncertainty.

2.­ Place­ and­ role­ of­ systemic­ constitutional­ monitoring­ in

improving­ the­ system­ of­ constitutional­ control­ and­ overcoming

the­deficit­of­constitutionalism.

3.­The­role­and­importance­of­the­“Rule­of­Law­Checklist”­in

the­ realization­ of­ ongoing­ constitutional­ diagnosis­ and­ monitor-

ing,­ensuring­dynamic­democratic­development.

All­materials­of­the­Conference­will­be­published­in­early­2017

in­the­Yearbook­“Constitutional­Justice”­for­2016.

Conceptual­questions­on­constitutional­monitoring­were­set

out­in­the­author's­monograph­“Constitutional­monitoring.”4

Several­important­aspects­of­the­“Rule­of­Law­Checklist”­are

presented­in­this­publication­to­a­wide­range­of­specialists,­taking

into­ account­ the­ particular­ importance­ of­ this­ Report­ by­ the

Venice­ Commission­ in­ resolving­ both­ theoretical­ and­ practical

issues­of­ensuring­the­rule­of­ law­and­the­establishment­of­gen-

uine­constitutionalism­in­modern­society.

The­author­believes­that­the­“Rule­of­Law­Checklist,”­from

the­viewpoint­of­ ­comprehensive­and­generalized­assessment

of­ this­ phenomenon,­ is­ the­ result­ of­ a­ holistic,­ systemic­ and

deeply­scientific­approach­ to­ its­development,­and­ it­ can­not

only­be­applied­to­assess­a­certain­situation,­but­also­serve­as

the­basis­for­development­of­mechanisms­for­prevention­of­the

deficit­of­constitutionalism,­control­of­the­process­of­establish-

G.­Harutyunyan­

Professor, 

Member of the Venice Commission 

of the Council of Europe

Perspectives­of­constitutional­monitoring­on­the

basis­of­“Checklist­of­rule­of­Law”­

Summary

At­ the­ 106th­ Plenary­ Session­ held­ on­ March­ 12,­ 2016­ the

Venice­Commission­of­ the­Council­of­Europe­approved­the­pro-

posal­of­the­author­on­holding­international­conference­on­consti-

tutional­monitoring.

The­Commission­recommended­to­prepare­and­submit­to­the

107th Plenary­ Session­ relevant­ concepts­ and­ organizational

mechanisms­for­holding­the­forum,­taking­into­account­the­oppor-

tunities­for­application­of­the­“Rule­of­Law­Checklist”­(adopted­at

the­106th Plenary­Session­of­the­Commission)­in­the­process­of

systemic­constitutional­monitoring3.

It­is­emphasized­that­the­urgency­of­holding­the­international

conference­ on­ constitutional­ monitoring­ is­ conditioned­ with­ the

necessity­of:

-­Developing­more­effective­ legal­mechanisms­ to­overcome

the­deficit­of­constitutionalism­in­modern­society,­to­prevent

the­accumulation­of­negative­social­energy­which,­gaining­a

critical­mass,­can­lead­to­social­cataclysms;

-­Identification­of­bottlenecks­in­the­sustainable­and­dynamic

ensuring­of­the­rule­of­the­Constitution­and­further­improve-

ment­of­judicial­constitutional­control­mechanisms;

-­Effective­guaranteeing­of­the­rule­of­ law,­ensuring­sustain-

able­democratic­development;

-­Identifying­opportunities­for­application­of­the­“Rule­of­Law
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Кîíстèтуцèîííàя­äèàгíîстèкà­íà­îсíîвå

сðàвíèтåльíîгî­àíàлèзà­хàðàктåðèстèк­

äåмîкðàтèчåскîгî­ðàзвèтèя­стðàí­

с­пåðåхîäíîй­экîíîмèкîй

Âвåäåíèå

Оäíîé­èз­âàжíåéшèх­зàäàч­ñèñòåìíîãî­êîíñòèòóöèîííî-

ãî­ìîíèòîðèíãà­ÿâëÿåòñÿ­àäåêâàòíàÿ­ìåòîäîëîãèÿ­êîíñòèòó-

öèîííîé­äèàãíîñòèêè.­Êàê­ñïðàâåäëèâî­îòìåчàåòñÿ,­“ïîíÿòèå

êîíñòèòóöèîííàÿ­ äèàãíîñòèêà­ îхâàòûâàåò­ âåñь­ ïðîöåññ

îöåíêè­ êîíñòèòóöèîííîñòè­ â­ îáщåñòâå,­ âûÿâëåíèÿ­ ñîîòâåò-

ñòâèÿ­ ðåàëьíûх­ îáщåñòâåííûх­ îòíîшåíèé­ êîíñòèòóöèîííî

óñòàíîâëåííûì­íîðìàì­è­ïðèíöèïàì.­Êîíñòèòóöèîííàÿ­äèàã-

íîñòèêà­ -­ ñïîñîá­ è­ âîзìîжíîñòь­ îïðåäåëåíèÿ­ ñòåïåíè­ êîí-

ñòèòóöèîííî-ôóíêöèîíàëьíîé­ äååñïîñîáíîñòè­ îáщåñòâåí-

íîãî­îðãàíèзìà­â­öåëîì.­Оíà­íåîáхîäèìà­â­ïåðâóю­îчåðåäь

äëÿ­ âûÿâëåíèÿ­ èñòèííîãî­ ñîñòîÿíèÿ­ è­ òåíäåíöèé­ ðàзâèòèÿ

êîíñòèòóöèîíàëèзìà­â­îáщåñòâå”.

ing­ the­ rule­of­ law,­overcoming­bottlenecks­ in­ this­process­ in

different­ social­ systems.­ Completely­ new­ outlooks­ are

revealed­for­ensuring­of­dynamic­democratic­development­and

ensuring­ of­ the­ rule­ of­ the­ Constitution­ on­ the­ basis­ of­ sys-

temic­ constitutional­ monitoring­ by­ applying­ the­ Rule­ of­ Law

Checklist.

The­agenda­includes­the­development­of­functional­and­insti-

tutional­mechanisms­for­the­practical­implementation­of­this­task,

to­ which­ special­ attention­ would­ be­ paid­ in­ the­ framework­ of

Yerevan­International­Conference­in­October­2016.
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Нà­ îñíîâå­ эòèх­ äàííûх­ Фðèäîì­ Хàóñ­ ðàññчèòûâàåò

èíäåêñ­óðîâíÿ­äåìîêðàòèè,­зíàчåíèÿ­êîòîðîãî­äëÿ­ïåðåхîä-

íûх­ñòðàí­ïðèâåäåíû­íà­ñëåäóющåì­ðèñóíêå.

83

Â­ ëèòåðàòóðå­ óêàзûâàюòñÿ­ òðè­ ãðóïïû­ ïîêàзàòåëåé,­ íà

îñíîâå­ êîòîðûх­ ìîжåò­ ðàññчèòûâàòьñÿ­ èíòåãðàëьíûé­ óðî-

âåíь­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè:­хàðàêòåðèñòèêè­ïðàâî-

âîãî­ ãîñóäàðñòâà,­ хàðàêòåðèñòèêè­ äåìîêðàòèчåñêèх­ ðàзâè-

òèé­è­ñîöèàëьíûå­ïîêàзàòåëè.­Â­äàííîé­ñòàòьå­ìû­ñîñðåäî-

òîчèìñÿ­íà­àíàëèзå­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè­íà­îñíî-

âå­ хàðàêòåðèñòèê­ äåìîêðàòèчåñêèх­ ðàзâèòèé.­ Â­ êàчåñòâå

òàêèх­ïîêàзàòåëåé­ìû­áóäåì­èñïîëьзîâàòь­зíàчåíèÿ­èíäèêà-

òîðîâ,­ ðàññчèòûâàåìûх­ àâòîðèòåòíîé­ îðãàíèзàöèåé

“Фðèäîì­Хàóñ”1 äëÿ­ïåðåхîäíûх­эêîíîìèê.­Эòà­îðãàíèзàöèÿ

ðàññчèòûâàåò­ ñëåäóющèå­ ïîêàзàòåëè:­ ­ Пîêàзàòåëь­ èзáèðà-

òåëьíûх­ïðîöåññîâ­(EP),­Пîêàзàòåëь­ãðàжäàíñêîãî­îáщåñòâà

(CS),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè­ ïðåññû­ (IM),­ Пîêàзàòåëь

äåìîêðàòèчíîñòè­ ãîñóäàðñòâåííîãî­ óïðàâëåíèÿ­ (NCOV),

Пîêàзàòåëь­ äåìîêðàòèчíîñòè­ ìåñòíîãî­ ­ ñàìîóïðàâëåíèÿ

(LGOV),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè­ ñóäåáíîé­ âëàñòè­ (JFI),

Пîêàзàòåëь­êîððóïöèè­(CI).­Нà­îñíîâå­эòèх­ïîêàзàòåëåé­ðàñ-

ñчèòûâàåòñÿ­ òàêжå­ Уðîâåíь­ äåìîêðàòèè­ (DS)­ êàê­ ñðåäíåå

зíàчåíèå­âûшåïðèâåäåííûх­èíäèêàòîðîâ.­

Хàðàктåðèстèкè­äåмîкðàтèчåскèх­ðàзвèтèй

Нà­ îñíîâå­ ìåòîäîëîãèè,­ ðàзðàáîòàííîé­ îðãàíèзàöèåé

Фðèäîì­Хàóñ,­äëÿ­êàжäîãî­ïîêàзàòåëÿ­âûáèðàåòñÿ­зíàчåíèå

îò­0­äî­7,­ãäå­0­íàèëóчшèé­ïîêàзàòåëь,­à­7­íàèхóäшèé.­Â­ñëå-

äóющåé­òàáëèöå­ïðèâåäåíû­ïîêàзàòåëè­äëÿ­2015­ãîäà.­

Хàðàктåðèстèкè­пîкàзàтåлåй­äåмîкðàтèчåскîгî­

ðàзвèтèя­в­ðàзðåзå­стðàí­с­пåðåхîäíîй­экîíîмèкîй

Таблица 1
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Рèс.­2­Иíäåкс­уðîвíя­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè­2015­г.

Сðàâíèâàÿ­ ðèñóíêè­ 1­ è­ 2­ ìîжíî­ зàìåòèòь­ äîñòàòîчíî

áîëьшîå­ ñхîäñòâî­ ìåжäó­ èíäåêñîì­ äåìîêðàòèè­ è­ óðîâíåì

êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòè.­ Тåì­ íå­ ìåíåå­ ìåжäó­ эòèìè

ïîêàзàòåëÿìè­ñóщåñòâóюò­íåáîëьшèå­ðàзëèчèÿ.­Êîэôôèöè-

åíò­ êîððåëÿöèè­ ìåжäó­ эòèìè­ ïîêàзàòåëÿìè­ ðàâåí­ -98.98%.

Тàêîé­âûñîêèé­óðîâåíь­êîððåëÿöèè­ãîâîðèò­î­òîì,­чòî­ðàñчåò

èíäåêñà­ óðîâíÿ­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòè­ íå­ íåñåò­ â

ñåáå­äîñòàòîчíî­ìíîãî­íîâîé­èíôîðìàöèè.­Â­äàëьíåéшåì­â

äàííîé­ñòàòьå­ìû­òåì­íå­ìåíåå­áóäåì­ïîëьзîâàòьñÿ­зíàчåíè-

åì­ óðîâíÿ­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòè.­ Â­ чàñòíîñòè,­ íà

ñëåäóющåì­ðèñóíêå­ïðèâåäåíà­äèíàìèêà­èзìåíåíèÿ­èíäåê-

ñà­â­ïåðèîä­ñ­2009­ïî­2015­ãîäû.
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Иíтåгðàльíый­уðîвåíь­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè

Â­ðàáîòå­Г.­Аðóòюíÿíà­â­êàчåñòâå­èíñòðóìåíòà­êîíñòèòó-

öèîííîé­äèàãíîñòèêè­ïðåäëàãàëñÿ­èíòåãðàëьíûé­ïîêàзàòåëь

êîíñòèòóöèîííîñòè,­ðàññчèòûâàåìûé­ñëåäóющèì­îáðàзîì:

Нóжíî­îòìåòèòь,­чòî­áûëî­áû­òîчíåå­íàзûâàòь­эòîò­ïîêà-

зàòåëь­ñðàâíèòåëьíûé­êîэôôèöèåíò­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîé-

чèâîñòè,­ òàê­ êàê­ ïîëóчàющååñÿ­ зíàчåíèå­ èíäèêàòîðà­ äëÿ

îòäåëьíîé­ñòðàíû­èìååò­ñìûñë­ëèшь­â­ñðàâíåíèè­ñ­äðóãèìè

ñòðàíàìè­âûáîðêè.­Â­эòîì­ñìûñëå­äëÿ­ðàñчåòà­эòîãî­ïîêàзà-

òåëÿ­âàжíà­àäåêâàòíàÿ­âûáîðêà­ñòðàí.­Сòðàíû­ñ­ïåðåхîäíîé

эêîíîìèêîé,­ êîòîðûå­ зà­ ïîñëåäíèå­ äåñÿòèëåòèÿ­ ïðîшëè

îчåíь­ ïîхîжèé­ ïóòь­ êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì,­ ÿâëÿюòñÿ

äîñòàòîчíî­ îäíîðîäíîé­ âûáîðêîé­ äëÿ­ ñðàâíèòåëьíîãî­ àíà-

ëèзà.­

Нà­ îñíîâå­ эòèх­ äàííûх­ ìû­ ïîñòðîèëè­ Иíäåêñ­ êîíñòèòó-

öèîííîé­óñòîéчèâîñòè­íà­îñíîâå­ôîðìóëû­(1).­Дëÿ­ïîñòðîå-

íèÿ­èíäåêñà­ìû­ñäåëàëè­íåáîëьшèå­ïðåîáðàзîâàíèÿ­äàííûх.

Â­чàñòíîñòè,­âìåñòî­ïðèâåäåííûх­â­òàáëèöå­зíàчåíèé­xi­ìû

âзÿëè­зíàчåíèÿ­8-­xi.­­Эòî­ïîзâîëèëî­ñêîíñòðóèðîâàòь­èíäåêñ

òàêèì­ îáðàзîì,­ чòî­ áîëåå­ âûñîêèå­ зíàчåíèÿ­ èíäåêñà­ ñîîò-

âåòñòâóюò­ ëóчшåé­ ñèòóàöèè­ ñ­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчè-

âîñòью.­ Тàêîå­ ïðåîáðàзîâàíèå­ áûëî­ íåîáхîäèìî,­ òàê­ êàê­ â

ôîðìóëå­(1)­ïðåäïîëàãàåòñÿ­áîëåå­âûñîêîå­зíàчåíèå­èíäè-

êàòîðà­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòь­ äëÿ­ ñòðàí­ ñ­ ëóчшèìè

хàðàêòåðèñòèêàìè.­ Пîëóчåííûå­ ðåзóëьòàòû­ ïðèâåäåíû­ íà

ñëåäóющåì­ðèñóíêå.
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ðèíãà­ïðîèñхîäÿщèх­ïðîöåññîâ­è­ïðèíÿòèÿ­ñîîòâåòñòâóющèх

äåéñòâèé­â­îáëàñòè­êîíñòèòóöèîííûх­ðåôîðì.

Пðèâåäåííûé­ àíàëèз­ ïîêàзûâàåò,­ чòî­ äàжå­ ñòðàíû­ ñ

ïåðåхîäíîé­эêîíîìèêîé­èìåюò­äîñòàòîчíî­ðàзëèчíûå­ñèòóà-

öèè­ñ­óðîâíåì­êîíñòèòóöèîíàëèзìà.­Из­ðèñóíêà­3­ìîжíî­ñäå-

ëàòь­âûâîä,­чòî­ñòðàíû­ìîãóò­áûòь­ðàзäåëåíû­íà­îïðåäåëåí-

íû­ êëàñòåðû,­ èìåющèå­ äîñòàòîчíî­ ñхîжèå­ хàðàêòåðèñòèêè.

Дëÿ­íàхîжäåíèÿ­è­àíàëèзà­эòèх­ãðóïï­îáðàòèìñÿ­ê­êëàñòåð-

íîìó­àíàëèзó.

Клàстåðíый­àíàлèз

Êëàñòåðíûé­àíàëèз­–­эòî­ñîâîêóïíîñòь­ìåòîäîâ,­ïîзâî-

ëÿющèé­êëàññèôèöèðîâàòь­ìíîãîìåðíûå­íàáëюäåíèÿ,­êàж-

äîå­ èз­ êîòîðûх­ îïèñûâàåòñÿ­ íàáîðîì­ èñхîäíûх­ ïåðåìåí-

íûх.

Сóщåñòâóåò­äâà­îñíîâíûх­ìåòîäà­êëàñòåðíîãî­àíàëèзà­–

èåðàðхèчåñêèé­è­ìåòîä­k-ñðåäíèх.­Â­äàííîé­ñòàòьå­ìû­áóäåì

èñïîëьзîâàòь­ èåðàðхèчåñêèé­ ìåòîä­ êàê­ íàèáîëåå­ ïîäхîäÿ-

щèé­ äëÿ­ äàííûх­ ñ­ íåáîëьшèì­ êîëèчåñòâîì­ íàáëюäåíèé,­ à

òàêжå­àëãîðèòìîì­äâóхшàãîâîãî­ìåòîäà­êëàñòåðíîãî­àíàëè-

зà,­ðåàëèзîâàííîãî­â­ïàêåòå­SPSS.­Пîäðîáíóю­èíôîðìàöèю

îá­ эòîì­ ìåòîäå­ ìîжíî­ íàéòè­ â­ äîêóìåíòàöèè­ ïàêåòà­ SPSS.

Аëãîðèòì­ èåðàðхèчåñêîãî­ ìåòîäà­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà

шèðîêî­ èзâåñòåí,­ à­ åãî­ ïîäðîáíîå­ îïèñàíèå­ ìîжíî­ íàéòè,

íàïðèìåð,­â­òîé­жå­êíèãå­Л.­А.­Сîшíèêîâîé.­

Нà­ñëåäóющåì­ðèñóíêå­ïðåäñòàâëåíà­äåíäîãðàììà­äëÿ

èåðàðхèчåñêîãî­àíàëèзà­äàííûх­2015­ã.,­ãäå­äëÿ­îïðåäåëåíèÿ

êëàñòåðîâ­ èñïîëьзîâàíû­ âñå­ ïîêàзàòåëè,­ ðàññчèòûâàåìûå

Фðèäîì­Хàóñ.

Аíàëèз­ïîëóчåííûх­äàííûх­ïîêàзûâàåò,­чòî­îïòèìàëьíûì

ðàзáèåíèåì­ ÿâëÿåòñÿ­ ðàзäåëåíèå­ ñòðàí­ íà­ чåòûðå­ ãðóïïû.

Эòî­ ðàзáèåíèå­ ïîêàзàíî­ íà­ ðèñóíêå­ 4.­ Дëÿ­ èññëåäóåìûх

ñòðàí­ èíäèêàòîð­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòè­ äëÿ­ òàêîãî

ðàзáèåíèÿ­ïîêàзàí­íà­ðèñóíêå­5.

Дàííûé­ðèñóíîê­ïîêàзûâàåò,­íàñêîëьêî­ïîëåзíûì­ìîжåò

áûòь­êëàñòåðíûé­àíàëèз­äëÿ­ìîíèòîðèíãà­êîíñòèòóöèîíàëèз-

ìà.­ Нåñìîòðÿ­ íà­ òî,­ чòî­ óðîâåíь­ èíäèêàòîðà­ êîíñòèòóöèî-

íàëьíîé­ óñòîéчèâîñòè,­ íàïðèìåð,­ â­ Уêðàèíå­ íàìíîãî­ âûшå

чåì­â­Мàêåäîíèè,­òåì­íå­ìåíåå­Уêðàèíà­îêàзàëàñь­âî­âòîðîì
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Рèс.­3­Дèíàмèкà­уðîвíя­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè­

в­2009-2015­гîäàх­

Пåðåхîäíûå­ ñòðàíû­ ïî­ óðîâíю­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîé-

чèâîñòè­ìîжíî­ðàзäåëèòь­íà­òðè­ãðóïïû:­ñòðàíû,­ãäå­èíäèêà-

òîð­ êîíñòèòóöèîííîé­ óñòîéчèâîñòè­ èìååò­ îòðèöàòåëьíîå

зíàчåíèå;­ ñòðàíû,­ ãäå­ èíäèêàòîð­ èìååò­ óðîâåíь,­ áëèзêèé­ ê

íóëю;­ ñòðàíû­ ñ­ ïîëîжèòåëьíûì­ óðîâíåì­ êîíñòèòóöèîííîé

óñòîéчèâîñòè.­ Из­ ðèñóíêà­ 3­ îчåâèäíî,­ чòî­ зà­ ïîñëåäíèå­ 2

ãîäà­зàìåòíî­óâåëèчèëîñь­ðàзëèчèå­ìåжäó­óðîâíÿìè­êîíñòè-

òóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè­äëÿ­ñòðàí­1­è­3­ãðóïï,­òàê­êàê­зàìåò-

íî­ óâåëèчèëñÿ­ íàêëîí­ êðèâûх­ 2014­ è­ 2015­ ãîäîâ­ ê­ îñè­ X.­ Â

ïåðâóю­ ãðóïïó­ âхîäÿò­ ñòðàíû­ Сðåäíåé­ Азèè,­ Азåðáàéäжàí,

Ðîññèÿ­ è­ Бåëàðóñь,­ à­ â­ 3­ ãðóïïó­ ñòðàíû­ Еâðîñîюзà.­ Тàêèì

îáðàзîì,­зà­ïîñëåäíèå­äâà­ãîäà­ðàзëèчèå­óðîâíåé­êîíñòèòó-

öèîííîé­óñòîéчèâîñòè­â­эòèх­ñòðàíàх­зàìåòíî­óâåëèчèëîñь.­Â

òî­жå­âðåìÿ­äëÿ­ñòðàí,­êîòîðûå­âхîäÿò­âî­âòîðóю­ãðóïïó,­óðî-

âåíь­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè­зà­эòè­ãîäû­ïðàêòèчåñêè

íå­ìåíÿëñÿ.­Â­эòó­ãðóïïó­âхîäèò­òàêжå­è­Аðìåíèÿ.­

Уâåëèчåíèå­ïîëÿðèзîâàííîñòè­ñòðàí­ñ­íàèëóчшåé­è­íàè-

хóäшåé­ñèòóàöèåé­ñ­óðîâíåì­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè

ñâèäåòåëьñòâóåò­ î­ íåîáхîäèìîñòè­ îòñëåжèâàíèÿ­ è­ ìîíèòî-
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89

êëàñòåðå,­ãäå­ñðåäíèé­óðîâåíь­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâî-

ñòè­íèжå­чåì­â­ïåðâîì­êëàñòåðå.­­

Нåäîñòàòêîì­ ìåòîäà­ èåðàðхèчåñêîé­ êëàñòåðèзàöèè­ â

íåêîòîðîì­ñìûñëå­ÿâëÿåòñÿ­ïðîèзâîëьíîñòь­âûáîðà­êîëèчå-

ñòâà­ êëàñòåðîâ.­ Оáûчíî­ êîëèчåñòâî­ êëàñòåðîâ­ â­ äàííîì

ìåòîäå­âûáèðàåòñÿ­èñхîäÿ­èз­óñëîâèé­зàäàчè­è­öåëåé­ïðîâî-

äèìîãî­ àíàëèзà.­ Дâóхшàãîâûé­ ìåòîä­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà,

ðåàëèзîâàííûé­â­SPSS,­ëèшåí­эòîãî­íåäîñòàòêà­è­äàåò­âîз-

ìîжíîñòь­ àâòîìàòèчåñêè­ ñðàâíèâàòь­ ðåзóëьòàòû,­ ïîëóчåí-

íûå­äëÿ­ðàзíîãî­êîëèчåñòâà­êëàñòåðîâ­ñ­ïîìîщью­èíôîðìà-

öèîííûх­êðèòåðèåâ.­Â­äàííîé­ñòàòьå­ìû­èñïîëьзóåì­èíôîð-

ìàöèîííûé­êðèòåðèé­Аêàèêå.

Â­ ðåзóëьòàòå­ èñïîëьзîâàíèÿ­ äâóхшàãîâîãî­ ìåòîäà­ êëà-

ñòåðíîãî­àíàëèзà­äëÿ­äàííûх­2015­ãîäà­ïîëóчàåì,­чòî­îïòè-

ìàëьíûì­ðàзáèåíèåì­ÿâëÿåòñÿ­ðàзáèåíèå­ñòðàí­íà­3­êëàñòå-

ðà,­êîòîðûå­ïðèâåäåíû­íà­ðèñóíêå­6.

Â­äàííîì­ñëóчàå,­ìîжíî­зàìåòèòь,­чòî­Аðìåíèÿ­íàхîäèò-

ñÿ­ âî­ âòîðîé­ ãðóïïå­ ñòðàí,­ êîòîðûå­ хàðàêòåðèзóюòñÿ­ óðîâ-

íåì­êîíñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè­îò­-50­äî­50.

Дâóхшàãîâûé­ ìåòîä­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà­ ïîзâîëÿåò

âûÿâèòь­ íå­ òîëьêî­ íàèáîëåå­ îïòèìàëьíîå­ ðàзáèåíèå,­ íî­ è

îïðåäåëèòь­íàèáîëåå­âàжíûå­ôàêòîðû,­êîòîðûå­îïðåäåëÿюò

эòî­îïòèìàëьíîå­ðàзáèåíèå,­à­òàêжå­èññëåäîâàòь­хàðàêòåðè-

ñòèêè­ðàзáèåíèÿ.

Нà­ ñëåäóющåì­ ðèñóíêå­ ïðèâåäåí­ ñòàíäàðòíûé­ îòчåò

SPSS­ î­ ñòåïåíè­ âàжíîñòè­ êàжäîãî­ ôàêòîðà­ â­ îïðåäåëåíèè

îïòèìàëьíîãî­ðàзáèåíèÿ.­Уðîâåíь­âàжíîñòè­îïðåäåëÿåòñÿ­ñ

ïîìîщью­ñòàíäàðòèзèðîâàííîé­шêàëû­îò­0­äî­1,­ãäå­0­îзíà-

чàåò­íåñóщåñòâåííîñòь­ôàêòîðà,­1­–­íàèáîëьшóю­ñóщåñòâåí-

íîñòь.
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Рèсуíîк­4.­
Дåíäîгðàммà­èåðàðхèчåскîгî­клàсстåðíîгî­àíàлèзà­2015­г.



Рèсуíîк­7.
Âàæíîсть­фàктîðîв,­èспîльзуåмых­в­äвухшàгîвîм­мåтîäå­

клàстåðíîгî­àíàлèзà­2015­г.

Из­ðèñóíêà­âèäíî,­чòî­íàèáîëåå­âàжíûìè­хàðàêòåðèñòè-

êàìè­ â­ äàííîì­ ñëóчàå­ ÿâëÿюòñÿ­ Пîêàзàòåëь­ ãðàжäàíñêîãî

îáщåñòâà­(CS),­Пîêàзàòåëь­íåзàâèñèìîñòè­ñóäåáíîé­âëàñòè

(JFI),­ Пîêàзàòåëь­ èзáèðàòåëьíûх­ ïðîöåññîâ­ (EP),­ è­ Пîêàзà-

òåëь­íåзàâèñèìîñòè­ïðåññû­(IM).

Нà­ñëåäóющåì­ðèñóíêå­ïðèâåäåí­åщå­îäèí­ñòàíäàðòíûé

îòчåò­SPSS,­ãäå­ïîêàзàíû­êëàñòåðû­è­ñðåäíèå­зíàчåíèÿ­ôàê-

òîðîâ­äëÿ­êàжäîãî­êëàñòåðà.­Фàêòîðû­ïîêàзàíû­ïî­ìåðå­óáû-

âàíèÿ­âàжíîñòè.
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Рèсуíîк­6.­
Уðîвåíь­èíäèкàтîðà­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè­пî­клàстåðàм
2015­г.­íà­îсíîвå­îптèмèзàцèè­с­пîмîщью­äвухшàгîвîвî­мåтîäà­

клàстåðèзàцèè

Рèсуíîк­5.­
Уðîвåíь­èíäèкàтîðà­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè­пî­клàстå-
ðàм­2015­г.­íà­îсíîвå­èåðàðхèчåскîгî­мåтîäà­клàстåðèзàцèè



Из­ ðèñóíêà­ âèäíî,­ чòî­ зíàчåíèå­ ñàìîãî­ âàжíîãî

Пîêàзàòåëÿ­ ãðàжäàíñêîãî­ îáщåñòâà­ äëÿ­ êëàñòåðà­ 2­ ïîчòè­ â

1.68­ðàзà­âûшå­чåì­êëàñòåðà­3.­

Ðèñóíîê­8­ïîзâîëÿåò­äëÿ­êàжäîé­îòäåëьíîé­ñòðàíû­ñäå-

ëàòь­âûâîäû­î­òîì,­êàêèå­ôàêòîðû­íàхîäÿòñÿ­íèжå­ñðåäíåãî

зíàчåíèÿ­â­êëàñòåðå­è­ñëåäîâàòåëьíî­ÿâëÿюòñÿ­òåìè­ïîêàзà-

òåëÿìè,­ êîòîðûå­ äîëжíû­ áûòь­ îñîáåííî­ âàжíû­ äëÿ­ îòâåò-

ñòâåííûх­зà­ðàзðàáîòêó­ïîëèòèêè­â­ñôåðå­êîíñòèòóöèîííîãî

ðåãóëèðîâàíèÿ.­ Â­ òàáëèöå­ 2­ ïðèâåäåíû­ зíàчåíèÿ­ ïîêàзàòå-

ëåé­äëÿ­Аðìåíèè­è­Гðóзèè,­à­òàêжå­ñðåäíèå­зíàчåíèÿ­âòîðî-

ãî­êëàñòåðà.

Пîкàзàтåлè­äåмîкðàтèчåскîгî­ðàзвèтèя­äля­Гðузèè­

è­Аðмåíèè

Таблица 2

Пî­òðåì­èз­чåòûðåх­íàèáîëåå­âàжíûх­ïîêàзàòåëåé,­îïðå-

äåëåííûх­ ñ­ ïîìîщью­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà,­ Аðìåíèÿ­ èìååò

îöåíêè­ íèжå­ ñðåäíåãî­ â­ ñâîåì­ êëàñòåðå.­ Эòî­ Пîêàзàòåëь

ñóäåáíîé­ âëàñòè­ (-0.5),­ Пîêàзàòåëь­ èзáèðàòåëьíûх­ ïðîöåñ-

ñîâ­(-0.62)­è­Пîêàзàòåëь­íåзàâèñèìîñòè­ïðåññû­(-0.87).­Эòî

èìåííî­ òå­ îïðåäåëåííûå­ ñ­ ïîìîщью­ ­ ñðàâíèòåëьíîãî­ êëà-

ñòåðíîãî­àíàëèзà­ïîêàзàòåëè,­íà­êîòîðûå­íåîáхîäèìî­îáðà-

щàòь­ îñîáîå­ âíèìàíèå­ ïðè­ ôîðìèðîâàíèè­ ïðèîðèòåòîâ

ïîëèòèêè.­

Нà­ ðèñóíêå­ 9­ ­ ïðåäñòàâëåíû­ зíàчåíèÿ­ ïîêàзàòåëåé­ ïî

êàжäîìó­êëàñòåðó,­à­òàêжå­ìåäèàíà­è­25%­è­75%­ïðîöåíòèëè

ïî­êàжäîìó­ïîêàзàòåëю.­Пîêàзàòåëè­îòñîðòèðîâàíû­ïî­ñòå-

ïåíè­âàжíîñòè­â­êëàñòåðíîì­àíàëèзå.­

Пðèìåчàòåëьíî,­чòî­ñðåäíåå­зíàчåíèå­âòîðîãî­êëàñòåðà,

â­êîòîðîì­íàхîäèòñÿ­è­Аðìåíèÿ,­ïðàêòèчåñêè­äëÿ­âñåх­ïîêà-
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Рèсуíîк­8.­

Хàðàктåðèстèкè­клàстåðîв­пî­фàктîðàм
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Рèсуíîк­10.
Уðîвåíь­èíäèкàтîðà­кîíстèтуцèîííîй­устîйчèвîстè­

пî­клàстåðàм­2015­г.­íà­îсíîвå­îптèмèзàцèè­
с­пîмîщью­äвухшàгîвîвî­мåтîäà­клàстåðèзàцèè

Êàê­âèäíî­èз­ðèñóíêà­10,­è­â­äàííîì­ñëóчàå­îïòèìàëьíûì

îêàзàëîñь­ðàзäåëåíèå­ñòðàí­íà­òðè­êëàñòåðà,­êîòîðûå­óñëîâ-

íî­ ìîжíî­ íàзâàòь­ ãðóïïàìè­ ñ­ íèзêèì,­ ñðåäíèì­ è­ âûñîêèì

óðîâíåì­ êîíñòèòóöèîíàëèзìà.­ Мîжíî­ зàìåòèòь,чòî­ ñîñòàâ

êëàñòåðîâ­ зíàчèòåëьíî­ èзìåíèëñÿ.­ Â­ чàñòíîñòè,­ Аðìåíèÿ

ïåðåìåñòèëàñь­èз­ãðóïïû­ñ­íèзêèì­óðîâíåì­êîíñòèòóöèîíà-

ëèзìà­ â­ ãðóïïó­ ñî­ ñðåäíèì­ óðîâíåì­ êîíñòèòóöèîíàëèзìà.

Пðîâåäåííûé­àíàëèз­ïîêàзàë,­чòî­зà­ïåðèîä­ñ­2011­ïî­2015

ãîäû­ ñåðьåзíûх­ èзìåíåíèé­ â­ êëàñòåðàх­ íå­ íàáëюäàëîñь.­ Â

òîжå­ âðåìÿ­ зíàчèòåëьíûå­ èзìåíåíèÿ­ ïðîèзîшëè­ â­ 2009­ è

2010­ ãã.­ Сêîðåå­ âñåãî­ ïðèчèíîé­ òàêèх­ èзìåíåíèé­ ÿâëÿюòñÿ

ãëîáàëьíûå­эêîíîìèчåñêèå­è­ïîëèòèчåñêèå­ñîáûòèÿ.­Â­чàñò-

íîñòè,­2009­è­2010­ãîäû­эòî­ïåðèîä­ãëîáàëьíîãî­эêîíîìèчå-

ñêîãî­êðèзèñà.­­

Нà­ ñëåäóющåì­ ðèñóíêå­ ïðåäñòàâëåíà­ âàжíîñòь­ ïîêàзà-

òåëåé­äëÿ­äâóхшàãîâîãî­ìåòîäà­êëàñòåðíîãî­àíàëèзà­â­2009

ãîäó.

зàòåëåé­ ñîâïàäàåò­ ñ­ ìåäèàíîé­ îáщåãî­ ðàñïðåäåëåíèÿ.­ Â

öåëîì­ðèñóíîê­9­ïîêàзûâàåò,­чòî­ïîëóчåííîå­ðàзäåëåíèå­íà

êëàñòåðû­ äåéñòâèòåëьíî­ àäåêâàòíî­ îïèñûâàåò­ èзóчàåìóю

ïðîáëåìó,­ òàê­ êàê­ хàðàêòåðèñòèêè­ êëàñòåðîâ­ зíàчèòåëьíî

îòëèчàюòñÿ­äðóã­îò­äðóãà.

Иíòåðåñíî­òàêжå­ðàññìîòðåòь­êàê­èзìåíèëîñь­âî­âðåìå-

íè­ñòðóêòóðà­êëàñòåðîâ.­С­эòîé­öåëью­ìû­ïðèìåíèëè­ìåòîä

äâóхшàãîâîãî­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà­ òàêжå­ ê­ ïîêàзàòåëÿì

Фðèäîì­Хàóñ­зà­2009­ã.­Ðåзóëьòàòû­ïðåäñòàâëåíû­íà­ðèñóíêå

10.

Рèсуíîк­9.­

Хàðàктåðèстèкè­клàстåðîв
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ñòè.­Â­êàчåñòâå­èíñòðóìåíòîâ­ìîíèòîðèíãà­è­äèàãíî-

ñòèêè­ êîíñòèòóöèîííîñòè­ ìîãóò­ áûòь­ ïðèìåíåíû

èåðàðхèчåñêèé­ è­ äâóхшàãîâûé­ ìåòîäû­ êëàñòåðíîãî

àíàëèзà.­ Пîêàзàíî,­ чòî­ ðåзóëьòàòû,­ ïîëóчåííûå­ ñ

ïîìîщью­ äâóхшàãîâîãî­ ìåòîäà,­ áîëåå­ ïðåäïîчòè-

òåëьíû.

 Уâåëèчåíèå­ ïîëÿðèзîâàííîñòè­ ñòðàí­ ñ­ íàèëóчшåé­ è

íàèхóäшåé­ ñèòóàöèåé­ ñ­ óðîâíåì­ êîíñòèòóöèîííîé

óñòîéчèâîñòè­ ñâèäåòåëьñòâóåò­ î­ íåîáхîäèìîñòè

îòñëåжèâàíèÿ­ è­ ìîíèòîðèíãà­ ïðîèñхîäÿщèх­ ïðîöåñ-

ñîâ­è­ïðèíÿòèÿ­ñîîòâåòñòâóющèх­äåéñòâèé­â­îáëàñòè

êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì.­ Аíàëèз,­ ïðîâåäåííûé­ íà

îñíîâå­ хàðàêòåðèñòèê­ äåìîêðàòèчåñêîãî­ ðàзâèòèÿ

ïåðåхîäíûх­ ñòðàí,­ ïîêàзàë,­ чòî­ íàèáîëåå­ îïòèìàëь-

íûì­ ðàзäåëåíèåì­ ñòðàí­ íà­ êëàñòåðû­ ïî­ óðîâíю­ êîí-

ñòèòóöèîíàëèзìà­ ÿâëÿåòñÿ­ ðàзäåëåíèå­ íà­ ãðóïïû­ ñ

íèзêèì,­ ñðåäíèì­ è­ âûñîêèì­ óðîâíåì­ êîíñòèòóöèîíà-

ëèзìà.

 Ðàзäåëåíèå­íà­òðè­ãðóïïû­ÿâëÿåòñÿ­îïòèìàëьíûì­äëÿ

àíàëèзà­â­2009-2015­ãîäàх.­Сîñòàâ­êëàñòåðîâ­ìåíÿëñÿ

â­òåчåíèå­эòîãî­âðåìåíè.­Нàèáîëåå­èíòåíñèâíî­èзìå-

íåíèÿ­ïðîèñхîäèëè­â­2009­è­2010­ãã.­Аðìåíèÿ­â­2009

ãîäó­íàхîäèëàñь­â­ãðóïïå­ñòðàí­ñ­íèзêèì­óðîâíåì­êîí-

ñòèòóöèîíàëèзìà.­ С­ 2011­ ãîäà­ Аðìåíèÿ­ ïîäíÿëàñь­ â

ãðóïïó­ñòðàí­ñî­ñðåäíèì­óðîâíåì­êîíñòèòóöèîíàëèз-

ìà.

 Дâóхшàãîâûé­ ìåòîä­ êëàñòåðíîãî­ àíàëèзà­ ïîзâîëÿåò

îïðåäåëèòь­íàèáîëåå­âàжíûå­ïîêàзàòåëè,­îïðåäåëÿю-

щèå­óðîâåíь­êîíñòèòóöèîíàëèзìà.­Нàèáîëåå­âàжíûìè

ïîêàзàòåëÿìè­ â­ 2015­ ã.­ îêàзàëèñь:­ Пîêàзàòåëь­ ãðàж-

äàíñêîãî­ îáщåñòâà­ (CS),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè

ñóäåáíîé­ âëàñòè­ (JFI),­ ­ Пîêàзàòåëь­ èзáèðàòåëьíûх

ïðîöåññîâ­ (EP),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè­ ïðåññû

(IM).­Эòî­íàèáîëåå­âàжíûé­ðåзóëьòàò­äàííîãî­èññëå-

äîâàíèÿ­ñ­òîчêè­зðåíèÿ­ðåêîìåíäàöèé­äëÿ­ïðîâåäåíèÿ

ïîëèòèêè,­íàïðàâëåííîé­íà­óëóчшåíèå­óðîâíÿ­êîíñòè-

òóöèîíàëèзìà­â­ñòðàíå.

 Пðåäëîжåííàÿ­ ìåòîäèêà­ ïîзâîëÿåò­ òàêжå­ îòñëåжè-

âàòь­èзìåíåíèÿ­âàжíîñòè­хàðàêòåðèñòèê­êîíñòèòóöèî-
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Рèсуíîк­11.­
Âàæíîсть­фàктîðîв,­èспîльзуåмых­в­äвухшàгîвîм­мåтîäå­

клàстåðíîгî­àíàлèзà­2015­г.

Êàê­ âèäíî­ èз­ ðèñóíêà,­ èзìåíèëàñь­ íå­ òîëьêî­ ñòðóêòóðà

êëàñòåðîâ­ïî­ñðàâíåíèю­ñ­2015­ãîäîì,­íî­è­âàжíîñòь­ïàðà-

ìåòðîâ­ïðè­îïðåäåëåíèè­êëàñòåðîâ.­Â­чàñòíîñòè,­èз­ñðàâíå-

íèÿ­ðèñóíêîâ­7­è­11­ìîжíî­зàìåòèòь,­чòî­â­2009­ãîäó­â­чèñëå

ïåðâûх­чåòûðåх­хàðàêòåðèñòèê­íàхîäèëñÿ­Пîêàзàòåëь­äåìî-

êðàòèчíîñòè­ ãîñóäàðñòâåííîãî­ óïðàâëåíèÿ­ (NCOV).­ Â­ 2015

ãîäó­âìåñòî­эòîãî­ïîêàзàòåëÿ­ôèãóðèðóåò­Пîêàзàòåëь­ãðàж-

äàíñêîãî­îáщåñòâà.

Âывîäы

 Êëàñòåðíûé­ àíàëèз­ íàðÿäó­ ñ­ ðàñчåòîì­ èíäåêñà­ êîí-

ñòèòóöèîííîé­óñòîéчèâîñòè­ÿâëÿåòñÿ­âàжíûì­èíñòðó-

ìåíòîì­ ìîíèòîðèíãà­ è­ äèàãíîñòèêè­ êîíñòèòóöèîííî-
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А.­Âàðäåвàíяí

Советник Председателя 

Конституционного Суда Республики Àрмения, к.ю.н.

25-лåтèå­Кîíстèтуцèîííîму Ñуäу

Рîссèйскîй­Фåäåðàцèè­­25­лåт

25­ ëåò­ íàзàä,­ 30­ îêòÿáðÿ­ 1991­ ãîäà­ ñîñòîÿëîñь­ ïåðâîå

ðàáîчåå­ ñîâåщàíèå­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ ÐСФСÐ­ è­ ñïóñòÿ

íåñêîëьêî­ìåñÿöåâ,­14­ÿíâàðÿ­1992­ãîäà­–­ïåðâîå­зàñåäàíèå.

Пðèíÿòî­ñчèòàòь,­чòî­îðãàíû­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ

ñòîÿò­âûшå­âñåх­âåòâåé­ãîñóäàðñòâåííîé­âëàñòè,­à­ðåзóëьòàòû

ãîñóäàðñòâåííî-âëàñòíîé­äåÿòåëьíîñòè,­âûðàжàющèåñÿ­â­íîð-

ìîòâîðчåñòâå­ ëèáî­ â­ ñóäåáíîì­ è­ èíîì­ ïðàâîïðèìåíåíèè,

ÿâëÿюòñÿ­îáъåêòàìè­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ.­

Бîëåå­ òîãî,­ áîëьшèíñòâî­ îðãàíîâ,­ îñóщåñòâëÿющèх­ êîí-

ñòèòóöèîííîå­ïðàâîñóäèå,­òàêжå­íàäåëåíû­ïîëíîìîчèåì­ðàз-

ðåшàòь­ñïîðû­î­êîìïåòåíöèè­âûñшèх­ãîñóäàðñòâåííûх­îðãàíîâ

âëàñòè,­чòî­ñâèäåòåëьñòâóåò­î­òîì,­чòî­êîíñòèòóöèîííûå­ñóäû

ÿâëÿюòñÿ­ñóäàìè­íàä­âëàñòью.­

Зà­ 25­ ëåò­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè

óòâåðäèëñÿ­ êàê­ ñòîÿщèé­ íàä­ âñåìè­ âåòâÿìè­ ãîñóäàðñòâåííîé

âëàñòè­ ñóä,­ êîòîðûé­ ïðè­ îñóщåñòâëåíèè­ ñâîèх­ ïîëíîìîчèé

ðóêîâîäñòâóåòñÿ­òîëьêî­Êîíñòèòóöèåé­Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè

è­Фåäåðàëьíûì­êîíñòèòóöèîííûì­зàêîíîì­î­Êîíñòèòóöèîííîì

Сóäå­Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè.

Â­ îäíîé­ èз­ ñâîèх­ ìîíîãðàôèé­ Пðåäñåäàòåëь­ Êîíñòèòó-

öèîííîãî­ Сóäà­ Ðåñïóáëèêè­ Аðìåíèÿ­ Г.Г.­ Аðóòюíÿí­ îòìåòèë:

“Пóòь­îò­Êîíñòèòóöèè­ê­êîíñòèòóöèîíàëèзìó­íå­зàêàíчèâàåòñÿ

ïðèíÿòèåì­ Оñíîâíîãî­ Зàêîíà”.­ Нå­ ñëóчàéíî,­ чòî­ ìíîãèå­ ñчè-

òàюò­îðãàíû­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ­ãàðàíòîì­îáåñïåчå-

íèÿ­êîíñòèòóöèîíàëèзìà.­С­óâåðåííîñòью­ìîжíî­ñêàзàòь,­чòî

Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè­ ñ­ ïåðâîãî­ äíÿ
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íàëèзìà.­ Тàê,­ â­ 2009­ ãîäó­ íàèáîëåå­ âàжíûìè­ îêàзà-

ëèñь­ñëåäóющèå­хàðàêòåðèñòèêè:­Пîêàзàòåëь­èзáèðà-

òåëьíûх­ ïðîöåññîâ­ (EP),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè

ñóäåáíîé­ âëàñòè­ (JFI),­ Пîêàзàòåëь­ íåзàâèñèìîñòè

ïðåññû­(IM),­Пîêàзàòåëь­äåìîêðàòèчíîñòè­ãîñóäàðñò-

âåííîãî­óïðàâëåíèÿ­(NCOV).­
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Constitutional­diagnosis­on­the­basis­of­the­

comparative­analysis­of­the­characteristics­

of­democratic­development­of­the­countries­

with­the­transition­economy­

Abstract. The­paper­proposes­a­method­of­consti-

tutional­ diagnostics,­ based­ on­ cluster­ analysis.­ The

proposed­methodology­ is­considered­on­ the­example

of­analysis­of­the­level­of­constitutionalism­in­transition

countries.
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73-Н,­ЗÐ-74-Н,­ЗÐ-75-Н,­ЗÐ-76-Н­è­ЗÐ-77-Н,­à­òàêжå­ñòàòåé­6­è

10­íàхîäÿщåãîñÿ­â­ñèñòåìíîé­ñâÿзè­ñ­íèìè­Зàêîíà­ÐА­“О­ïîäî-

хîäíîì­ íàëîãå”­ (ЗÐ-246-Н)­ Êîíñòèòóöèè­ Ðåñïóáëèêè­ Аðìåíèÿ

íà­ îñíîâàíèè­ îáðàщåíèÿ­ äåïóòàòîâ­ Нàöèîíàëьíîãî­ Сîáðàíèÿ

ÐА”­ ñîñëàëñÿ­ íà­ Пîñòàíîâëåíèå­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà

Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè­îò­14­ôåâðàëÿ­2013­ã.­N­4-П).­

Пðè­ ðåшåíèè­ âîïðîñîâ­ ñîîòâåòñòâèÿ­ ïðàâîâûх­ àêòîâ

Êîíñòèòóöèè­ Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä

Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè­âñåãäà­îïèðàëñÿ­íà­öåëûé­ðÿä­âзàèìî-

ñâÿзàííûх­ ïðèíöèïîâ­ ïðàâà.­ Ê­ òàêèì­ ïðèíöèïàì,­ зàôèêñèðî-

âàííûì­â­ðåшåíèÿх­Сóäà,­îòíîñÿòñÿ:­âåðхîâåíñòâî­ïðàâà,­ñïðà-

âåäëèâîñòь,­ ïðàâîâîå­ ãîñóäàðñòâî,­ ïðîïîðöèîíàëьíîñòь,

ðàâåíñòâî­âñåх­ïåðåä­зàêîíîì,­íåïðèêîñíîâåííîñòь­ñîáñòâåí-

íîñòè,­ïðåзóìïöèÿ­íåâèíîâíîñòè,­íåäîïóñòèìîñòь­ïîâòîðíîãî

íàêàзàíèÿ­ зà­ îäíî­ è­ òî­ жå­ ïðàâîíàðóшåíèå,­ ðàзäåëåíèå­ âëà-

ñòåé­è­îáóñëîâëåííàÿ­èì­ñèñòåìà­ñäåðжåê­è­ïðîòèâîâåñîâ­è­äð.­

Пðàêòèêà­ ïî­ ðåшåíèÿì­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ Ðîññèéñ-

êîé­Фåäåðàöèè­ñâèäåòåëьñòâóåò­î­òîì,­чòî­äëÿ­Сóäà­ïðèîðèòå-

òîì­ âñåãäà­ áûë­ è­ îñòàåòñÿ­ ïðèíöèï­ âåðхîâåíñòâà­ ïðàâà,­ â

ðåзóëьòàòå­чåãî­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè

âзÿë­íà­ñåáÿ­ðîëь­эôôåêòèâíîãî­îðãàíà­зàщèòû­ôóíäàìåíòàëь-

íûх­ïðàâ­è­ñâîáîä­чåëîâåêà­è­ãðàжäàíèíà,­чåì­è­îáóñëàâëèâà-

åòñÿ­ íàëèчèå­ ïðèáëèзèòåëьíî­ 15­ òûñÿч­ îáðàщåíèé­ â­ Сóä.

Дàííûå­ ðåзóëьòàòû­ áåзóñëîâíî­ ñâèäåòåëьñòâóюò­ î­ äîâåðèè­ ê

Сóäó.­ Â­ ñâîåé­ ïðàêòèêå­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ ðàññìàòðèâàë

ñïîðíûå­âîïðîñû,­êàñàющèåñÿ­ñàìûх­ðàзëèчíûх­ñôåð­жèзíå-

äåÿòåëьíîñòè­ чåëîâåêà­ (ïîëèòèчåñêîé,­ ãðàжäàíñêîé,­ ñîöèàëь-

íîé,­à­òàêжå­эêîíîìèчåñêîé­è­êóëьòóðíîé).­

Сëåäóåò­òàêжå­îòìåòèòь,­чòî­ïðàâîâûå­ïîзèöèè­Êîíñòèòó-

öèîííîãî­ Сóäà­ èìåюò­ зíàчåíèå­ íå­ òîëьêî­ äëÿ­ ïåðåñìîòðà­ ïî

êîíêðåòíîìó­äåëó,­íî­è­äëÿ­âñåх­äðóãèх­ðåшåíèé,­â­ðåзóëьòàòå

чåãî­ïðàâîâûå­ïîзèöèè­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­èãðàюò­ïðåâåí-

òèâíóю­ðîëь­äëÿ­äðóãèх­âîзìîжíûх­ïðàâîíàðóшåíèé.

Êàê­ãîâîðèòñÿ,­“òåîðèÿ­âñåãäà­ëåжèò­â­îñíîâå­ïðàêòèêè”,­è­â

эòîì­ àñïåêòå­ ìíîãîчèñëåííûå­ íàóчíûå­ ðàáîòû­ êàê­ Пðåäñå-

äàòåëÿ­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè

Âàëåðèÿ­Дìèòðèåâèчà­Зîðьêèíà,­òàê­è­ñóäåé­Сåðãåÿ­Пåòðîâèчà

Мàâðèíà,­Нèêîëàÿ­Сåìåíîâèчà­Бîíäàðÿ,­Гàäèñà­Аáäóëëàåâèчà

Гàäжèåâà­è­äðóãèх­îòíîñèòåëьíî­ðàзëèчíûх­âàжíåéшèх­âîïðî-

101

ñîзäàíèÿ­è­ïî ñåé äåíь èãðàåò­âàжíåéшóю­ðîëь­â­ïðîöåññå­ñòà-

íîâëåíèÿ­êîíñòèòóöèîíàëèзìà­â­ñòðàíå.

Âàжíåéшàÿ­ âñïîìîãàòåëьíàÿ­ ðîëь­ â­ эòîì­ ïðîöåññå­ ïðè-

íàäëåжèò­ àêòèâíîìó­ ìåжäóíàðîäíîìó­ ñîòðóäíèчåñòâó­ ìåжäó

êîíñòèòóöèîííûìè­ ñóäàìè.­ И­ â­ эòîì­ âîïðîñå­ Êîíñòèòóöèîí-

íûé­ Сóä­ Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè­ ïðîÿâëÿåò­ зàñëóжèâàющóю

âûñîêîé­ îöåíêè­ èíèöèàòèâó.­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Ðîññèéñ-

êîé­ Фåäåðàöèè­ ïðèíèìàåò­ óчàñòèå­ âî­ Âñåìèðíîé­ êîíôåðåí-

öèè­ïî­êîíñòèòóöèîííîìó­ïðàâîñóäèю,­ÿâëÿåòñÿ­îäíèì­èз­óчðå-

äèòåëåé­ Êîíôåðåíöèè­ îðãàíîâ­ êîíñòèòóöèîííîãî­ êîíòðîëÿ

ñòðàí­íîâîé­äåìîêðàòèè,­ïîëíîïðàâíûì­чëåíîì­Êîíôåðåíöèè

åâðîïåéñêèх­ êîíñòèòóöèîííûх­ ñóäîâ,­ Аññîöèàöèè­ àзèàòñêèх

êîíñòèòóöèîííûх­ñóäîâ.­Пîìèìî­эòîãî,­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä

ÐФ­ðåãóëÿðíî­îðãàíèзóåò­ðàзëèчíûå­ìåжäóíàðîäíûå­ôîðóìû.

Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè­âûïîëíÿåò­è

ïðîäîëжàåò­âûïîëíÿòь­âàжíåéшóю­ðîëь­â­ñòàíîâëåíèè­ïðàâî-

âîãî­ äåìîêðàòèчåñêîãî­ ãîñóäàðñòâà,­ óêðåïëåíèè­ êîíñòèòó-

öèîííûх­ãàðàíòèé,­зàщèòå­ïðàâ­чåëîâåêà,­ðàзðåшåíèè­ïðèíöè-

ïèàëьíûх­ ñïîðîâ­ ïî­ êîíñòèòóöèîííûì­ ïîëíîìîчèÿì,­ òåì

ñàìûì­ñîзäàâàÿ­îïðåäåëåííûå­ïðåäïîñûëêè­äëÿ­óñòîéчèâîãî

ðàзâèòèÿ­îáщåñòâà­è­ñòàíîâëåíèÿ­ãðàжäàíñêîãî­îáщåñòâà.

Зà­ïðîшåäшèå­äâàäöàòь­ïÿòь­ëåò­Êîíñòèòóöèîííûì­Сóäîì

Ðîññèéñêîé­ Фåäåðàöèè­ áûëà­ ïðîäåëàíà­ îãðîìíàÿ­ ðàáîòà­ ïî

îôèöèàëьíîãìó òîëêîâàíèю ñòàòåé­ Êîíñòèòóöèè­ Ðîññèéñêîé

Фåäåðàöèè.­Нåîáхîäèìî­îòìåòèòь,­чòî­зà­ïðîéäåííûé­ïåðèîä

Сóäîì­ áûë­ âûÿâëåí­ êîíñòèòóöèîííî-ïðàâîâîé­ ñìûñë­ îòäåëь-

íûх­íîðì­зàêîíîäàòåëьñòâà,­чòî­ïîзâîëèëî­â­ïîëíîé­ìåðå­ðàз-

ðåшèòь­ìíîãèå­ïðàâîâûå­êîëëèзèè.

Хîòèì­îòìåòèòь,­чòî­îïûò­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­Ðîññèéñ-

êîé­Фåäåðàöèè­âî­ìíîãèх­ñëóчàÿх­èзóчàåòñÿ­è­îòðàжàåòñÿ­ïðè

îñóщåñòâëåíèè­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ­ â­ Ðåñïóáëèêå

Аðìåíèÿ­â­ñîîòâåòñòâóющèх­ïîñòàíîâëåíèÿх­êàê­èñòîчíèê­ìåж-

äóíàðîäíîé­ ïðàêòèêè­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ­ (íàïðè-

ìåð,­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Ðåñïóáëèêè­ Аðìåíèÿ­ â­ ñâîåì

Пîñòàíîâëåíèè­îò­7­èюëÿ­2015­ã.­ПÊС-1224­“Пî­äåëó­îá­îïðå-

äåëåíèè­ âîïðîñà­ ñîîòâåòñòâèÿ­ ïðèíÿòîãî­ Нàöèîíàëьíûì

Сîáðàíèåì­ÐА­21.06.2014­ã.­Зàêîíà­ÐА­î âíåñåíèè­èзìåíåíèé­â

Зàêîí­ÐА­“О­íàêîïèòåëьíûх­ïåíñèÿх”­/ЗÐ-67-Н/­è­ñâÿзàííûх­ñ

íèì­зàêîíîâ­ЗÐ-68-Н,­ЗÐ-69-Н,­ЗÐ-70-Н,­ЗÐ-71-Н,­ЗÐ-72-Н,­ЗÐ-
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А.­Пхðèкяí­

Зав едующая отделом международных договоров 

Правовой консультативной службы 

Конституционного Суда Республики Àрмния,

к.ю.н., доцент

Кîíстèтуцèîííîму­Ñуäу­Лàтвèè­20­лåт

Зà­ïëåчàìè­20­ëåò.­Эòî­íå­ìíîãî,­íî­è­íå­ìàëî.­Оáщåèз-

âåñòíî,­чòî­ñòàíîâëåíèå­è­ðàзâèòèå­êîíñòèòóöèîííîé­юñòèöèè

â­ëюáîì­ãîñóäàðñòâå,­è­îñîáåííî­â­ãîñóäàðñòâàх,­ãäå­ðàзâèòèå

ïðàâîâîé­ ñèñòåìû­ è­ ïðàâîñîзíàíèÿ­ íàñåëåíèÿ­ â­ òåчåíèå

íåñêîëьêèх­ äåñÿòèëåòèé­ â­ ñèëó­ ñëîжèâшèхñÿ­ îáñòîÿòåëьñòâ

îòñòàâàëî­îò­ñâîèх­зàïàäíûх­ñîñåäåé,­–­эòî­ñëîжíûé­ïðîöåññ,

âêëючàющèé­â­ñåáÿ­íåñêîëьêî­эòàïîâ.­

Еñëè­ â­ юðèäèчåñêèх­ è­ ïîëèòèчåñêèх­ êðóãàх­ ñîюзíûх­ ðåñ-

ïóáëèê­â­ñèëó­èñòîðèчåñêèх­îáñòîÿòåëьñòâ­ëèшь­â­êîíöå­80-х­è

â­íàчàëå­90-х­ ãîäîâ­ïðîшëîãî­âåêà­íàчàëè­àêòèâíî­ðàзâèâàòь

èäåю­ î­ íåîáхîäèìîñòè­ ñîзäàíèÿ­ ñïåöèàëèзèðîâàííûх­ îðãà-

íîâ,­ êîòîðûå­ îáåñïåчèëè­ áû­ ïðàâîâóю­ îхðàíó­ êîíñòèòóöèè­ è

íåзûáëåìîñòь­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïîðÿäêà­ â­ ãîñóäàðñòâå,­ òî­ â

ïîëèòèчåñêèх­ êðóãàх­ Лàòâèè­ åщå­ â­ 1930-х­ ãîäàх­ îáñóжäàëàñь

èäåÿ­î­íåîáхîäèìîñòè­ñîзäàíèÿ­îðãàíà,­êîòîðûé­îáåñïåчèë­áû

îхðàíó­Сàòâåðñìå­(Êîíñòèòóöèè).

Пðè­ âîññòàíîâëåíèè­ íåзàâèñèìîãî­ è­ äåìîêðàòèчåñêîãî

Лàòâèéñêîãî­ãîñóäàðñòâà­íåîáхîäèìîñòь­ñîзäàíèÿ­îðãàíà­êîí-

ñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ­ áûëà­ âíå­ âñÿêîãî­ ñîìíåíèÿ.

Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­â­êàчåñòâå­ñóäà,­ðàзðåшàющåãî­ñïîðû­â

ñâÿзè­ ñ­ âîïðîñàìè­ ïðèìåíåíèÿ­ зàêîíîäàòåëьíûх­ àêòîâ,­ áûë

óïîìÿíóò­ â­ Дåêëàðàöèè­ “О­ âîññòàíîâëåíèè­ íåзàâèñèìîñòè

Лàòâèéñêîé­Ðåñïóáëèêè”,­ïðèíÿòîé­Âåðхîâíûì­Сîâåòîì­4­ìàÿ

1990­ ãîäà.­ Зàêîí­ “О­ Êîíñòèòóöèîííîì­ Сóäå­ Лàòâèéñêîé

ñîâ­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ,­êîíñòèòóöèîíàëèзìà­è­òåî-

ðèè­ïðàâà­â­öåëîì­ñïîñîáñòâóюò­ïðèíÿòèю­òàêèх­ïîñòàíîâëå-

íèé,­êîòîðûå­ñîäåðжàò­íå­òîëьêî­ïðàêòèчåñêèå­ðåшåíèÿ,­íî­è

ïîäòâåðжäàюòñÿ­ôóíäàìåíòàëьíûìè­òåîðåòèчåñêèìè­ïîëîжå-

íèÿìè.

Пîëьзóÿñь­ ñëóчàåì,­ èñêðåííå­ хîòèì­ ïîзäðàâèòь­ Êîíñòè-

òóöèîííûé­Сóä­Ðîññèéñêîé­Фåäåðàöèè­ñ­юáèëååì­è­ïîжåëàòь

ñóäьÿì­è­âñåì­åãî­ñîòðóäíèêàì­äàëьíåéшåé­àêòèâíîé­è­ïëîäî-

òâîðíîé­ðàáîòû­âî­èìÿ­òîðжåñòâà­äåìîêðàòèè­è­âåðхîâåíñòâà

Êîíñòèòóöèè­âî­áëàãî­íàðîäîâ­Ðîññèè.
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ìè­â­ðàзâèòèè­зàêîíîäàòåëьñòâà­è­ôîðìèðîâàíèè­ïðàâîïðèìå-

íèòåëьíîé­ïðàêòèêè.­

Â­ ñèëó­ зàñëóжåííîãî­ àâòîðèòåòà­ è­ âûñîêîãî­ èìèäжà­ â

îáщåñòâå,­ íàëàжåííîãî­ ìåхàíèзìà­ ñîòðóäíèчåñòâà­ ñ­ зàêîíî-

äàòåëьíîé­ è­ èñïîëíèòåëьíîé­ âåòâÿìè­ âëàñòè­ Êîíñòèòóöèîí-

íûé­ Сóä­ Лàòâèè­ íåñîìíåííî­ ìîжíî­ ñчèòàòь­ ñîñòîÿâшèìñÿ­ è

äåéñòâåííûì­èíñòèòóòîì­­êîíñòèòóöèîííîãî­êîíòðîëÿ.­

Â­эòîì­êîíòåêñòå­íåëьзÿ­íå­îòìåòèòь­òàêжå­ðîëь­è­âûñîêèé

ïðîôåññèîíàëèзì­ áûâшèх­ è­ íûíåшíèх­ чëåíîâ­ è­ ïðåäñåäàòå-

ëåé­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­Лàòâèè,­áåз­óñåðäèÿ­êîòîðûх­áûëî

áû­òðóäíî­ïðåäñòàâèòь­ïðîöåññ­ñòàíîâëåíèÿ­è­âûñîêèé­ñòàòóñ

â­ ëàòâèéñêîì­ îáщåñòâå,­ êîòîðûì­ îáëàäàåò­ Êîíñòèòóöèîííûé

Сóä­ñåãîäíÿ.

Нåîáхîäèìî­ îòìåòèòь­ òàêжå­ ðîëь­ è­ àêòèâíîå­ óчàñòèå

Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ Лàòâèè­ â­ äâóхñòîðîííåì­ è­ ìíîãîñòî-

ðîííåì­ôîðìàòå­â­ñôåðå­ìåжäóíàðîäíîãî­ñîòðóäíèчåñòâà,­â

чàñòíîñòè­ ­ ìåжäó­ îðãàíàìè­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ,

ïðàâîзàщèòíûìè­ èíñòèòóòàìè­ è­ ìåжäóíàðîäíûìè­ îðãàíèзà-

öèÿìè,­áåз­чåãî­òðóäíî­áûëî­áû­ïðåäñòàâèòь­îðãàíèчíîå­ðàз-

âèòèå­èíñòèòóòà­êîíñòèòóöèîííîãî­êîíòðîëÿ­âíóòðè­ñòðàíû.

Â­чàñòíîñòè,­ìîжíî­îòìåòèòь­ìíîãîôîðìàòíîå­ñîòðóäíè-

чåñòâî­ñ­­Еâðîïåéñêîé­êîìèññèåé­“Зà­äåìîêðàòèю­чåðåз­ïðàâî”

(Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèåé),­чëåíñòâî­â­Êîíôåðåíöèè­åâðîïåé-

ñêèх­êîíñòèòóöèîííûх­ñóäîâ,­â­ðàìêàх­êîòîðîé­îñóщåñòâëÿåòñÿ

âзàèìíîå­ èíôîðìèðîâàíèå­ ñóäîâ-чëåíîâ­ ïî­ âîïðîñàì­ ìåòî-

äîâ­èх­ðàáîòû­è­èх­ñóäåáíîé­ïðàêòèêè­êîíñòèòóöèîííîãî­êîíò-

ðîëÿ,­à­òàêжå­îáìåí­èäåÿìè­ïî­èíñòèòóöèîíàëьíûì,­ñòðóêòóð-

íûì­è­ôóíêöèîíàëьíûì­âîïðîñàì­â­îáëàñòè­êîíñòèòóöèîííîãî

ïðàâîñóäèÿ.­

Нåñîìíåííî,­ïóòь­ñòàíîâëåíèÿ­èíñòèòóòà­êîíñòèòóöèîííî-

ãî­ïðàâîñóäèÿ­â­Лàòâèè,­êàê­è­â­äðóãèх­ñòðàíàх,­íåëåãîê,­òàê­êàê

íà­эòîì­ïóòè­íåèзáåжíî­ñòàëêèâàåшьñÿ­ñ­зàäàчàìè,­ïðîáëåìà-

ìè,­ êðèзèñàìè,­ êîòîðûå­ íàðàâíå­ ñ­ óñîâåðшåíñòâîâàíèåì

ñîöèàëьíîé,­эêîíîìèчåñêîé,­ïîëèòèчåñêîé­è­ïðàâîâîé­ñèñòåì

îáщåñòâà­ ñòàíîâÿòñÿ­ áîëåå­ ìíîãîãðàííûìè­ è­ òðóäíî­ ðåшàå-

ìûìè.

Иìåííî­â­эòîì­ñìûñëå­è­íåîöåíèìû­ïðîшåäшèå­äâàäöàòь

ëåò,­â­òåчåíèå­êîòîðûх­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­Лàòâèè,­êàê­íàì

âèäèòñÿ,­íàêîïèë­äîñòàòîчíûé­îïûò­â­äåëå­зàщèòû­ôóíäàìåí-
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Ðåñïóáëèêè”­áûë­ïðèíÿò­5­èюíÿ­1996­ãîäà.

Нà­îñíîâàíèè­Êîíñòèòóöèè­Ðåñïóáëèêè­è­âûшåóïîìÿíóòî-

ãî­Зàêîíà­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­Лàòâèéñêîé­Ðåñïóáëèêè­ðàñ-

ñìàòðèâàåò­ äåëà­ î­ ñîîòâåòñòâèè­ зàêîíîâ­ è­ ïîäïèñàííûх­ èëè

зàêëючåííûх­Лàòâèåé­ìåжäóíàðîäíûх­äîãîâîðîâ­(â­òîì­чèñëå

è­ äî­ óòâåðжäåíèÿ­ ñîîòâåòñòâóющèх­ äîãîâîðîâ­ â­ Сàэéìå)

Êîíñòèòóöèè;­î­ñîîòâåòñòâèè­äðóãèх­íîðìàòèâíûх­àêòîâ­èëè­èх

чàñòåé­ïðàâîâûì­íîðìàì­(àêòàì)­âûñшåé­юðèäèчåñêîé­ñèëû;­î

ñîîòâåòñòâèè­íàöèîíàëьíûх­ïðàâîâûх­íîðì­Лàòâèè­òåì­зàêëю-

чåííûì­Лàòâèåé­ìåжäóíàðîäíûì­äîãîâîðàì,­êîòîðûå­íå­íàхî-

äÿòñÿ­â­ïðîòèâîðåчèè­ñ­Êîíñòèòóöèåé;­à­òàêжå­î­ñîîòâåòñòâèè

äðóãèх­àêòîâ­Сàэéìû,­Êàáèíåòà­ìèíèñòðîâ,­Пðåзèäåíòà­ãîñó-

äàðñòâà,­ Пðåäñåäàòåëÿ­ Сàэéìû­ è­ Пðåзèäåíòà­ ìèíèñòðîâ­ (зà

èñêëючåíèåì­àäìèíèñòðàòèâíûх­àêòîâ)­зàêîíó.­Пðàâî­íà­îáðà-

щåíèå­â­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­èìåюò­ãîñóäàðñòâåííûå­îðãàíû

è­ èх­ äîëжíîñòíûå­ ëèöà,­ óêàзàííûå­ â­ ñò.17­ Зàêîíà­ “О

Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå­Лàòâèéñêîé­Ðåñïóáëèêè”,­à­ñ­2001­ãîäà

–­òàêжå­ôèзèчåñêèå­ëèöà­â­ñëóчàå­óщåìëåíèÿ­îïðåäåëåííûх­â

Êîíñòèòóöèè­îñíîâíûх­ñâîáîä.

Сîãëàñíî­ îôèöèàëьíîé­ ñòàòèñòèêå,­ зà­ ïðîшåäшèå­ äâà

äåñÿòêà­ ëåò­ чèñëî­ зàÿâëåíèé,­ ïðåäñòàâëåííûх­ íà­ ðàññìîòðå-

íèè­ êîëëåãèÿìè Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà,­ ïðåâûñèëî­ 3000.­ А

чèñëî­âîзáóжäåííûх­â­Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå­äåë­зà­ïðîшåä-

шèé­ïåðèîä­ñîñòàâëÿåò­îêîëî­600­äåë.­Оòìåòèì,­чòî­ñðåäè­âîз-

áóжäåííûх­äåë­óäåëьíûé­âåñ­ïðèхîäèòñÿ­íà­äåëà,­âîзáóжäåí-

íûå­ íà­ îñíîâàíèè­ зàÿâëåíèé­ ôèзèчåñêèх­ è­ юðèäèчåñêèх­ ëèö

(îêîëî­ 400­ äåë).­ Эòî­ ñâèäåòåëьñòâóåò­ î­ òîì,­ чòî­ âíåäðåíèå

èíñòèòóòà­ èíäèâèäóàëьíîé­ êîíñòèòóöèîííîé­ жàëîáû­ áûëî

îïðàâäàííûì­ шàãîì­ è­ îщóòèìî­ ïîâëèÿëî­ íà­ ñòàíîâëåíèå

èíñòèòóòà­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ­ â­ Лàòâèéñêîé

Ðåñïóáëèêå.

Зà­ эòè­ 20­ ëåò­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Лàòâèéñêîé­ Ðåñïóá-

ëèêè­îðãàíèчíî­âïèñàëñÿ­â­ñèñòåìó­îðãàíîâ­ãîñóäàðñòâåííîé

âëàñòè­Ðåñïóáëèêè.­Зà­ãîäû­ñâîåé­äåÿòåëьíîñòè­Êîíñòèòóöèîí-

íûé­Сóä­Лàòâèéñêîé­Ðåñïóáëèêè­â­ðàìêàх­ñâîåé­êîìïåòåíöèè

ïðèíÿë­ ðÿä­ âàжíûх­ ðåшåíèé­ ïî­ зàщèòå­ Êîíñòèòóöèè

Ðåñïóáëèêè,­êîòîðûå­íå­òîëьêî­îêàзàëè­ñåðьåзíîå­âëèÿíèå­íà

îáåñïåчåíèå­ ïðàâ­ è­ ñâîáîä­ чåëîâåêà­ è­ ãðàжäàíèíà­ è­ îхðàíó

êîíñòèòóöèîííîãî­ïîðÿäêà­ñòðàíû,­íî­è­âûñòóïèëè­îðèåíòèðà-
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Ф.­Тîхяí­

Член Конституционного Суда Республики Àрмения

Двàäцàтèлåтíèй­путь­стàíîвлåíèя­è­ðàзвèтèя

Кîíстèтуцèîííîгî­Ñуäà­Рåспублèкè­Аðмåíèя

Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ Ðåñïóáëèêè­ Аðìåíèÿ­ áûë­ ñôîðìè-

ðîâàí­ 6­ ôåâðàëÿ­ 1996­ ãîäà­ íà­ îñíîâå­ ïðèíÿòîé­ â­ 1995­ ãîäó

Êîíñòèòóöèè­ÐА.­Дî­эòîãî­â­Ðåñïóáëèêå­Аðìåíèÿ­íå­ñóщåñòâî-

âàëî­ ïîäîáíîãî­ êîíñòèòóöèîííîãî­ îðãàíà­ èëè­ âûñшåé­ ñóäåá-

íîé­èíñòàíöèè­ñ­ïîäîáíûìè­ïîëíîìîчèÿìè.­

Из­äåéñòâóющèх­â­ìèðå­ìîäåëåé­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâî-

ñóäèÿ­â­Аðìåíèè­áûëà­âûáðàíà­òàê­íàзûâàåìàÿ­“åâðîïåéñêàÿ”

ìîäåëь,­ò.å.­áûë­ñôîðìèðîâàí­ñïåöèàëèзèðîâàííûé­ñóäåáíûé

îðãàí,­ êîòîðûé­ ïî­ Êîíñòèòóöèè­ áûë­ íàäåëåí­ ôóíêöèåé­ îñó-

щåñòâëåíèÿ­ âûñшåãî­ êîíñòèòóöèîííîãî­ êîíòðîëÿ­ ïóòåì­ ñïå-

öèàëèзèðîâàííîãî­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ.­ Уêàзàííàÿ

ôóíêöèÿ­ âïåðâûå­ áûëà­ ñôîðìóëèðîâàíà­ òîëьêî­ â­ ðåзóëьòàòå

ïðîâåäåííûх­ êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì­ 2005­ ã.­ è­ áîëåå­ чåòêî

зàôèêñèðîâàíà­êîíñòèòóöèîííûìè­èзìåíåíèÿìè­2015­ã.

Â­ чàñòíîñòè,­ ñîãëàñíî­ ñòàòьå­ 167­ ðåôîðìèðîâàííîé

Êîíñòèòóöèè­ êîíñòèòóöèîííîå­ ïðàâîñóäèå­ îñóщåñòâëÿåò

Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä,­ îáåñïåчèâàÿ­ âåðхîâåíñòâî­ Êîíñòè-

òóöèè.­Сîãëàñíî­ñòàòьå­1­äåéñòâóющåãî­Зàêîíà­ÐА­“О­Êîíñòèòó-

öèîííîì­Сóäå”­(ïðèíÿòîãî­01.06.2006­ã.)­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä

–­âûñшèé­îðãàí­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ,­­îáåñïåчèâàю-

щèé­âåðхîâåíñòâî­è­íåïîñðåäñòâåííîå­äåéñòâèå­Êîíñòèòóöèè

â­ïðàâîâîé­ñèñòåìå­Ðåñïóáëèêè­Аðìåíèÿ.

Âêðàòöå­ìîжíî­êîíñòàòèðîâàòь,­чòî­­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä

ÐА­ ïðèзâàí­ âûñòóïàòь­ â­ êàчåñòâå­ âûñшåãî­ хðàíèòåëÿ­ Êîíñòè-

òóöèè­ÐА­(åå­íîðì,­ïðèíöèïîâ­è­öåííîñòåé).

Â­ñòàòьå­168­ðåôîðìèðîâàííîé­Êîíñòèòóöèè­ÐА­îïðåäåëå-

íû­ 12­ ãðóïï­ ïîëíîìîчèé­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ ÐА,­ êîòîðûå

ÿâëÿюòñÿ­èñêëючèòåëьíîé­ñôåðîé­åãî­äåÿòåëьíîñòè.­Нè­îäèí
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òàëьíûх­ êîíñòèòóöèîííûх­ öåííîñòåé­ â­ öåëÿх­ óñòîéчèâîãî­ è

äèíàìèчíîãî­ðàзâèòèÿ­îáщåñòâà­è­ãîñóäàðñòâà,­à­òàêжå­ðåшå-

íèÿ­âñåх­ïîäâåäîìñòâåííûх­åìó­зàäàч,­äåðжà­êóðñ­íà­эâîëю-

öèîííîå­êîíñòèòóöèîííîå­ðàзâèòèå.

Пîëьзóÿñь­ ñëóчàåì,­ хîòèì­ ïîзäðàâèòь­ Êîíñòèòóöèîííûé

Сóä­ Лàòâèéñêîé­ Ðåñïóáëèêè­ ñ­ юáèëååì­ è­ ïîжåëàòь­ ñóäьÿì­ è

âñåìó­ àïïàðàòó­ ïëîäîòâîðíîé­ ðàáîòû,­ чòîáû­ Êîíñòèòóöèîí-

íûé­ Сóä­ ïðîäîëжàë­ áåñïðåïÿòñòâåííî­ èñïîëíÿòь­ ñâîю­ ôóíê-

öèю­îхðàíû­Êîíñòèòóöèè­è­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîïîðÿäêà­â

ñòðàíå­ è­ чòîáû­ àâòîðèòåò­ è­ èìèäж­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ â

Ðåñïóáëèêå­âîзðàñòàë­ñîðàзìåðíî­ñ­íàêîïëåííûìè­ãîäàìè.

106

Êîíñòèòóöèîííîå ÏÐÀÂÎÑÓÄÈÅ­·­2(72)`16 Из­ïðàêòèêè­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ



Пðàâèòåëьñòâî­ ÐА,­ Зàщèòíèê­ ïðàâ­ чåëîâåêà­ ÐА,­ ñóäû­ è

Гåíåðàëьíûé­ïðîêóðîð­ÐА,­îðãàíû­ìåñòíîãî­ñàìîóïðàâëåíèÿ,

íî­ чòî­ ñàìîå­ ãëàâíîå­ –­ êàжäîå­ ëèöî­ ïî­ êîíêðåòíîìó­ äåëó,

êîãäà­â­íàëèчèè­èìååòñÿ­îêîíчàòåëьíûé­àêò­ñóäà,­èñчåðïàíû

âñå­ñðåäñòâà­ñóäåáíîé­зàщèòû­è­îñïàðèâàåòñÿ­êîíñòèòóöèîí-

íîñòь­ïðèìåíåííîãî­ê­íåìó­эòèì­àêòîì­ïîëîжåíèÿ­зàêîíà),­чòî

äàëî­âîзìîжíîñòь­áîëåå­эôôåêòèâíî­èñïîëьзîâàòь­ïîòåíöèàë

Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ â­ äåëå­ óñòðàíåíèÿ­ ïðîáåëîâ­ â­ äåé-

ñòâóющåì­ зàêîíîäàòåëьñòâå­ è­ óêðåïëåíèÿ­ êîíñòèòóöèîííîé

зàêîííîñòè­â­ñòðàíå.­Оñîáî­âàжíîå­зíàчåíèå­ïîëóчèëî­âíåä-

ðåíèå­èíñòèòóòà­èíäèâèäóàëьíîé­êîíñòèòóöèîííîé­жàëîáû.­

Â­ðåзóëьòàòå­ðåôîðìû­Êîíñòèòóöèè­â­2015­ã.­ïðîèзîшëè

ñåðьåзíåéшèå­ èзìåíåíèÿ­ â­ êîíñòèòóöèîííîì­ ñòàòóñå

Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà.­Â­чàñòíîñòè,­ïîëíîñòью­èзìåíèëèñь

ïîðÿäîê­ åãî­ ôîðìèðîâàíèÿ,­ ñðîê­ ìàíäàòà­ ñóäåé,­ ïîðÿäîê

âûáîðà­ðóêîâîäñòâà­Сóäà,­êðóã­ïîëíîìîчèé,­ñóáъåêòîâ­è­îáъ-

åêòîâ­êîíñòèòóöèîííîãî­êîíòðîëÿ.­Уêàзàííûå­íîðìû­âîéäóò­â

ñèëó­ñ­àïðåëÿ­2018­ãîäà.­Бåзóñëîâíî,­эòî­“ðåâîëюöèîííûå”

èзìåíåíèÿ,­êîòîðûå­âî­ìíîãîì­ïîâûñÿò­эôôåêòèâíîñòь­äåÿ-

òåëьíîñòè­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà.

С­ 2006­ ãîäà­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ ÐА­ ðàáîòàåò­ â­ ïåðå-

ãðóжåííîì­ ðåжèìå,­ î­ чåì­ ñâèäåòåëьñòâóåò­ ñòàòèñòèêà­ ðàñ-

ñìîòðåííûх­зà­эòè­ãîäû­äåë.­Тàê,­â­ïåðèîä­ñ­1­èюëÿ­2006­ã.­ïî

1­ôåâðàëÿ­2016­ã.­â­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­ÐА­îáðàщàëèñь:

Пðåзèäåíò­ÐА­–­388­îáðàщåíèé;

íå­ìåíåå­чåì­îäíà­ïÿòàÿ­чàñòь­äåïóòàòîâ­

Нàöèîíàëьíîãî­Сîáðàíèÿ­–­9­îáðàщåíèé;

Пðàâèòåëьñòâî­ÐА­–­1­îáðàщåíèå;

ñóäû­–­25­îáðàщåíèé;

Гåíåðàëьíûé­ïðîêóðîð­–­6­îáðàщåíèé;

Зàщèòíèê­ïðàâ­чåëîâåêà­–­36­îáðàщåíèé;

îðãàíû­ìåñòíîãî­ñàìîóïðàâëåíèÿ­–­0­îáðàщåíèé­è­äð.­

Тîëьêî­íà­îñíîâàíèè­îáðàщåíèé­ôèзèчåñêèх­è­юðèäèчå-

ñêèх­ ëèö­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ ïðèíÿë­ ê­ ðàññìîòðåíèю­ 456

äåë,­ïðè­эòîì­â­ñëóчàå­2963­îáðàщåíèé,­êîòîðûå­áûëè­ÿâíî­íå

ïîäâåäîìñòâåííû­Êîíñòèòóöèîííîìó­Сóäó,­áûëî­îòêàзàíî.­­

Оñóщåñòâëÿÿ­ ñâîю­ èñêëючèòåëьíóю­ ìèññèю­ êîíñòèòó-

öèîííîãî­ ïðàâîñóäèÿ,­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä­ ÐА,­ íàчèíàÿ­ ñ

1996­ã.,­ïîëíîñòью­èëè­чàñòèчíî­ïðèзíàë­íåêîíñòèòóöèîííû-
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èíîé­âûñшèé­êîíñòèòóöèîííûé­ãîñóäàðñòâåííûé­îðãàí­(áóäь­òî

зàêîíîäàòåëьíûé,­ èñïîëíèòåëьíûé­ èëè­ ñóäåáíûé)­ íå­ ìîжåò

îñóщåñòâëÿòь­ эòè­ ïîëíîìîчèÿ.­ Êîíêðåòíûå­ ïîëíîìîчèÿ

Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà,­ êîòîðûå­ êàñàюòñÿ­ êîíñòèòóöèîííîãî

êîíòðîëÿ­ зà­ íîðìàòèâíî-ïðàâîâûìè­ àêòàìè­ Нàöèîíàëьíîãî

Сîáðàíèÿ,­Пðåзèäåíòà­ÐА,­Пðàâèòåëьñòâà­ÐА,­îðãàíîâ­ìåñòíî-

ãî­ ñàìîóïðàâëåíèÿ,­ îïðåäåëåíû­ íà­ êîíñòèòóöèîííîì­ óðîâíå.

Тàêèì­îáðàзîì,­ зàêîíîäàòåëь­íå­óïîëíîìîчåí­íè­ðàñшèðèòь,

íè­ñóзèòь­êðóã­ïîëíîìîчèé­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà.

Ê­ ñîжàëåíèю,­ â­ ðåзóëьòàòå­ êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì

2005­ã.­íå­áûëà­ðåàëèзîâàíà­èäåÿ­ðàзëèчåíèÿ­êîíñòèòóöèîí-

íûх­è­òåêóщèх­зàêîíîâ,­ñóщåñòâóющàÿ­âî­ìíîãèх­åâðîïåéñêèх

ñòðàíàх,­è­äåéñòâóющèé­Зàêîí­ÐА­“О­Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå”

èìååò­ñòàòóñ­òåêóщåãî,­“îáûчíîãî”­зàêîíà,­êîòîðûé­ñîãëàñíî

ñòàòьå­71­áûâшåé­Êîíñòèòóöèè­ìîã­ïðèíèìàòьñÿ­è­èзìåíÿòь-

ñÿ­â­äîâîëьíî­ïðîñòîì­ïîðÿäêå,­чòî­ñèëьíî­îñëàáëÿëî­ïðàâî-

âûå­ãàðàíòèè­íåзàâèñèìîñòè­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­ÐА.­

Оòðàäíî,­чòî­â­ðåзóëьòàòå­îñóщåñòâëåííûх­ðåôîðì­áûëà

ââåäåíà­èäåÿ­êîíñòèòóöèîííûх­зàêîíîâ,­è­îäíèì­èз­7­ òàêèх

зàêîíîâ­ äîëжåí­ ñòàòь­ Êîíñòèòóöèîííûé­ зàêîí­ ÐА­ “О

Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå”.­

Â­íàчàëьíûé­ïåðèîä­äåÿòåëьíîñòè­(1996-2006­ãã.)­èз­ïðè-

íÿòûх­ Êîíñòèòóöèîííûì­ Сóäîì­ ê­ ðàññìîòðåíèю­ äåë­ òîëьêî

îêîëî­äâóх­ïðîöåíòîâ­ñîñòàâëÿëè­äåëà,­ñâÿзàííûå­ñ­êîíñòèòó-

öèîííîñòью­ àêòîâ­ Нàöèîíàëьíîãî­ Сîáðàíèÿ­ ÐА­ (зàêîíû,

ïîñòàíîâëåíèÿ).­Пðè­эòîì­â­ òåчåíèå­óêàзàííûх­ëåò­1/3­чàñòь

äåïóòàòîâ­Нàöèîíàëьíîãî­Сîáðàíèÿ­ÐА­ (â­êàчåñòâå­ñóáъåêòà,

èìåющåãî­ ïðàâî­ îáðàщàòьñÿ­ â­ Êîíñòèòóöèîííûé­ Сóä)­ îáðà-

щàëàñь­â­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­ÐА­ëèшь­2­ðàзà­(0,4­ïðîöåíòà

îò­îáщåãî­чèñëà­îáðàщåíèé).­Â­эòîò­ïåðèîä­íå­áûëî­ïîëóчåíî

íè­ îäíîãî­ îáðàщåíèÿ,­ êàñàющåãîñÿ­ êîíñòèòóöèîííîñòè­ óêà-

зîâ­ Пðåзèäåíòà­ ÐА­ èëè­ ïîñòàíîâëåíèé­ Пðàâèòåëьñòâà­ ÐА.­ Â

òàêèх­óñëîâèÿх­ãîâîðèòь­î­íàëèчèè­â­ñòðàíå­ðåàëьíîãî­êîíñòè-

òóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ­ìîжíî­áûëî­ñ­áîëьшèìè­îãîâîðêàìè.­­

Сèòóàöèÿ­ïðèíöèïèàëьíî­èзìåíèëàñь,­êîãäà­â­ðåзóëьòàòå

ïðèíÿòûх­ íà­ ðåôåðåíäóìå­ 2005­ ã.­ êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì

ñóщåñòâåííî­ ðàñшèðèëñÿ­ ñïèñîê­ ñóáъåêòîâ,­ èìåющèх­ ïðàâî

îáðàщàòьñÿ­â­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­(Пðåзèäåíò­ÐА,­íå­ìåíåå

чåì­îäíà­ïÿòàÿ­чàñòь­äåïóòàòîâ­Нàöèîíàëьíîãî­Сîáðàíèÿ­ÐА,
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êðàòèчåñêèх­ñòðàí,­â­ òîì­чèñëå­è­Аðìåíèè,­ òàêèì­ïîòåíöèà-

ëîì­íå­îáëàäàюò.­Пîэòîìó­êîíñòèòóöèîííûå­ðåôîðìû­2015­ã.

áûëè­âïîëíå­íàзðåâшèìè­è­íåîáхîäèìûìè­è­íàðÿäó­ñ­äðóãè-

ìè­âàжíûìè­âîïðîñàìè­ðåшèëè­ïðîáëåìû­ñîзäàíèÿ­öåëîñò-

íîé­è­äåéñòâåííîé­ñèñòåìû­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ.

Âàжíî­òàêжå­зàêîíîäàòåëьíî­зàêðåïèòь­чåòêèå­ìåхàíèз-

ìû,­ îáåñïåчèâàющèå­ íàäëåжàщåå­ èñïîëíåíèå­ ïîñòàíîâëå-

íèé­ è­ ïðàâîâûх­ ïîзèöèé­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ ÐА.­ Зäåñь

áîëьшóю­ ðîëь­ ìîжåò­ ñûãðàòь­ óêîðåíåíèå­ ïðåäëîжåííîé

Пðåäñåäàòåëåì­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­ÐА­ñèñòåìû­êîíñòè-

òóöèîííîãî­ ìîíèòîðèíãà,­ êîòîðàÿ­ äàñò­ âîзìîжíîñòь­ îñó-

щåñòâëåíèÿ­ ïðîäîëжèòåëьíîãî­ êîíòðîëÿ­ зà­ ðåàëèзàöèåé

êîíñòèòóöèîííûх­ïðèíöèïîâ­è­íîðì­â­îáщåñòâåííîé­жèзíè­è

êîíñòèòóöèîíàëèзàöèåé­îáщåñòâåííûх­îòíîшåíèé.

Ê­ñîжàëåíèю,­íóжíî­îòìåòèòь,­чòî­èñïîëíåíèå­òðåáîâà-

íèé­ñòàòьè­40­Зàêîíà­ÐА­“О­Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå”­-­â­ñìûñ-

ëå­ïðåäóñìîòðåíèÿ­óñòàíîâëåííûх­зàêîíîì­ìåð­îòâåòñòâåí-

íîñòè­-­ïðîäîëжàåò­íîñèòь­ôîðìàëьíûé­хàðàêòåð,­ïîñêîëьêó

эòè­ ìåðû­ îòâåòñòâåííîñòè­ чåòêî­ íå­ óñòàíîâëåíû­ зàêîíîì.

Âåñьìà­ àêòóàëьíî,­ чòîáû­ зàêîíîäàòåëь­ è­ â­ äàííîì­ âîïðîñå

ïðèìåíèë­ïîñëåäîâàòåëьíûé­ïîäхîä.

Аêòèâíàÿ­ ðîëь­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ âàжíà­ òàêжå­ è­ íà

ìåжäóíàðîäíîé­àðåíå.­Пðè­íàшåì­äåéñòâåííîì­óчàñòèè­áûëè

ñôîðìèðîâàíû­ Êîíôåðåíöèÿ­ îðãàíîâ êîíñòèòóöèîí-íîãî

êîíòðîëÿ ñòðàí­íîâîé­äåìîêðàòèè,­è Âñåìèðíàÿ­êîíôåðåíöèÿ

êîíñòèòóöèîííûх­ñóäîâ,­â­ïåðâîé­èз­êîòîðûх­Êîíñòèòóöèîííûé

Сóä­ÐА­èìååò­чåñòь­ïðåäñåäàòåëьñòâîâàòь,­à­âî­âòîðîé­–­áûòь

ïðåäñåäàòåëåì­Бюðî.­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­ÐА­â­ëèöå­ñâîåãî

Пðåäñåäàòåëÿ­ ïðåäñòàâëåí­ òàêжå­ â­ Бюðî­ àâòîðèòåòíîé

Âåíåöèàíñêîé­êîìèññèè­Сîâåòà­Еâðîïû,­à­òàêжå­ÿâëÿåòñÿ­чëå-

íîì­Êîíôåðåíöèè­êîíñòèòóöèîííûх­ñóäîâ­åâðîïåéñêèх­ñòðàí.

Пîñëå­ êîíñòèòóöèîííûх­ ðåôîðì­ 2015­ ã.­ äëÿ

íàшåé­ ñòðàíû­ íàчèíàë чðåзâûчàéíî­ îòâåòñòâåí-

íûé­ ïåðèîä­ ðàзâèòèÿ­ ïîñðåäñòâîì­ ïðàâà­ âñåх

ñôåð­îáщåñòâåííîé­жèзíè.­Пåðâîîчåðåäíîé­зàäà-

чåé­ ÿâëÿåòñÿ­ êîíñòèòóöèîíàëèзàöèÿ­ ñóщåñòâóю-

щèх­ïðàâîîòíîшåíèé,­ïðèâåäåíèå­â­ñîîòâåòñòâèå

ñ­êîíñòèòóöèîííûìè­ïðàâîâûìè­ðåãóëèðîâàíèÿìè

äåéñòâóющèх­íîðìàòèâíî-ïðàâîâûх­àêòîâ.­
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ìè­ 209­ ïîëîжåíèé­ 67­ ðàзëèчíûх­ зàêîíîâ.­ Тûñÿчè­ ëюäåé

ñìîãëè­íàéòè­зàщèòó­ñâîèх­ïðàâ­â­Êîíñòèòóöèîííîì­Сóäå.­Â

ðåзóëьòàòå­äåÿòåëьíîñòè­Сóäà­ïðàâîâûå­ïîзèöèè,­âûðàжåí-

íûå­ â­ ïðèíÿòûх­ ê­ ðàññìîòðåíèю­ ìíîãîчèñëåííûх­ äåëàх,

ñóщåñòâåííî­ñîäåéñòâîâàëè­äåëó­óêîðåíåíèÿ­â­íàшåé­ñòðàíå

êîíñòèòóöèîííîñòè­è­ðàзâèòèÿ­ïðàâà.­

Тàêèå­ ïîñòàíîâëåíèÿ­ Êîíñòèòóöèîííîãî­ Сóäà­ èìåëè

íåîäíîзíàчíûå­ ïðàâîâûå­ ïîñëåäñòâèÿ.­ Êàê­ ïðàâèëî,

Нàöèîíàëьíîå­Сîáðàíèå­ïî­âîзìîжíîñòè­áûñòðî,­â­ðÿäå­ñëó-

чàåâ­â­óêàзàííûå­Êîíñòèòóöèîííûì­Сóäîì­ñðîêè,­íàäëåжàщèì

îáðàзîì­ðåàãèðîâàëî­è­â­ñîîòâåòñòâèè­ñ­ïðàâîâûìè­ïîзèöèÿ-

ìè­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­îñóщåñòâëÿëî­íåîáхîäèìûå­зàêî-

íîäàòåëьíûå­ èзìåíåíèÿ,­ ïîêàзûâàÿ­ ïîäîáàющåå­ ïðàâîâîìó

ãîñóäàðñòâó­îòâåòñòâåííîå­êîíñòèòóöèîííîå­ïîâåäåíèå.­

Оäíàêî­áûëè­è­åñòь­åäèíèчíûå­ñëóчàè,­êîãäà­Нàöèîíàëь-

íîå­ Сîáðàíèå­ íå­ ïðåäïðèíèìàëî­ êàêèх-ëèáî­ ïðàêòèчåñêèх

шàãîâ­ ïî­ ðåàëèзàöèè­ ïðàâîâûх­ ïîзèöèé­ Êîíñòèòóöèîííîãî

Сóäà­ÐА.­Нå­ñëóчàéíî,­чòî­Êîíñòèòóöèîííûé­Сóä­â­ñâîèх­ãîäî-

âûх­ñîîáщåíèÿх­2006-2015­ãã.­î­ñîñòîÿíèè­èñïîëíåíèÿ­ïîñòà-

íîâëåíèé­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­áûë­âûíóжäåí­ïåðèîäèчå-

ñêè­ îòìåчàòь,­ чòî­ ãîñóäàðñòâåííûå­ îðãàíû­ è­ äîëжíîñòíûå

ëèöà­ïîêà­åщå­äîëжíûì­îáðàзîì­íå­óчèòûâàюò­âûðàжåííûå­â

ïîñòàíîâëåíèÿх­Êîíñòèòóöèîííîãî­Сóäà­ïðàâîâûå­ïîзèöèè­(â

òîì­ чèñëå­ è­ îòìåчåííûå­ â­ ìîòèâèðîâîчíîé­ чàñòè),­ êîòîðûå

ÿâëÿюòñÿ­èñòîчíèêîì­êîíñòèòóöèîííîãî­ïðàâà­è­ïî­ñâîåé­ñóòè

ÿâëÿюòñÿ­òàêжå­îôèöèàëьíûì­òîëêîâàíèåì­êîíñòèòóöèîííûх

ïîëîжåíèé.­ Мåжäó­ òåì­ ìåжäóíàðîäíàÿ­ ïðàêòèêà­ êîíñòèòó-

öèîííîãî­ïðàâîñóäèÿ­îäíîзíàчíî­ñâèäåòåëьñòâóåò­î­òîì,­чòî

êîíñòèòóöèîííûé­ñóä­â­ñâîåì­ïîñòàíîâëåíèè,­ðàñêðûâàÿ­ïðà-

âîâîå­ñîäåðжàíèå­íîðìû­Êîíñòèòóöèè,­ôîðìóëèðóåò­ïðàâî-

âóю­ïîзèöèю,­êîòîðàÿ­èìååò­îáÿзàòåëьíûé­хàðàêòåð­êàê­äëÿ

ïðàâîïðèìåíèòåëÿ,­òàê­è­äëÿ­зàêîíîäàòåëьíûх­îðãàíîâ.­

Эôôåêòèâíîñòь­ äåÿòåëьíîñòè­ êîíñòèòóöèîííîãî­ ñóäà­ âî

ìíîãîì­îáóñëîâëåíà äåéñòâóющèì­êîíñòèòóöèîííûì­ïîëåì.

Сàìà­Êîíñòèòóöèÿ­äîëжíà­èìåòь­äîñòàòîчíóю­ñèñòåìó­âíóò-

ðèêîíñòèòóöèîííîé­ ñàìîзàщèòû,­ ñîäåðжàòь­ íåîáхîäèìûå

êîíñòèòóöèîííûå­ãàðàíòèè­îáåñïåчåíèÿ­âåðхîâåíñòâà­ïðàâà,

ðåàëьíîãî­ðàзäåëåíèÿ­âëàñòåé,­ïðèзíàíèÿ,­ãàðàíòèðîâàíèÿ­è

зàщèòû­ ïðàâ­ чåëîâåêà.­ Êîíñòèòóöèè­ ìíîãèх­ ìîëîäûх­ äåìî-
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